
V
H

B
_4

2.
8_

01
02

20
15

Vertragsunterlagen zu Ihrer Hausrat- und Glasversicherung

Ostangler
Versicherungen

. . .  d i e  G i l d e  s e i t  1 788

Inhaltsverzeichnis Seite

Vertragsbestimmungen 2

Verbraucherinformationen 2
nach § 10 a Abs. 1 Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG)

Ergänzenden Informationen für Fernabsatzverträge 2

Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 3

Erläuterungen zur Hausratversicherung 3

Erläuterungen zur Glasversicherung (AGIB2008) 4

Allgemeine Hausrat- 5 - 13
Versicherungsbedingungen (VHB2008)

Klauseln Hausrat – COMPACT 14 - 15

Klauseln Hausrat – Exclusiv Fair Play 16 - 18

Klauseln Hausrat – Exclusiv Fair Play Plus 19 - 21

Klauseln Fair Play 22 - 23
(gilt nur, soweit ausdrücklich vereinbart und dokumentiert)

Besondere Bedingungen für die Versicherung weiterer  24
Elementarschäden in der Hausratversicherung (BWE2008)
(gelten nur, soweit ausdrücklich vereinbart und dokumentiert)

Allgemeine Bedingungen zur Glasversicherung (AGIB 2008) 25 - 31
(gilt nur, soweit ausdrücklich vereinbart und dokumentiert)

Klauseln zur Glasversicherung 32

Merkblatt zur Datenverarbeitung 33

Satzung Ostangler Brandgilde VVaG 34 - 35



Seite 2 von 36

Vertragsbestimmungen, Verbraucherinformationen, 
Ergänzende Informationen für Fernabsatzverträge, 
Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)

1. Vertragsgrundlagen Hausrat

 Die gegenseitigen Rechte und Pflichten regeln sich nach dem Antrag 
und den 

 - Allgemeinen Hausrat-Versicherungsbedingungen (VHB 2008)

 - vereinbarten Klauseln

 - etwaigen besonderen Vereinbarungen, den gesetzlichen sowie 
den nachfolgenden Bestimmungen.

 - Merkblatt zur Datenverarbeitung

 - Satzung der Ostangler Brandgilde VVaG

 - Besondere Bedingungen Elementarschäden (BEW 2008)

  sofern vereinbart und dokumentiert

2. Vertragsgrundlagen Glas

 - Allgemeinen Bedingungen für die Glasversicherung

 - Vereinbarten Klauseln

 - etwaigen besonderen Vereinbarungen, den gesetzlichen sowie 
den nachfolgenden Bestimmungen.

 - Merkblatt zur Datenverarbeitung

 - Satzung der Ostangler Brandgilde VVaG

 Bei der Glasversicherung handelt es sich um einen rechtlich selbst-
ständigen Vertrag.

A. Vertragsbestimmungen

1. Ihr Versicherer ist die OSTANGLER BRANDGILDE-VVaG

 Flensburger Straße 5,  24376 Kappeln, Tel. 0 46 42 - 9 14 70,
 Fax 04642-914777, e- mail:  info@oab.de, 
 Internet:  www.ostangler.de

 Vorstand:  Vorsitzender: Jens-Uwe Rohwer, Andreas Schmid
 Aufsichtsrat: Vorsitzender:  Hans-Walter Jens
 Amtsgericht Flensburg - HRB Nr. 158 KA
 Gesellschafter der OSTANGLER BRANDGILDE VVaG: Die OSTANGLER 

BRANDGILDE ist ein Versicherungsverein auf  Gegenseitigkeit, das 
heißt wir gehören unseren Mitgliedern.

2. Auf das Versicherungsverhältnis fällt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung  

3. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitpunkt.

4. Die Angaben zur Beitragshöhe und die Zahlweise ergeben sich aus 
Antrag und Versicherungsschein. Die gesetzliche Versicherungssteuer 
ist in den ausgewiesenen Beiträgen enthalten. Nebengebühren und 
Kosten werden nicht erhoben.

5. Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers (§8 Versicherungsver-
tragsgesetz)

5.1 Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb 
von zwei Wochen widerrufen. Der Widerruf ist in Textform (z. B. Brief, 
Fax, E-Mail) gegenüber dem Versicherer zu erklären und muss keine 
Begründung enthalten; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Ab-
sendung. Der Widerruf ist zu richten an: OSTANGLER BRANDGILDE VVaG, 
Flensburger Straße 5. 24376 Kappeln.

5.2 Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem folgende Unter-
lagen dem Versicherungsnehmer in Textform zugegangen sind:

 a) der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die 
weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 VVaG und

 b) eine deutlich gestaltete Belehrung über das Widerrufsrecht und 
über die Rechtsfolgen des Widerrufs, die dem Versicherungsneh-
mer seine Rechte entsprechend den Erfordernissen des einge-
setzten Kommunikationsmittels deutlich macht und die den Na-
men und die Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf 
zu erklären ist, sowie einen Hinweis auf den Fristbeginn und auf 
die Regelungen des Absatzes 1 Satz 2 enthält. 

Die Belehrung genügt den Anforderungen des Satzes 1 Nr. 2, wenn das vom 
Bundesministerium der Justiz auf Grund einer Rechtsverordnung nach Ab-
satz 5 veröffentlichte Muster verwendet wird. Der Nachweis über den Zu-
gang der Unterlagen nach Satz 1 obliegt dem Versicherer.
5.3 Das Widerrufsrecht besteht nicht 
 a) bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als 

einem Monat, 
 b) bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung, es sei denn, 

es handelt sich um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312b 
Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

 c) bei Versicherungsverträgen bei Pensionskassen, die auf arbeits-
vertraglichen Regelungen beruhen, es sei denn, es handelt sich 
um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312b Abs. 1 und 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs,

 d) bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinn des Arti-
kels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum Versicherungs-
vertragsgesetz,

Das Widerrufsrecht ist ausgeschlossen bei Versicherungsverträgen, die von 
beiden Vertragsparteien auf ausdrücklichen Wunsch des Versicherungs-
nehmers vollständig erfüllt sind, bevor der Versicherungsnehmer sein Wi-
derrufsrecht ausgeübt hat.
5.4 Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Widerrufsfrist abwei-

chend von Absatz 2 Satz 1 nicht vor Erfüllung auch der in § 312e Abs. 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geregelten Pflichten.

5.5 Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Inhalt und Gestaltung 
der dem Versicherungsnehmer nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 mitzutei-
lenden Belehrung über das Widerrufsrecht festzulegen.

6. Rechtsfolgen des Widerrufs (§9 Versicherungsvertragsgesetz)
 Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen 

Leistungen zurückzugewähren und ggf. gezogene Nutzungen (z.B. 
Zinsen) herauszugeben. Können Sie uns die empfangende Leistung 
sowie Nutzungen (z.B. Gebrauchsvorteile) nicht oder teilweise nicht 
oder nur in verschlechterten Zustand zurückgewähren beziehungs-
weise herausgeben, müssen Sie uns insoweit Wertersatz leisten. Für 
die Versicherung der Sache müssen Sie Wertersatz nur leisten, soweit 
die Verschlechterung auf einen Umgang mit der Sache zurückzufüh-
ren ist, der über die Prüfung der Eigenschaften und der Funktions-
weise hinausgeht. Unter „Prüfung der Eigenschaften und der Funkti-
onsweise“ versteht man das Testen und Ausprobieren der jeweiligen 
Ware, wie es etwa im Ladengeschäft möglich und üblich ist. Paketver-
sandfähige Sachen sind auf unsere Kosten und Gefahr zurückzusen-
den. Nicht paketfähige Sachen werden bei Ihnen abgeholt. Verpflich-
tungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen 
erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit der Absendung Ihrer Wi-
derrufsbelehrung oder der Sache, für uns mit deren Empfang. 

 Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 wirksam ausgeübt, sind Sie auch 
an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Ver-
trag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, 
wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine 
Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage 
einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer be-
trifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.

7. Die für die Zulassung und für Beschwerden zuständige Aufsichtsbe-
hörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht – Be-
reich Versicherungen – Graurheindorfer Strasse 108, 53117 Bonn.

8. Ombudsmann: Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 080632, 
10006 Berlin;  Tel.: 0 30 - 206 058 0 

B.   Verbraucherinformationen nach § 10a Abs. 1 Versicherungsaufsichtsgesetz

Diese Informationen gelten für Versicherungsverträge,  die unter aus-
schließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln (z.B. Brief, 
Telefon, Fax, Email, Internet) abgeschlossen werden (Fernabsatzverträge).

1. Der Vertrag kommt durch die Übersendung des Versicherungs-
scheins zustande.

2. Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen in 
Textform ohne Begründung widerrufen. Die Widerrufsfrist beginnt 
am Tage des Abschlusses des Fernabsatzvertrages bzw. – falls Ihnen 
die Vertragsbestimmungen einschl. der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen und die beiliegenden Informationen zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses noch nicht vorlagen – mit dem Zugang der 
genannten Unterlagen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzei-
tige Absendung des Widerrufs. Durch den Widerruf wird der Vertrag 
unwirksam. Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag von bei-
den Seiten auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht 
besteht, soweit im Vertrag nicht ein anderes vereinbart ist, nicht bei 

C.  Ergänzende Informationen für Fernabsatzverträge

Fernabsatzverträgen über Versicherungen mit einer Laufzeit von we-
niger als einem Monat. Sofern Sie Ihr Widerrufsrecht ausüben, haben 
wir nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil 
der Prämie zu erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versi-
cherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den auf die Zeit 
bis zum Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämie haben Sie 
in diesem Fall zu zahlen. Die Erstattung durch uns muss unverzüglich, 
spätestens 30 Kalendertage nach Zugang des Widerrufs erfolgen.  So-
weit Sie ein Widerspruchsrecht nach den gesetzlichen Vorschriften 
über Fernabsatzverträge haben, steht Ihnen ein Widerspruchsrecht 
gem. § 5 a VVG bzw. ein Widerrufsrecht gem. § 8 VVG nicht zu.

3. Unsere Hauptgeschäftstätigkeit besteht im Betrieb der Haftpflicht-, 
Unfall- und Sachversicherungen.

4. Die Vertragsbedingungen und die Vorabinformationen werden in 
deutscher Sprache mitgeteilt; die Kommunikation während der Lauf-
zeit des Vertrages wird in deutscher Sprache geführt.
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Ich willige ein, dass der Versicherer im erforderlichen Umfang Daten, die 
sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Beiträge, 
Versicherungsfälle, Risiko-/ Vertragsenderungen) ergeben, an Rückversi-
cherer zur Beurteilung des Risikos, zur Abwicklung der Rückversicherung 
sowie zur Beurteilung der Ansprüche an andere Versicherer und/oder an 
den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. zur Wei-
tergabe an andere Versicherer übermittelt.
Diese Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zustandekommen des Ver-
trages sowie für entsprechende Prüfungen bei anderweitig beantragten 
(Versicherungs-)Verträgen und bei künftigen Anträgen.
Ich willige ferner ein, dass die Ostangler Brandgilde VVaG meine allgemeine 
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen 
führen und an den/die für mich zuständigen Vermittler weitergeben, so-

D.   Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)

weit dies der ordnungsgemäßen Durchführung meiner Versicherungsahn-
gelegenheiten dient.
Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar willige ich weiter 
ein, dass der/die Vermittler meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Lei-
stungsdaten darüber hinaus für die Beratung und Betreuung auch in son-
stigen Finanzdienstleistungen nutzen darf/dürfen.
Gesundheitsdaten dürfen nur an Personen- und Rückversicherer übermit-
telt werden; an Vermittler dürfen sie nur weitergegeben werden, soweit es 
zur Vertragsgestaltung erforderlich ist.
Diese Einwilligung gilt nur, wenn ich bei Antragstellung vom Inhalt des 
Merkblattes zur Datenverarbeitung Kenntnis nehmen konnte, das mir vor 
Vertragsabschluss (mit weiteren Verbraucherinformationen), auf Wunsch 
auch sofort, überlassen wird.

Versicherungsumfang

Versichert ist der gesamte Hausrat in der im Versicherungsschein bezeich-
neten Wohnung (Versicherungsort) .

Hausrat, der infolge eines eingetretenen oder unmittelbar bevorstehen-
den Versicherungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeit-
lichem und örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang zerstört oder 
beschädigt wird oder abhanden kommt, ist versichert.

Hausrat außerhalb der im Versicherungsschein bezeichneten Wohnung ist 
nur im Rahmen der Außenversicherung (siehe Abschnitt „A“ § 7 VHB2008) 
oder soweit dies gesondert im Versicherungsvertrag vereinbart ist, versichert.

Tarifvarianten
- Hausrat Exclusiv Fair Play Plus
- Hausrat Exclusiv Fair Play
- Hausrat COMPACT

Bedingungen
Hausrat – Vertragsbedingungen
- Allgemeine Hausratversicherungsbedingungen (VHB 2008)
- Zusatzbedingungen und Klauseln Hausrat Compact, Exclusiv Fair Play 

und Exclusiv Fair Play Plus

Zeitpunkt
Anträge dürfen nicht früher als 1 Jahr vor Vertragsbeginn aufgenommen 
werden.

Vertragsbeginn/- Ablauf
Vertragsbeginn ist frühestens der Tag der Antragstellung. Ein Vertrags-
beginn vor diesem Zeitpunkt ist unzulässig. Die Vertragsdauer darf höch-
stens 3 Jahre betragen, dies gilt auch bei Ersatzverträgen.

Aushändigung der Antragsdurchschrift und der Vertragsbedingungen
Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die in Betracht kom-
menden Klauseln und besonderen Vereinbarungen werden dem Antrag-
steller vor Antragsaufnahme überlassen. Dem Antragssteller ist immer eine  
Antragsdurchschrift auszuhändigen.

Unterschriften
Der Antrag und etwaige Fragebögen, Risikobeschreibung und Lagepläne 
sind vom Antragsteller zu unterschreiben. Bei Anträgen von Minderjäh-
rigen ist zusätzlich die Unterschrift des gesetzlichen Vertreters erforder-
lich. Bei vereinbartem Lastschriftverfahren, ist bei Abschluss des Vertrages 
ein gesondertes SEPA Lastschriftmandat zu unterschreiben.

Mindestbeiträge
- bei ständig bewohnten Wohnungen  40,-- EUR
- bei nicht ständig bewohnten Wohnungen  40,-- EUR

Ratenzahlung
Wünscht der Antragsteller den Jahresbeitrag in Raten zu entrichten, so 
sind nachstehende Ratenzahlungszuschläge zu erheben
- bei halbjährlicher Zahlungsweise                  3 %
- bei vierteljährlicher Zahlungsweise                5 %
- bei monatlicher Zahlungsweise                  5 %
Die vierteljährliche und monatliche Zahlungsweise kann nur mit Lastschrift-
einzug vereinbart werden. 

Die Mindestrate darf den Betrag von 40,- € nicht unterschreiten. 

Unterversicherungsschutz  --  Voraussetzungen:
Der Versicherer nimmt bei der Entschädigung keinen Abzug wegen Unter-
versicherung vor (Unterversicherungsverzicht), wenn
a) bei Eintritt des Versicherungsfalles die Wohnfläche der im Versiche-

rungsschein genannten Wohnfläche entspricht und
b)  die vereinbarte Versicherungssumme den vom Versicherer für die Ver-

einbarung eines Unterversicherungsverzichtes vorgegebenen Betrag 
pro Quadratmeter Wohnfläche, multipliziert mit der im Versicherungs-
schein genannten Wohnfläche, nicht unterschreitet.

E.   Erläuterungen zur Hausratversicherungen

c)  und nicht ein weiterer Hausratversicherungsvertrag für denselben 
Versicherungsort ohne Unterversicherungsverzicht besteht.

Anpassung von Versicherungssumme und Prämie

a) Der Betrag pro Quadratmeter Wohnfläche erhöht oder vermindert 
sich mit Beginn eines jeden Versicherungsjahres entsprechend dem 
Prozentsatz, um den sich der Preisindex für “Verbrauchs- und Ge-
brauchsgüter ohne Nahrungsmittel und ohne die normalerweise nicht 
in der Wohnung gelagerten Güter” - aus dem Verbraucherpreisindex 
für Deutschland (VPI) - im vergangenen Kalenderjahr gegenüber dem 
davorliegenden Kalenderjahr verändert hat. Maßgebend ist der vom 
Statistischen Bundesamt jeweils für den Monat September veröffentli-
chte Index. 

 Der Veränderungsprozentsatz wird nur bis zur ersten Stelle nach dem 
Komma berücksichtigt. 

 Der neue Betrag pro Quadratmeter wird auf den nächsten vollen Euro 
aufgerundet und dem Versicherungsnehmer mit der neuen Versiche-
rungssumme bekannt gegeben. 

b) Die Prämie wird aus der neuen Versicherungssumme berechnet.

c) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die neue 
Versicherungssumme kann der Versicherungsnehmer der Anpassung 
durch Erklärung in Textform widersprechen. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung. Damit wird die Anpassung nicht 
wirksam.

 Bei Unterschreiten des vom Versicherer vorgegebenen Betrages pro 
Quadratmeter entfällt gleichzeitig der Unterversicherungsverzicht. 

Wohnungswechsel (§10 VHB 2008)

Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht der Versicherungs-
schutz auf die neue Wohnung über. Während des Wohnungswechsels 
besteht in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach 
Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem erstmals 
versicherte Sachen dauerhaft in die neue Wohnung gebracht werden.

Anzeige der neuen Wohnung

a) Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei Beginn des Ein-
zuges dem Versicherer mit Angabe der neuen Wohnfläche in Quadrat-
metern anzuzeigen.

b) Waren für die bisherige Wohnung besondere Sicherungen vereinbart, 
so ist dem Versicherer in Textform mitzuteilen, ob entsprechende Si-
cherungen in der neuen Wohnung vorhanden sind (siehe Modul Gefah-
rerhöhung).

c) Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die Wohnfläche oder der 
Wert des Hausrates und wird der Versicherungsschutz nicht entspre-
chend angepasst, kann dies zu einer Unterversicherung führen.

Besondere gefahrerhöhende Umstände (§ 16 VHB 2008)

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung (gemäß Abschnitt „B“ § 9 VHB) kann 
insbesondere dann vorliegen, wenn

a) sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist,

b) sich anlässlich eines Wohnungswechsels (siehe Abschnitt „A“ § 10 VHB 
2008) ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist,

c) die ansonsten ständig bewohnte Wohnung länger als 60 Tage oder 
über eine für den Einzelfall vereinbarte längere Frist hinaus unbe-
wohnt bleibt und auch nicht beaufsichtigt wird; beaufsichtigt ist eine 
Wohnung nur dann, wenn sich während der Nacht eine dazu berech-
tigte volljährige Person darin aufhält,

d) vereinbarte Sicherungen beseitigt, vermindert oder in nicht ge-
brauchsfähigem Zustand sind. Das gilt auch bei einem Wohnungs-
wechsel (siehe Abschnitt „A“ § 10 VHB 2008).
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Anträge
Es gibt keinen separaten Antrag für Glas, sondern einen Kombiantrag für 
Hausrat und Glas- Geschäftsgebäude u.- Inhalt und Glas

Vertragsgrundlagen
Es gelten die Annahmerichtlinien der Hausratversicherung

Bedingungen
- Allgemeine Glasversicherungsbedingungen (AGIB2008) Fassung Januar 

2008
- Klauseln für die Glasversicherung 

Pauschale Glasversicherung für Wohnung und Einfamilienhäuser
Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten Wohnung oder 
Einfamilienhaus, 
fertig eingesetzten oder montierten
- Scheiben, Platten und Spiegeln aus Glas
- Scheiben und Platten aus Kunststoff
- Platten aus Glaskeramik
- Glasbausteine und Profilbaugläser
- Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff
- sonstige Sachen
Nicht versichert sind:
- Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind
- Werbeanlagen
- Außen- und Innenverglasung von Ladengeschäften und Gaststätten

Pauschale Glasversicherung für Mehrfamilienhäuser und Bürogebäude 

Versichert gilt die fertig eingesetzte oder montierte, mit dem Gebäude fest 
verbundene Außen- und Innenverglasung des im Versicherungsschein be-
zeichneten Gebäudes  
- Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas
- Scheiben und Platten aus Kunststoff
- Platten aus Glaskeramik

F. Erläuterungen zur Glasversicherung

- Glasbausteine und Profilbaugläser
- Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff
- sonstige Sachen
Nicht versichert sind :
- Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind
- Werbeanlagen
- Außen- und Innenverglasung von Ladengeschäften und Gaststätten
- Einzelscheiben über 6m² 

Pauschale Glasversicherung für Geschäfte und Betriebe
Versichert gilt die fertig eingesetzte oder montierte Außen- und Innenver-
glasung des im Versicherungsschein bezeichneten Betriebes
- Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas
- Scheiben und Platten aus Kunststoff
- Platten aus Glaskeramik
- Glasbausteine und Profilbaugläser
- Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff
- sonstige Sachen

Nicht versichert sind :
- Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind
- Werbeanlagen
- Einzelscheiben über 6 m²

Glasversicherung für einzeln aufgeführte Verglasungen
Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten, fertig eingesetz-
ten oder montierten Sachen.                                                                                                     Nicht 
versichert sind Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind.

Werbeanlagen  (Leuchtstoffröhrenanlagen, Firmenschilder, Transparen-
te)   
Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten, fertig eingesetz-
ten oder montierten Anlagen.                                                                        
Nicht versichert sind Anlagen, die bereits bei Antragstellung beschädigt 
sind.
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Allgemeine Hausrat Versicherungsbedingungen (VHB 2008)
Abschnitt „A“
§ 1  Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), generelle 

Ausschlüsse
§ 2  Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge
§ 3  Einbruchdiebstahl
§ 4  Leitungswasser
§ 5  Sturm, Hagel
§ 6  Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort
§ 7  Außenversicherung
§ 8  Versicherte Kosten
§ 9  Versicherungswert, Versicherungssumme
§ 10  Wohnungswechsel
§ 11  Entschädigungsberechnung, Unterversicherung
§ 12  Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, Wertschutzschränke
§ 13  Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
§ 14  Sachverständigenverfahren
§ 15  Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit des Versiche-

rungsnehmers vor und nach dem Versicherungsfall, Sicherheits-
vorschrift

§ 16  Besondere gefahrerhöhende Umstände
§ 17  Wiederherbeigeschaffte Sachen

Abschnitt „B“
§ 1  Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters
§ 2  Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter 

Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie
§ 3  Dauer und Ende des Vertrages (inkl. Risikowegfall Privat VHB)
§ 4  Folgeprämie
§ 5  Lastschriftverfahren
§ 6  Ratenzahlung
§ 7  Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 8  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 9  Gefahrerhöhung
§ 10  Überversicherung
§ 11  Mehrere Versicherer
§ 12  Versicherung für fremde Rechnung
§ 13  Aufwendungsersatz
§ 14  Übergang von Ersatzansprüchen
§ 15  Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 16  Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
§ 17  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
§ 18  Agentenvollmacht
§ 19  Repräsentanten
§ 20  Verjährung
§ 21  Gerichtsstand
§ 22  Anzuwendendes Recht

Abschnitt „A“

§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), generelle Aus-
schlüsse

1. Versicherungsfall
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch
 a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines 

Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung, 
 b) Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub 

oder den Versuch einer solchen Tat
 c) Leitungswasser,
 d) Sturm, Hagel
 zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhanden kommen.

2. Ausschluss Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie
 a) Ausschluss Krieg 
  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, 
Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand.

 b) Ausschluss Innere Unruhen
  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur-

sachen nicht auf Schäden durch innere Unruhen.
 c) Ausschluss Kernenergie
  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung 
oder radioaktive Substanzen.

§ 2 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge

1. Versicherte Gefahren und Schäden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch
 a) Brand,
 b) Blitzschlag,
 c) Explosion, Implosion
 d) Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner 

Ladung
 zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

2. Brand
 Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstan-

den ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubrei-
ten vermag.

3. Blitzschlag
 Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.
 Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an elektrischen 

Einrichtungen und Geräten sind nur versichert, wenn an Sachen auf dem 
Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, durch Blitzschlag Schä-
den anderer Art entstanden sind.

 Spuren eines direkten Blitzschlags an anderen Sachen als an elektrischen 
Einrichtungen und Geräten oder an Antennen stehen Schäden anderer 
Art gleich.

4-1. Explosion
 Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder 

Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung. 
 Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur vor, 

wenn seine Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, dass ein 
plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb 
des Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion 
durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Zerreißen seiner 
Wandung nicht erforderlich.

4-2. Implosion
 Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusammenfall eines Hohl-

körpers durch äußeren Überdruck infolge eines inneren Unterdruckes.

5. Nicht versicherte Schäden
 Nicht versichert sind 
 a) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch Erdbeben;

 b) Sengschäden; 
 c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die im Ver-

brennungsraum auftretenden Explosionen, sowie Schäden, die an 
Schaltorganen von elektrischen Schaltern durch den in ihnen auf-
tretenden Gasdruck entstehen;

 Die Ausschlüsse gemäß Nr. 5 b und 5 c gelten nicht, soweit diese Schäden 
Folge eines versicherten Sachschadens gemäß Nr. 1 sind.

§ 3 Einbruchdiebstahl

1. Versicherte Gefahren und Schäden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch
 a) Einbruchdiebstahl,
 b) Vandalismus nach einem Einbruch,
 c) Raub 
 oder durch den Versuch einer solchen Tat abhanden kommen, zerstört 

oder beschädigt werden.

2. Einbruchdiebstahl
 Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb
 a) in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels eines 

Schlüssel, dessen Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu 
berechtigten Person veranlasst oder gebilligt worden ist (falscher 
Schlüssel) oder mittels anderer Werkzeuge eindringt; der Gebrauch 
eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn fest-
steht, dass versicherte Sachen abhanden gekommen sind;

 b) in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis aufbricht oder falsche 
Schlüssel (siehe a) oder andere Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen; 
der Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, 
wenn feststeht, dass versicherte Sachen abhanden gekommen sind;

 c) aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes Sachen entwen-
det, nachdem er sich in das Gebäude eingeschlichen oder dort ver-
borgen gehalten hatte;

 d) in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl auf frischer Tat 
angetroffen wird und eines der Mittel gemäß Nr. 4a aa) oder 4a bb) 
anwendet, um sich den Besitz des gestohlenen Gutes zu erhalten;

 e) mittels richtiger Schlüssel, die er innerhalb oder außerhalb des Ver-
sicherungsortes durch Einbruchdiebstahl oder durch Raub gemäß 
Nr. 4 an sich gebracht hatte, in einen Raum eines Gebäudes eindringt 
oder dort ein Behältnis öffnet;

 f) in einen Raum eines Gebäudes mittels richtigem Schlüssel eindringt, 
den er – innerhalb oder außerhalb des Versicherungsortes – durch 
Diebstahl an sich gebracht hatte, vorausgesetzt, dass weder der 
Versicherungsnehmer noch der Gewahrsamsinhaber den Diebstahl 
des Schlüssels durch fahrlässiges Verhalten ermöglicht hatte.

3. Vandalismus nach einem Einbruch
 Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Täter auf eine der 

in Nr. 2a, 2e oder 2f bezeichneten Arten in den Versicherungsort ein-
dringt und versicherte Sachen vorsätzlich zerstört oder beschädigt.

4. Raub
 a) Raub liegt vor, wenn
  aa) gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewendet wird, um 

dessen Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen 
auszuschalten. Gewalt liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen 
ohne Überwindung eines bewussten Widerstandes entwendet 
werden (einfacher Diebstahl/Trickdiebstahl);

  bb) der Versicherungsnehmer versicherte Sachen herausgibt oder 
sich wegnehmen lässt, weil eine Gewalttat mit Gefahr für Leib 
oder Leben angedroht wird, die innerhalb des Versicherungs-
ortes – bei mehreren Versicherungsorten innerhalb desjenigen 
Versicherungsortes, an dem auch die Drohung ausgesprochen 
wird – verübt werden soll;

  cc) dem Versicherungsnehmer versicherte Sachen weggenommen 
werden, weil sein körperlicher Zustand unmittelbar vor der 
Wegnahme infolge eines Unfalls oder infolge einer nicht ver-
schuldeten sonstigen Ursache wie beispielsweise Ohnmacht 
oder Herzinfarkt beeinträchtigt und dadurch seine Wider-
standskraft ausgeschaltet ist.
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 b) Dem Versicherungsnehmer stehen Personen gleich, die mit seiner 
Zustimmung in der Wohnung anwesend sind.

 c) Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der Herausgabe oder 
Wegnahme erst auf Verlangen des Täters herangeschafft werden, 
es sei denn, das Heranschaffen erfolgt nur innerhalb des Versiche-
rungsortes, an dem die Tathandlungen nach a) verübt wurden.

5. Nicht versicherte Schäden
 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen nicht auf Schäden, die verursacht werden durch weitere Elemen-
targefahren (Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schnee-
druck, Lawinen, Vulkanausbruch).

§ 4 Leitungswasser

1. Bruchschäden
 Soweit Rohre bzw. Installationen gemäß a) und b) zum versicherten 

Hausrat gehören (siehe Abschnitt „A“ § 6), leistet der Versicherer Ent-
schädigung für innerhalb von Gebäuden eintretende

 a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren 
  aa) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) oder den damit 

verbundenen Schläuchen,
  bb) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, Wärme-

pumpen- oder Solarheizungsanlagen,  
  cc) von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen.
  sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, Boilern oder 

vergleichbaren Anlagen sind.
 b) frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten Installationen:
  aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Armaturen 

(z.B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Geruchsverschlüsse, 
Wassermesser) sowie deren Anschlussschläuche,

  bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von 
Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepum-
pen- oder Solarheizungsanlagen.

 Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, einschließlich 
der Bodenplatte.

 Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Rohre inner-
halb des Gebäudes.

 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und Installationen 
unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht tragend) nicht versichert.

2. Nässeschäden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 

bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser zerstört oder beschä-
digt werden oder abhanden kommen. Das Leitungswasser muss aus 
Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit verbun-
denen Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem verbundenen sonstigen 
Einrichtungen oder deren wasserführenden Teilen, aus Einrichtungen 
der Warmwasser- oder Dampfheizung, aus Klima- Wärmepumpen oder 
Solarheizungsanlagen, aus Wasserlösch- und Berieselungsanlagen sowie 
aus Wasserbetten und Aquarien  ausgetreten sein.

 Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei-
zungsanlagen sowie Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich. 

3. Nicht versicherte Schäden
 a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

Schäden durch
  aa) Plansch- oder Reinigungswasser,
  bb) Schwamm,
  cc) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Über-

schwemmung oder Witterungsniederschläge oder einen durch 
diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau,

  dd) Erdbeben Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch,
  ee) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser 

nach Nr. 2 die Erdsenkung oder den Erdrutsch verursacht hat, 
  ff) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdüsen we-

gen eines Brandes, durch Druckproben oder durch Umbauten 
oder Reparaturarbeiten an dem versicherten Gebäude oder an 
der Sprinkler- oder Berieselungsanlage.

  gg) Leitungswasser aus Eimern, Gieskannen oder sonstigen mobi-
len Behältnissen.

 b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden
  aa) an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig 

sind und an den in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen be-
findlichen Sachen,

  bb) am Inhalt eines Aquariums, die als Folge dadurch entstehen, 
dass Wasser aus dem Aquarium ausgetreten ist.

4. Gesondert vereinbart
 Ein Selbstbehalt gilt als nicht vereinbart. Abweichungen sind im Versi-

cherungsschein vermerkt.

§ 5 Sturm, Hagel

1. Versicherte Gefahren und Schäden
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die zer-

stört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.
 a) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf 

versicherte Sachen oder auf Gebäude, in denen sich versicherte Sa-
chen befinden;

 b) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder an-
dere Gegenstände auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in de-
nen sich versicherte Sachen befinden, wirft;

 c) als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versicherten Sachen
 d) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf Ge-

bäude, die mit dem versicherten Gebäude oder Gebäuden, in denen 
sich versicherten Sachen befinden, baulich verbunden sind;

 e) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder an-
dere Gegenstände auf Gebäude wirft, die mit dem versicherten Ge-
bäude oder Gebäuden, in denen sich versicherten Sachen befinden, 
baulich verbunden sind.

2. Sturm
 Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstär-

ke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit mindestens 63 km/Stunde).
 Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so wird Wind-

stärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
 a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsgrundstücks 

Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso wi-
derstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, oder dass

 b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des versicherten 
Gebäudes oder des Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen 
befunden haben, oder mit diesem Gebäude baulich verbundenen 
Gebäuden nur durch Sturm entstanden sein kann.

3. Hagel
 Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern.

4. Nicht versicherte Schäden
 a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

Schäden durch 
  aa) Sturmflut;
  ab) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch 

nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren oder 
andere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch 
Sturm oder Hagel entstanden sind und einen Gebäudeschaden 
darstellen;

  ac) weitere Elementargefahren (Überschwemmung, Erdbeben, 
Erdfall, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch).

 b) Nicht versichert sind Schäden an
  ba) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind 

und an den in diesen Gebäuden befindlichen Sachen;
  bb) Sachen, die sich außerhalb von Gebäuden befinden. Nach Nr. 1 

versichert sind jedoch auf dem gesamten Grundstück, auf dem 
sich die versicherte Wohnung befindet, Antennenanlagen und 
Markisen, wenn sie ausschließlich vom Versicherungsnehmer 
genutzt werden.

§ 6 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort

1. Beschreibung des Versicherungsumfangs
 Versichert ist der gesamte Hausrat in der im Versicherungsschein be-

zeichneten Wohnung (Versicherungsort).
 Hausrat, der infolge eines eingetretenen oder unmittelbar bevorstehen-

den Versicherungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeit-
lichem und örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang zerstört oder 
beschädigt wird oder abhanden kommt, ist versichert.

 Hausrat außerhalb der im Versicherungsschein bezeichneten Wohnung ist 
nur im Rahmen der Außenversicherung (siehe Abschnitt „A“ § 7) oder so-
weit dies gesondert im Versicherungsvertrag vereinbart ist, versichert.

2. Definitionen
 a) Zum Hausrat gehören alle Sachen, die dem Haushalt des Versiche-

rungsnehmers zur privaten Nutzung (Gebrauch bzw. Verbrauch ) 
dienen.

 b) Wertsachen und Bargeld gehören ebenfalls zum Hausrat. Hierfür 
gelten besondere Voraussetzungen und Entschädigungsgrenzen 
(siehe Abschnitt „A“ § 12) .

 c) Ferner gehören zum Hausrat
  aa) alle in das Gebäude eingefügten Sachen (z.B. Einbaumöbel und 

Einbauküchen), die der Versicherungsnehmer als Mieter oder 
Wohnungseigentümer auf seine Kosten beschafft oder über-
nommen hat und daher hierfür die Gefahr trägt. Eine ander-
weitige Vereinbarung über die Gefahrtragung ist vom Versiche-
rungsnehmer nachzuweisen.

  bb) Anbaumöbel und Anbauküchen, die serienmäßig produziert 
und nicht individuell für das Gebäude gefertigt, sondern ledig-
lich mit einem geringen Einbauaufwand an die Gebäudeverhält-
nisse angepasst worden sind,

  cc) privat genutzte Antennenanlagen und Markisen, die ausschließlich 
der versicherten Wohnung gemäß Nr. 1 dienen und sich auf dem 
Grundstück befinden, auf dem die versicherte Wohnung liegt,

  dd) im Haushalt des Versicherungsnehmers befindliches fremdes 
Eigentum, soweit es sich nicht um das Eigentum von Mietern 
bzw. Untermietern des Versicherungsnehmers handelt (siehe 
Nr. 4 e)

  ee) selbstfahrende Krankenfahrstühle, Rasenmäher, Go-Karts und 
Spielfahrzeuge, soweit diese nicht versicherungspflichtig sind.

  ff) Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauchboote einschließlich ihrer Mo-
toren sowie Surfgeräte,

  gg) Fall- und Gleitschirme sowie nicht motorisierte Flugdrachen,
  hh) Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, die ausschließlich 

dem Beruf oder dem Gewerbe des Versicherungsnehmers oder 
einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person die-
nen; Handelswaren und Musterkollektionen sind hiervon aus-
geschlossen,

  ii) Haustiere, d.h. Tiere, die regelmäßig artgerecht in Wohnungen (si-
ehe Nr. 3 a) und b)) gehalten werden (z.B. Fische, Katzen, Vögel).

3. Versicherungsort
 Versicherungsort ist die im Versicherungsschein bezeichnete Wohnung. 

Zur Wohnung gehören
 a) diejenigen Räume, die zu Wohnzwecken dienen und eine selbstän-

dige Lebensführung ermöglichen. Dies sind die ausschließlich vom 
Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häuslicher Gemein-
schaft lebenden Person privat genutzten Flächen eines Gebäudes. 
Räume, die ausschließlich beruflich oder gewerblich genutzt wer-
den, gehören nicht zur Wohnung, es sei denn, sie sind ausschließ-
lich über die Wohnung zu betreten (sog. Arbeitszimmer in der Woh-
nung).

 b) Loggien, Balkone, an das Gebäude unmittelbar anschließende Ter-
rassen sowie ausschließlich vom Versicherungsnehmer oder einer 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person zu privaten 
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Zwecken genutzte Räume in Nebengebäuden – einschließlich Gara-
gen – des Grundstücks, auf dem sich die versicherte Wohnung befindet.

 c) gemeinschaftlich genutzte, verschließbare Räume, in dem Hausrat 
bestimmungsgemäß vorgehalten wird (z.B. ausgewiesene Stell-
flächen in Fluren, Fahrradkeller, Waschkeller) des Grundstücks, auf 
dem sich die versicherte Wohnung befindet.

 d) Darüber hinaus werden auch privat genutzte Garagen der Wohnung 
zugerechnet, soweit sich diese zumindest in der Nähe des Versiche-
rungsortes befinden.

4. Nicht versicherte Sachen
 Nicht zum Hausrat gehören
 a) Gebäudebestandteile, es sei denn, sie sind in Nr. 2 c) aa) genannt,
 b) vom Gebäudeeigentümer eingebrachte Sachen, für die dieser Ge-

fahr trägt.
   Sofern die ursprünglich vom Gebäudeeigentümer eingebrachten 

oder in dessen Eigentum übergegangenen Sachen durch den Mieter 
ersetzt werden – auch höher- oder geringerwertigere –, sind diese 
Sachen im Rahmen dieses Vertrages nicht versichert. Das gleiche gilt 
für vom Wohnungseigentümer ersetzte Sachen.

 c) Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger, unabhängig von deren Versi-
cherungspflicht, sowie Teile und Zubehör von Kraftfahrzeugen und 
Anhängern, soweit nicht unter Nr. 2 c) genannt,

 d) Luft- und Wasserfahrzeuge, unabhängig von deren Versicherungs-
pflicht, einschließlich nicht eingebauter Teile, soweit nicht unter Nr. 
2 c) genannt,

 e) Hausrat von Mietern und Untermietern in der Wohnung des Versi-
cherungsnehmers, es sei denn, dieser wurde ihnen vom Versiche-
rungsnehmer überlassen, 

 f) Sachen im Privatbesitz, die durch einen gesonderten Versiche-
rungsvertrag versichert sind (z.B. für Schmucksachen und Pelze, 
Kunstgegenstände, Musikinstrumente bzw. Jagd- und Sportwaffen).

 g) elektronisch gespeicherte Daten und Programme.

5.      Gesondert vereinbart
Ein Selbstbehalt gilt als nicht vereinbart. Abweichungen sind im Versiche-
rungsschein vermerkt.

§ 7 Außenversicherung

1. Begriff und Geltungsdauer der Außenversicherung
 Versicherte Sachen, die Eigentum des Versicherungsnehmers oder einer 

mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person sind oder die deren 
Gebrauch dienen, sind weltweit auch versichert, solange sie sich vorü-
bergehend außerhalb des Versicherungsortes befinden. Zeiträume von 
mehr als drei Monaten gelten nicht als vorübergehend.

2. Unselbständiger Hausstand während Wehr- und Zivildienst oder Ausbildung
 Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemein-

schaft lebende Person zur Ausbildung oder um den Wehr- oder Zivildienst 
abzuleisten außerhalb der Wohnung auf, so gilt dies so lange als vorüberge-
hend im Sinne der Nr. 1, bis ein eigener Hausstand begründet wird.

3. Einbruchdiebstahl
 Für Schäden durch Einbruchdiebstahl müssen die in Abschnitt „A“ § 3 Nr. 

2 genannten Voraussetzungen erfüllt sein. 

4. Raub
 Bei Raub besteht Außenversicherungsschutz; in den Fällen, in denen der 

Versicherungsnehmer versicherte Sachen herausgibt oder sich wegneh-
men lässt, weil eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben angedroht 
wird, die  an Ort und Stelle verübt werden soll. Dies gilt auch, wenn der 
Raub an Personen begangen wird, die mit dem Versicherungsnehmer in 
häuslicher Gemeinschaft leben. Der Außenversicherungsschutz erstreckt 
sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Sachen, die erst 
auf Verlangen des Täters an den Ort der Wegnahme oder Herausgabe 
gebracht werden.

5. Sturm und Hagel
 Für Sturm- und Hagelschäden besteht Außenversicherungsschutz nur 

innerhalb von Gebäuden.

6. Entschädigungsgrenzen
 a) Die Entschädigung im Rahmen der Außenversicherung ist insge-

samt auf 20 Prozent der Versicherungssumme, höchstens auf den 
vereinbarten Betrag, begrenzt.

 b) Für Wertsachen (auch Bargeld) gelten zusätzlich Entschädigungs-
grenzen (siehe Abschnitt „A“ § 12 Nr. 2).

§ 8 Versicherte Kosten

1. Versicherte Kosten 
 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen
 a) Aufräumungskosten 
  für das Aufräumen versicherter Sachen sowie für das Wegräumen 

und den Abtransport von zerstörten und beschädigten versicherten 
Sachen zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern und 
Vernichten.

 b) Bewegungs- und Schutzkosten
  die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederherstellung oder 

Wiederbeschaffung versicherter Sachen  andere Sachen bewegt, 
verändert oder geschützt werden müssen.

 c) Hotelkosten
  für Hotel- oder ähnliche Unterbringung ohne Nebenkosten (z.B. 

Frühstück, Telefon), wenn die ansonsten ständig bewohnte Woh-
nung unbewohnbar wurde und dem Versicherungsnehmer auch die 
Beschränkung auf einen bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. Die 

Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung 
wieder bewohnbar ist, längstens für die Dauer von 180 Tagen. Die 
Entschädigung ist pro Tag auf 2 Promille der Versicherungssumme 
begrenzt, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.

 d) Transport- und Lagerkosten
  für Transport und Lagerung des versicherten Hausrats, wenn die 

Wohnung unbenutzbar wurde und dem Versicherungsnehmer auch 
die Lagerung in einem benutzbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Ko-
sten für die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem 
die Wohnung wieder benutzbar oder eine Lagerung in einem be-
nutzbaren Teil der Wohnung wieder zumutbar ist, längstens für die 
Dauer von 180 Tagen.

 e) Schlossänderungskosten 
  für Schlossänderungen der Wohnung, wenn Schlüssel für Türen der 

Wohnung oder für dort befindliche Wertschutzschränke durch ei-
nen Versicherungsfall abhanden gekommen sind.

 f) Bewachungskosten
  für die Bewachung versicherter Sachen, wenn die Wohnung un-

bewohnbar wurde und Schließvorrichtungen und sonstige Siche-
rungen keinen ausreichenden Schutz bieten. Die Kosten werden 
bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Schließvorrichtungen oder 
sonstige Sicherungen wieder voll gebrauchsfähig sind, längstens für 
die Dauer von 5 Stunden.

 g) Reparaturkosten für Gebäudeschäden
  die im Bereich der Wohnung durch Einbruchdiebstahl, Raub oder 

den Versuch einer solchen Tat oder innerhalb der Wohnung durch 
Vandalismus nach einem Einbruch oder einer Beraubung entstan-
den sind.

 h) Reparaturkosten für Nässeschäden
  an Bodenbelägen, Innenanstrichen oder Tapeten in gemieteten 

bzw. in Sondereigentum befindlichen Wohnungen.
 i) Kosten für provisorische Maßnahmen 
  Kosten für provisorische Maßnahmen zum Schutz versicherter Sa-

chen.

§ 9 Versicherungswert, Versicherungssumme

1. Versicherungswert
 Der Versicherungswert bildet die Grundlage der Entschädigungsberech-

nung.
 a) Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungswert von Sachen 

gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand (Neuwert).
 b) Für Kunstgegenstände (siehe Abschnitt „A“ § 12 Nr. 1 a) dd)) und 

Antiquitäten (siehe Abschnitt „A“ § 12 Nr. 1 a) ee)) ist der Versiche-
rungswert der Wiederbeschaffungspreis von Sachen gleicher Art 
und Güte.

 c) Sind Sachen für ihren Zweck in dem versicherten Haushalt nicht 
mehr zu verwenden, so ist der Versicherungswert der für den Versi-
cherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis (gemeiner Wert).

 d) Soweit die Entschädigung für Wertsachen auf bestimmte Beträge 
begrenzt (Entschädigungsgrenzen siehe Abschnitt „A“ § 12 Nr. 2) ist, 
werden bei der Ermittlung des Versicherungswertes höchstens die-
se Beträge berücksichtigt.

2. Versicherungssumme 
 a) Die Versicherungssumme errechnet sich aus dem bei Vertragsab-

schluss vereinbarten Betrag pro Quadratmeter Wohnfläche multi-
pliziert mit der im Versicherungsschein genannten Wohnfläche der 
versicherten Wohnung (siehe Abschnitt „A“ § 6 Nr. 3). Die Versiche-
rungssumme wird gemäß Nr. 4. angepasst.

 b) Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert entsprechen.
 c) Die Versicherungssumme erhöht sich um einen Vorsorgebetrag von 

10 Prozent.

3. Unterversicherungsverzicht 
 a) Voraussetzungen
  Der Versicherer nimmt bei der Entschädigung keinen Abzug wegen 

Unterversicherung vor (Unterversicherungsverzicht), wenn
  aa) bei Eintritt des Versicherungsfalles die Wohnfläche der im Ver-

sicherungsschein genannten Wohnfläche entspricht und
  bb) die vereinbarte Versicherungssumme den vom Versicherer für 

die Vereinbarung eines Unterversicherungsverzichtes vorge-
gebenen Betrag pro Quadratmeter Wohnfläche, multipliziert 
mit der im Versicherungsschein genannten Wohnfläche, nicht 
unterschreitet.

  cc) und nicht ein weiterer Hausratversicherungsvertrag für densel-
ben Versicherungsort ohne Unterversicherungsverzicht be-
steht.

 b) Wohnungswechsel
  Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht ein bisher 

vereinbarter Unterversicherungsverzicht auf die neue Wohnung 
über, wenn die Voraussetzungen nach aa) bis cc) für die neue Woh-
nung vorliegen. Bei einer Vergrößerung der Wohnfläche der neuen 
Wohnung gilt der Unterversicherungsverzicht bis zur Anpassung 
des Vertrages an die tatsächlichen Quadratmeter der versicherten 
Wohnung, längstens jedoch bis zu zwei Monaten nach Umzugsbe-
ginn.

 c) Widerspruch gegen Anpassung der Versicherungssumme 
  Ein vereinbarter Unterversicherungsverzicht entfällt, wenn der 

Versicherungsnehmer der Anpassung der Versicherungs-summe 
widerspricht und der für den Unterversicherungsverzicht vom Ver-
sicherer zum Zeitpunkt des Widerspruchs vorgegebenen Betrag pro 
Quadratmeter Wohnfläche unterschritten wird. Dies hat der Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer in Textform mitzuteilen. 

 d) Kündigung
  Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung ei-

ner Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungs-
jahres durch schriftliche Erklärung verlangen, dass diese Bestim-
mungen mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfallen.
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  Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Erklärung des Versicherers zum Ende des laufenden Versi-
cherungsjahres kündigen.

4. Anpassung von Versicherungssumme und Prämie 
 a) Der Betrag pro Quadratmeter Wohnfläche (siehe Nr. 2) erhöht oder 

vermindert sich mit Beginn eines jeden Versicherungsjahres ent-
sprechend dem Prozentsatz, um den sich der Preisindex für “Ver-
brauchs- und Gebrauchsgüter ohne Nahrungs-mittel und ohne die 
normalerweise nicht in der Wohnung gelagerten Güter” - aus dem 
Verbraucherpreisindex für Deutschland (VPI) - im vergangenen Ka-
lenderjahr gegenüber dem davorliegenden Kalenderjahr verändert 
hat. Maßgebend ist der vom Statistischen Bundesamt jeweils für den 
Monat September veröffentlichte Index. 

  Der Veränderungsprozentsatz wird nur bis zur ersten Stelle nach 
dem Komma berücksichtigt. 

  Der neue Betrag pro Quadratmeter wird auf den nächsten vollen 
Euro aufgerundet und dem Versicherungsnehmer mit der neuen 
Versicherungssumme bekanntgegeben. 

 b) Die Prämie wird aus der neuen Versicherungssumme berechnet.
 c) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die neue 

Versicherungssumme kann der Versicherungsnehmer der Anpas-
sung durch Erklärung in Textform widersprechen. Zur Wahrung der 
Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Damit wird die Anpassung 
nicht wirksam.

  Bei Unterschreiten des vom Versicherer vorgegebenen Betrages 
pro Quadratmeter entfällt gleichzeitig der Unterversicherungsver-
zicht. 

§ 10 Wohnungswechsel

1. Umzug in eine neue Wohnung
 Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht der Versiche-

rungsschutz auf die neue Wohnung über. Während des Wohnungswech-
sels besteht in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versiche-
rungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate 
nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die neue Wohnung gebracht 
werden.

2. Mehrere Wohnungen
 Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bisherige Wohnung, 

geht der Versicherungsschutz nicht über, wenn er die alte Wohnung 
weiterhin bewohnt (Doppelwohnsitz); für eine Übergangszeit von zwei 
Monaten besteht Versicherungsschutz in beiden Wohnungen.

3. Umzug ins Ausland
 Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-

land, so geht der Versicherungsschutz nicht auf die neue Wohnung über. 
Der Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn.

4. Anzeige der neuen Wohnung
 a) Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei Beginn des Ein-

zuges dem Versicherer mit Angabe der neuen Wohnfläche in Qua-
dratmetern anzuzeigen.

 b) Waren für die bisherige Wohnung besondere Sicherungen verein-
bart, so ist dem Versicherer in Textform mitzuteilen, ob entspre-
chende Sicherungen in der neuen Wohnung vorhanden sind (siehe 
Modul Gefahrerhöhung).

 c) Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die Wohnfläche oder der 
Wert des Hausrates und wird der Versicherungsschutz nicht entspre-
chend angepasst, kann dies zu einer Unterversicherung führen.

5. Festlegung der neuen Prämie, Kündigungsrecht
 a) Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen Wohnung gültigen 

Tarifbestimmungen des Versicherers.
 b) Bei einer Erhöhung der Prämie aufgrund veränderter Prämiensätze 

oder bei Erhöhung eines Selbstbehaltes kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag kündigen. Die Kündigung hat spätestens einen 
Monat nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung zu erfolgen. 
Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. Die Kündigung ist in 
Textform zu erklären.

 c) Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Versicherungsnehmer 
die Prämie nur in der bisherigen Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit 
der Kündigung beanspruchen. 

6. Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung
 a) Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versicherungsnehmer 

aus der Ehewohnung aus und bleibt der Ehegatte in der bisherigen 
Ehewohnung zurück, so gelten als Versicherungsort (siehe Ab-
schnitt „A“ § 6 Nr. 3) die neue Wohnung des Versicherungsnehmers 
und die bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer Änderung des 
Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach der nächsten, auf den Auszug des Versicherungsnehmers fol-
genden Prämienfälligkeit. Danach besteht Versicherungsschutz nur 
noch in der neuen Wohnung des Versicherungsnehmers.

 b) Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und zieht bei einer 
Trennung von Ehegatten einer der Ehegatten aus der Ehewohnung 
aus, so sind Versicherungsort (siehe Modul Versicherungsort) die 
bisherige Ehewohnung und die neue Wohnung des ausziehenden 
Ehegatten. Dies gilt bis zu einer Änderung des Versicherungsver-
trages, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach der näch-
sten, auf den Auszug des Ehegatten folgenden Prämienfälligkeit. 
Danach erlischt der Versicherungsschutz für die neue Wohnung.

 c) Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt b) entspre-
chend. Nach Ablauf der Frist von drei Monaten nach der nächsten, 
auf den Auszug der Ehegatten folgenden Prämienfälligkeit erlischt 
der Versicherungsschutz für beide neuen Wohnungen.

7. Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften
 Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemeinschaften und Le-

benspartnerschaften, sofern beide Partner am Versicherungsort gemel-
det sind.

§ 11 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung

1. Ersetzt werden im Versicherungsfall bei
 a) zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen der Versicherungs-

wert (siehe Abschnitt „A“ § 9 Nr. 1) bei Eintritt des Versicherungs-
falles (siehe Abschnitt „A“ § 1),

 b) beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei Eintritt 
des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch die Reparatur nicht 
auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der Versiche-
rungswert (siehe Abschnitt „A“ § 9 Nr. 1) bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles (siehe Abschnitt „A“ § 1).

  Wird durch den Schaden die Gebrauchsfähigkeit einer Sache nicht 
beeinträchtigt und ist dem Versicherungsnehmer die Nutzung ohne 
Reparatur zumutbar (sogenannter Schönheitsschaden), so ist die 
Beeinträchtigung durch Zahlung des Betrages auszugleichen, der 
dem Minderwert entspricht.

2. Restwerte
 Restwerte werden in den Fällen von Nr. 1 angerechnet.

3. Mehrwertsteuer
 Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer 

vorsteuerabzugsberechtigt ist; das gleiche gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

4. Gesamtentschädigung, Kosten aufgrund Weisung
 Die Entschädigung für versicherte Sachen einschließlich versicherter 

Kosten ist je Versicherungsfall (siehe Abschnitt „A“ § 1 Nr. 1) auf die ver-
einbarte Versicherungssumme (siehe Abschnitt „A“ § 9 Nr. 2 a) und b)) 
einschließlich Vorsorgebetrag (siehe Abschnitt „A“ § 9 Nr. 2 c)) begrenzt.

 Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten (siehe Abschnitt 
„B“ § 13), die auf Weisung des Versicherers entstanden sind, werden un-
begrenzt ersetzt.

 Wird die vereinbarte Versicherungssumme einschließlich Vorsorgebe-
trag für die Entschädigung versicherter Sachen bereits vollständig aus-
geschöpft, so werden versicherte Kosten (siehe Abschnitt „A“ § 8) darü-
ber hinaus bis zu 20 Prozent der Versicherungssumme (siehe Abschnitt 
„A“ § 9 Nr. 2 a) und b)) ersetzt.

5. Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung
 Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versicherungsfalls (siehe 

Abschnitt „A“ § 1 Nr. 1) niedriger als der Versicherungswert (siehe Ab-
schnitt „A“ § 9 Nr. 1) der versicherten Sachen (Unterversicherung) und 
ist kein Unterversicherungsverzicht vereinbart bzw. dieser nachträglich 
entfallen, wird die Entschädigung gemäß Nr. 1 in dem Verhältnis von 
Versicherungssumme zum Versicherungswert nach folgender Berech-
nungsformel gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit 
der Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert.

6. Versicherte Kosten
 Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicherter Kosten (sie-

he Abschnitt „A“ § 8) ist der Nachweis tatsächlich angefallener Kosten un-
ter Berücksichtigung der jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen.

 Für die Entschädigungsberechnung der versicherten Kosten (siehe Ab-
schnitt „A“ § 8) sowie der Schadenabwendungs-, Schadenminderungs- 
und Schadenermittlungskosten (siehe Abschnitt „B“ § 13) gilt Nr. 5 ent-
sprechend.

§ 12 Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, 
 Wertschutzschränke

1. Definitionen
 a) Versicherte Wertsachen (siehe Abschnitt „A“ § 6 Nr. 2 b)) sind
  aa) Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge (z.B. Chipkarte),
  bb) Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere,
  cc) Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen und 

Medaillen sowie alle Sachen aus Gold und Platin,
  dd) Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins sowie Kunstge-

genstände (z.B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Graphiken 
und Plastiken) sowie nicht in cc) genannte Sachen aus Silber

  ee) Antiquitäten (Sachen, die über 100 Jahre alt sind), jedoch mit 
Ausnahme von Möbelstücken.

 b) Wertschutzschränke im Sinne von Nr. 2 b) sind Sicherheitsbehält-
nisse, die

  aa) durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder durch eine glei-
chermaßen qualifizierte Prüfstelle anerkannt sind und

  bb) als freistehende Wertschutzschränke ein Mindestgewicht von 
200 kg aufweisen oder bei geringerem Gewicht nach den Vor-
schriften des Herstellers fachmännisch verankert oder in der 
Wand oder im Fußboden bündig eingelassen sind (Einmauer-
schrank).

2. Entschädigungsgrenzen
 a) Die Entschädigung für Wertsachen unterliegt einer besonderen Ent-

schädigungsgrenze. Sie beträgt je Versicherungsfall 25 Prozent der 
Versicherungssumme, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

 b) Für Wertsachen, die sich zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles 
außerhalb eines anerkannten und verschlossenen Wertschutz-
schrankes (siehe Nr. 1 b) befunden haben, ist die Entschädigung je 
Versicherungsfall begrenzt auf

  aa) 2 Prozent der Versicherungssumme für Bargeld und auf Geld-
karten geladene Beträge mit Ausnahme von Münzen, deren 
Versicherungswert den Nennbetrag übersteigt, höchstens auf 
den vereinbarten Betrag von 2.000 EUR.

  bb) 5 Prozent der Versicherungssumme insgesamt für Urkunden 
einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere, höchstens 
auf den vereinbarten Betrag von 5.000 EUR.
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  cc) 20 Prozent der Versicherungssumme insgesamt für Schmuck-
sachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen und Medaillen 
sowie alle Sachen aus Gold und Platin, höchstens auf den ver-
einbarten Betrag von 20.000 EUR.

§ 13 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1. Fälligkeit der Entschädigung
 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers 

zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
 Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Scha-

dens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der 
Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Verzinsung
 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund 

eine weitergehende Zinspflicht besteht:
 a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach 

Meldung des Schadens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu 
verzinsen.

 b) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt(e) unter dem jeweiligen Basiszins-
satz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch 
bei 4 Prozent und höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.

 c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

3. Hemmung
 Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) ist der Zeitraum nicht 

zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungs-
nehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden 
kann.

4. Aufschiebung der Zahlung
 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
 a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers 

bestehen;
 b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Ver-

sicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses 
Versicherungsfalles noch läuft;

§ 14 Sachverständigenverfahren

1. Feststellung der Schadenhöhe
 Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles 

verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem Sachverständigenver-
fahren festgestellt wird. Ein solches Sachverständigenverfahren können 
Versicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

2. Weitere Feststellungen
 Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere 

Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

3. Verfahren vor Feststellung
 Für das Sachverständigenverfahren gilt:
 a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. 

Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die ande-
re unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in Text-
form auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird 
der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffordernde 
Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht er-
nennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist der 
Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

 b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, 
die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dau-
ernder Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei Mit-
bewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in 
einem ähnlichen Verhältnis steht.

 c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Fest-
stellungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die Rege-
lung unter b) gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen 
nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

4. Feststellung
 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
 a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und be-

schädigten versicherten Sachen sowie deren nach dem Versiche-
rungsvertrag in Frage kommenden Versicherungswerte zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalles;

 b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten;
 c) die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen;
 d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten.
 e) den Wert der nicht vom Schaden betroffenen versicherten Sachen, 

wenn kein Unterversicherungsverzicht gegeben ist.

5. Verfahren nach Feststellung
 Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien 

gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen vonei-
nander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. 
Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der 
durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und 
übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.

 Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für 
die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass 
sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund 
dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Ent-
schädigung.

 Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gericht-
liche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Fest-
stellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

6. Kosten
 Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten 

ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien 
je zur Hälfte.

7. Obliegenheiten
 Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des 

Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 15 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit des Versicherungsneh-
mers vor und nach dem Versicherungsfall, Sicherheitsvorschrift

1. Sicherheitsvorschrift
 Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit hat der Versiche-

rungsnehmer in der kalten Jahreszeit die Wohnung (siehe Abschnitt „A“ § 
6 Nr. 3) zu beheizen und dies genügend häufig zu kontrollieren oder alle 
wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren 
und entleert zu halten.

2. Folgen der Obliegenheitsverletzung
 Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannt Obliegenheit, ist 

der Versicherer unter den in Abschnitt „B“ § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 beschrie-
benen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder 
teilweise leistungsfrei. 

§ 16 Besondere gefahrerhöhende Umstände
 Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung (gemäß Abschnitt „B“ § 9) kann 

insbesondere dann vorliegen, wenn
 a) sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist,
 b) sich anlässlich eines Wohnungswechsels (siehe Abschnitt „A“ § 10) 

ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist,
 c) die ansonsten ständig bewohnte Wohnung länger als 60 Tage oder 

über eine für den Einzelfall vereinbarte längere Frist hinaus unbe-
wohnt bleibt und auch nicht beaufsichtigt wird; beaufsichtigt ist 
eine Wohnung nur dann, wenn sich während der Nacht eine dazu 
berechtigte volljährige Person darin aufhält,

 d) vereinbarte Sicherungen beseitigt, vermindert oder in nicht ge-
brauchsfähigem Zustand sind. Das gilt auch bei einem Wohnungs-
wechsel (siehe Abschnitt „A“ § 10).

§ 17 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Anzeigepflicht
 Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, hat der Ver-

sicherungsnehmer oder der Versicherer dies nach Kenntniserlangung 
unverzüglich dem Vertragspartner in Textform anzuzeigen.

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung
 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen 

Sache zurückerlangt, bevor die volle Entschädigung für diese Sache ge-
zahlt worden ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls 
er die Sache innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung 
stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Entschädigung  zu-
rückzugeben.

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung
 a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekom-

menen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschä-
digung in voller Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt worden 
ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzu-
zahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. 
Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei 
Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versi-
cherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das 
Wahlrecht auf den Versicherer über.

 b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekom-
menen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschä-
digung gezahlt worden ist, die bedingungsgemäß geringer als der 
Versicherungswert ist, so kann der Versicherungsnehmer die Sache 
behalten und muss sodann die Entschädigung zurückzahlen. Er-
klärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers nicht bereit, so hat der 
Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen mit dem Versi-
cherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös 
abzüglich der Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, wel-
cher der von ihm geleisteten bedingungsgemäßen Entschädigung 
entspricht.

4. Beschädigte Sachen
 Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versiche-

rungsnehmer die bedingungsgemäße Entschädigung in Höhe der Repa-
raturkosten auch dann verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den 
Fällen von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

5. Gleichstellung
 Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versiche-

rungsnehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen.

6. Übertragung der Rechte
 Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen 

zur Verfügung zu stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Ei-
gentum und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf 
diesen Sachen zustehen.

7. Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapieren
 Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt wor-

den, so hat der Versicherungsnehmer die gleichen Rechte und Pflich-
ten, wie wenn er das Wertpapier zurückerlangt hätte. Jedoch kann der 
Versicherungsnehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm durch 
Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein Zinsverlust 
entstanden ist.
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Abschnitt „B“

§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters

1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrumständen
 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung 

dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach 
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen.

 Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als 
nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versiche-
rer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
 a) Vertragsänderung
  Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 

verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen 
geschlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom 
Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden 
die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil.

  Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 
% oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Ver-
sicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung 
der Vertragsänderung hat der Versicherer den Versicherungsneh-
mer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.

 b) Rücktritt und Leistungsfreiheit
  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nummer 

1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Ver-
sicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt.

  Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rück-
trittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, wenn der  Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen 
Bedingungen abgeschlossen hätte.

  Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so 
ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungs-
nehmer weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf 
einen Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die Fest-
stellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.

 c) Kündigung
  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 

leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei 
denn, der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umständen zu gleichen oder anderen Bedingungen ab-
geschlossen.

 d) Ausschluss von Rechten des Versicherers
  Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), zum Rück-

tritt (b) und zur Kündigung (c) sind jeweils ausgeschlossen, wenn 
der Versicherer den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die 
unrichtige Anzeige kannte.

 e) Anfechtung
  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-

schung anzufechten, bleibt unberührt.

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) oder zur Kün-

digung (2 c) muss der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Er-
klärung stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstän-
de innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die 
Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der 
Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die 
das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis
 Die Rechte zur  Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) und zur Kün-

digung (2 c) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Ver-
letzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5. Vertreter des Versicherungsnehmers
 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-

schlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und 2 sowohl die Kennt-
nis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist 
des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsneh-
mer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch 
dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers
 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2a), zum Rücktritt 

(2b) und zur Kündigung (2c) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach 
Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf die-
ser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der 
Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich 
oder arglistig verletzt hat.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter Zah-
lung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie

1. Beginn des Versicherungsschutzes
 Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in Nr. 3 

und 4 zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie
 Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen eines 

Widerrufrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und 
im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertrags-
schluss, ist die erste oder einmalige Prämie unverzüglich nach Vertrags-
schluss zu zahlen.

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 
oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, 
nachdem die Zahlung bewirkt ist.

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers 
oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie 
frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

 Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als er-
ste Prämie.

3. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
 Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßge-

benden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer vom Ver-
trag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist.

 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. Leistungsfreiheit des Versicherers
 Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht 

zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Ver-
sicherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungs-
fall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
der Prämie aufmerksam gemacht hat.

 Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsneh-
mer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages

1. Dauer
 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum 

abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung
 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der 

Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spä-
testens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres 
eine Kündigung zugegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
 Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum 

Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.

 Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 

ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

5. Wegfall des versicherten Interesses
 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, 

endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall 
des Risikos Kenntnis erlangt. 

 a) Als Wegfall des versicherten Interesses gilt die vollständige und dau-
erhafte Auflösung des versicherten Hausrates

  aa) nach Aufnahme des Versicherungsnehmers in eine stationäre 
Pflegeeinrichtung 

  bb) nach Aufgabe einer Zweit- oder Ferienwohnung. 
  Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versicherten Interesses.
 b) Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des Versicherungsneh-

mers zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung des Versicherers über 
die vollständige und dauerhafte Haushaltsauflösung, spätestens je-
doch zwei Monate nach dem Tod des Versicherungsnehmers, wenn 
nicht bis zu diesem Zeitpunkt ein Erbe die Wohnung in derselben 
Weise nutzt wie der verstorbene Versicherungsnehmer.

§ 4 Folgeprämie

1. Fälligkeit 
 a) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jewei-

ligen Versicherungsperiode fällig.
 b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versiche-

rungsschein oder in der Prämienrechnung angegebenen Zeitraums 
bewirkt ist.

2. Schadenersatz bei Verzug
 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Ver-

zug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug ent-
standenen Schadens zu verlangen.

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
 a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzei-

tiger Zahlung einer Folgeprämie auf dessen Kosten in Textform zur 
Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wo-
chen ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). 
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die 
rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und 
Kündigungs-recht - aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hin-
weist.

 b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein 
Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt 
des Versicherungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen 
oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei.

 c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 
Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist.

  Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so ver-
bunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der 
Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Ver-
zug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung aus-
drücklich hinzuweisen. 
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4. Zahlung der Prämie nach Kündigung
 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer inner-

halb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbe-
stimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Frista-
blauf die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des 
Versicherers (Nr. 3b) bleibt unberührt.

§ 5 Lastschriftverfahren

1. Pflichten des Versicherungsnehmers
 Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart wor-

den, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prä-
mie für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges
 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehre-

re Prämien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen 
werden können, ist der Versicherer berechtigt, die Lastschriftvereinba-
rung in Textform zu kündigen.

 Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Ver-
sicherungsnehmer verpflichtet ist, die ausstehende Prämie und zukünf-
tige Prämien selbst zu übermitteln.

 Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschla-
genen Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rech-
nung gestellt werden.

§ 6 Ratenzahlung
 Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu 

den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.
 Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden 

sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder 
teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1. Allgemeiner Grundsatz
 a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf 

der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versiche-
rungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

 b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspru-
chen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Interesses Kenntnis erlangt hat.

2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und 
fehlendem versicherten Interesse

 a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklä-
rung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versicherer 
nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil 
der Prämien zu erstatten.  Voraussetzung ist, dass der Versicherer in 
der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des 
Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Ver-
sicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz 
vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

  Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zu-
sätzlich die für das erste Versicherungsjahr gezahlte Prämie zu er-
statten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

 b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach de-
nen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, 
nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu.

  Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig 
gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu.

 c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versiche-
rers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versiche-
rer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

 d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie ver-
pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versiche-
rung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, 
die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges 
Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann je-
doch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

  Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in 
der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer 
steht in diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis er-
langt.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
 a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsneh-

mer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, sind:
  aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertrag-

lich vereinbarten Sicherheitsvorschriften
  bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Oblie-

genheiten
 b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig 

eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegen-
über dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer inner-
halb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt 
hat, den Vertrag fristlos kündigen.

  Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er die Obliegenheit weder vor-
sätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat.

2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
 a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versiche-

rungsfalls
  aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Scha-

dens zu sorgen;

  bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm 
Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch - anzuzeigen;

  cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung - ggf. auch mündlich oder telefonisch -  einzuholen, wenn 
die Umstände dies gestatten;

  dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unter-
schiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

  ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum un-
verzüglich der Polizei anzuzeigen;

  ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis 
der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

  gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Scha-
denstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer 
freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, 
sind das Schadenbild nachvoll-ziehbar zu dokumentieren (z. B. 
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besich-
tigung durch den Versicherer aufzubewahren;

  hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede  Auskunft – 
auf Verlangen in Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung 
des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht 
des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über 
Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten

  ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Be-
schaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann;

  jj) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder 
sonstige aufgebotsfähige Urkunden unverzüglich das Aufge-
botsverfahren einzuleiten und etwaige sonstige Rechte zu 
wahren, insbesondere abhanden gekommene Sparbücher und 
andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren zu lassen.

 b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem 
Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nummer 2 a) 
ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und 
rechtlichen Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
 a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 

oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kür-
zen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen.

 b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Ver-
sicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

 c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, 
ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 9 Gefahrerhöhung

1. Begriff der Gefahrerhöhung
 a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragser-

klärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen 
Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungs-
falls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfer-
tigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.

 b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorlie-
gen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der 
Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

 c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr 
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversi-
chert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers
 a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer 

ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

 b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vor-
herige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorge-
nommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen.

 c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung 
unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsneh-
mer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr 
Kenntnis erlangt hat.

3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
 a) Kündigungsrecht des Versicherers
  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 

a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

  Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versi-
cherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

  Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 
b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen.

 b) Vertragsänderung
  Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Ge-

fahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende er-
höhte Prämie verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen.
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  Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 
Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten 
Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers
 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach 

Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-
stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
 a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist 

der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2a) vorsätzlich verletzt hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, 
so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis 
zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

 b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der Versicherer 
für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge-
gangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungs-
nehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 
3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt beste-
hen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm 
die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

 c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
  aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefah-

rerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Ver-sicherungs-
falles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder

  bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist 
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündi-
gung nicht erfolgt war oder

  cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen ent-
sprechende erhöhte Prämie verlangt.

§ 10  Überversicherung

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Inte-
resses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Versiche-
rungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die 
Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zu-
gang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe der Prämie der Be-
trag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der 
Vertrag von vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht ge-
schlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie bis 
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 11  Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht
 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr ver-

sichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unver-
züglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und 
die Versicherungssumme anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr.1) vor-

sätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in Abschnitt 
„B“ § 1 Nr.2  beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt 
oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht 
ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis 
von der anderen Versicherung erlangt hat.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
 a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 

versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen 
den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Be-
stehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamt-
schaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

 b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, 
dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm 
nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber 
im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen Scha-
dens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei 
demselben Versicherer bestehen.

  Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen 
Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so 
ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der 
Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht 
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, 
aus denen die Prämien errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in 
Deckung gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädi-
gungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus 
allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten 
ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in die-
sem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

 c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig.

  Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
 a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfach-

versicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der 

Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungs-
summe unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den Teil-
betrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 
gedeckt ist.

  Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versiche-
rungssumme und Anpassung der Prämie werden zu dem Zeitpunkt 
wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.

 b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfach-
versicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der meh-
reren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. 
Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig 
oder im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann 
der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung 
der Versicherungssummen und der Prämien verlangen.

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag
 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen 

Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Aus-
übung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsneh-
mer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versi-
cherte den Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung
 Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versiche-

rungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zu-
stimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Ent-
schädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten
 a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers 

von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für frem-
de Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten 
zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versiche-
rungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versi-
cherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis 
des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Re-
präsentant des Versicherungsnehmers ist.

 b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der 
Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine 
rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht 
möglich oder nicht zumutbar war.

 c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der 
Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten 
geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

§ 13 Aufwendungsersatz

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
 a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-

rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen 
nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte oder die er auf Weisung des Versicherers macht.

 b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmit-
telbar bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in sei-
nen Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer 
Aufwendungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nach-
träglichen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig 
und erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers erfolgten.

 c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) entsprechend kürzen.

 d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versi-
cherte Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungs-
summe je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Auf-
wendungen auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

 e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) erforder-
lichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.

 f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr 
oder anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfe-
leistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen 
Interesse erbracht werden.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
 a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die 

Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu ersetzenden Scha-
dens, sofern diese den Umständen nach geboten waren. Zieht der 
Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, 
so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung ver-
traglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

 b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch 
den Kostenersatz nach a) entsprechend kürzen.

§ 14  Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen
 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Drit-

ten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Ver-
sicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der 
Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der 
er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der 
Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Siche-

rung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Ver-
sicherer soweit erforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versicherungs-
nehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung 
insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
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Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 15  Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht
 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragspar-

teien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform 
zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat 
nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer
 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem 

Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

3. Kündigung durch Versicherer
 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 

beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles
 a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich her-

bei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
  Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil 

wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, 
so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

 b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig her-
bei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen.

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles
 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versi-

cherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den 
Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht 
oder zu täuschen versucht.

 Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges 
Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Be-
trugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 
als bewiesen.

§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1. Form
 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem 

Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer 
bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis 
betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in 
Textform abzugeben.

 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versiche-
rers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als 
zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Rege-
lungen über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 

Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer nicht angezeigten 
Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des 
Briefes als zugegangen.

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift sei-

nes Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der ge-
werblichen Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend 
Anwendung.

§ 18 Agentenvollmacht

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungs-

nehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
 a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages,
 b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Be-

endigung,
 c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages 

und während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer aus-

gefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versiche-
rungsnehmer zu übermitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der 

Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem 
Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine 
Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur ge-
gen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der 
Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 19 Repräsentanten
 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten sei-

ner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 20 Verjährung
 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
 Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 

entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Um-
ständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne gro-
be Fahrlässigkeit erlangen müsste.

 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer an-
gemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen 
Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 21 Gerichtsstand

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-

mittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer 
zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines sol-
chen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

 Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung han-
delt, kann der Versicherungsnehmer seine Ansprüche auch bei dem für 
den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Ge-
richt geltend machen.

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-

mittlung gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht 
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

 Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung han-
delt, kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz 
oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht gel-
tend machen.

§ 22 Anzuwendendes Recht
 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Zusatzklauseln zu den VHB 2008

A) Tarifvariante Compact
Sengschäden und Schmorschäden
Abweichend von § 2 Nr. 5 VHB 2008 sind Seng- und Schmorschäden, die nicht 
durch einen Brand entstanden sind, mitversichert.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 1.000 EUR begrenzt.
Es gilt ein Selbstbehalt von 250 EUR je Schadenfall als vereinbart.

Feuerlöschkosten
In Ergänzung zu § 8 VHB 2008 gelten Feuerlöschkosten bis zur Höhe der Versi-
cherungssumme als mitversichert

Schäden durch Nutzfeuer / Wärmeschäden
Versicherungsschutz besteht auch für Brandschäden, die an versicherten Sa-
chen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bear-
beitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden. Dies gilt ebenso für 
Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärmeerzeugt, vermittelt 
oder weitergeleitet wird.

Überspannungsschäden durch Blitz unter Einschluss von Folgeschäden 
Abweichend von § 2 Nr.3 VHB 2008 - Versicherungsschutz für Blitzschlag-
schäden - leistet der Versicherer Entschädigung auch für Schäden, die an 
versicherten elektrischen Einrichtungen und Geräten durch Überspannung, 
Überstrom und Kurzschluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmo-
sphärisch bedingte Elektrizität entstehen. 
Die Entschädigung gilt je Versicherungsfall bis zur Höhe der Versicherungs-
summe als mitversichert.
Es gilt ein Selbstbehalt von 300 EUR je Schadenfall als vereinbart.

Rauch, Verrußung, Verpuffung
Abweichend der VHB 2008 gelten Schäden durch Rauch, Verrußung und Ver-
puffung als mitversichert.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 2.000 EUR  begrenzt.
Es gilt ein Selbstbehalt von 500 EUR je Schadenfall als vereinbart.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch allmähliche Ein-
wirkung von Rauch, Ruß und Verpuffung über einen Zeitraum von mehr als 
zwei Tagen entstehen.

Anprall von Kraftfahrt- und Schienenfahrzeugen
Abweichend der VHB 2008 gelten Schäden, die durch Anprall von Kraftfahrt- 
und Schienenfahrzeugen entstanden sind, bis zur Höhe der Versicherungs-
summe als mitversichert.

Aufprall und Absturz unbemannter Flugkörper
Abweichend §2 VHB 2008 gelten Schäden, die durch Anprall und Absturz 
durch unbemannte Flugkörper entstanden sind, bis zur Höhe der Versiche-
rungssumme, als mitversichert.

Blindgänger 
Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sachen, die dadurch entstehen, 
dass ein Blindgänger explodiert ist 

Überschallknall
Abweichend der VHB 2008 sind Schäden an versicherten Sachen durch Druck-
stöße infolge Überschallfluges (Überschallknall) mitversichert

Nässeschäden durch Regenfallrohre im Haus
Austritt flüssiger oder gasförmiger Stoffe aus innen liegenden Regenfall-
rohren, Lüftungs- und Gasrohren in Erweiterung von Abschnitt A 4.2VHB 2008 
gelten als mitversichert.

Wasser- und Gasverlust infolge Rohrbruch
Mitversichert ist der Wasserverlust infolge eines versicherten Rohrbruches 
gemäß Abschnitt A 4.1 VHB 2008 sowie der Gasverlust infolge eines Bruchs 
einer Rohrleitung der Gasversorgung innerhalb der versicherten Wohnung.
Die Leistungen dieser Hausratversicherung sind subsidiär zur Wohngebäude-
versicherung gestellt.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 150 EUR begrenzt.

Sonstige Bruchschäden an Armaturen
In Erweiterung von Abschnitt „A“ § 4 Nr. 1 b) VHB 2008 ersetzt der Versicherer 
auch sonstige Bruchschäden an Armaturen (z. B. Wasser- und Absprerrhähne, 
Ventile, Wassermesser, Geruchsverschlüsse). Ausgeschlossen sind Bruchschä-
den an bereits defekten Armaturen.

Einfacher Diebstahl Gehhilfen, Rollstühlen, Rollatoren und Kinderwagen
Mitversichert ist der einfache Diebstahl von: Gehhilfen, Rollstühlen, Rolla-
toren und Kinderwagen.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200 EUR begrenzt.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.

Einfacher Diebstahl Wäsche und Gartengeräte
Mitversichert ist der einfache Diebstahl von: Wäsche auf der Leine, Wäsche-
spinnen, Gartengeräte und Gartenmöbeln.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200 EUR begrenzt.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.

Einfacher Diebstahl versicherter Sachen im Krankenhaus, Kur- oder Reha-
Anstalten 
Mitversichert ist der einfache Diebstahl, wenn versicherte Sachen bei stati-
onären Krankenhaus-, Kur- oder Reha- Aufenthalten des Versicherungsneh-
mers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person aus 
dem Krankenzimmer entwendet werden.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200 EUR begrenzt. 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Mobiltelefone, Laptops und 
Bargeld.
Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der Polizei anzu-
zeigen und dem Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen.

Hausrat in Kraftfahrzeugen 
Mitversichert ist der einfache Diebstahl aus verschlossenen Kraftfahrzeugen. 
Der Versicherungsschutz schließt auch den Diebstahl von elektrischen, elek-
tronischen und optischen Geräte ein.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200 EUR begrenzt.
Wertsachen gemäß § 12 Nr. 1 VHB 2008 sind nicht versichert.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel vereinbart.

Hausrat in Schiffskabinen und Schlafwagenabteilen
Mitversichert ist der einfache Diebstahl aus verschlossenen Schiffskabinen 
und Schlafwagenabteilen. 
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200 EUR begrenzt.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.
Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen gemäß § 12 Nr. 1 VHB 2008 
sowie Funkgeräte, Laptops, Tower PCs, Navigationsgeräte, TV Geräte.

Definition Schiff: Wasserfahrzeuge ab 500 BRT (Bruttoregistertonnen). Grö-
ßere Wasserfahrzeuge, die zur Bedienung meist eine angestellte Mannschaft 
benötigen. Nicht versichert – Hausrat auf Booten.

Wertsachen in Bankgewahrsam; Kundenschließfächer
Abweichend von den VHB 2008 ist der Inhalt von Kundenschließfächern in Tre-
sorräumen von Geldinstituten mitversichert.
Soweit hierfür keine besondere Versicherung besteht, ist die Höhe der Leis-
tungen auf 15.000 EUR begrenzt.

Häusliche Arbeitszimmer innerhalb der versicherten Wohnung
Abweichend von § 6 Nr. 3 a VHB 2008 gelten auch versicherte Sachen in aus-
schließlich beruflich oder gewerblich genutzten Räumen der Wohnung bis 
zur Höhe der Versicherungssumme mitversichert.

Häusliche Arbeitszimmer außerhalb der versicherten Wohnung auf dem Ver-
sicherungsgrundstück
Abweichend von § 6 Nr. 3 a VHB 2008 gelten auch versicherte Sachen in aus-
schließlich beruflich oder gewerblich genutzten Räumen der Wohnung - die 
nicht über die Wohnung betreten werden müssen, sich aber auf dem Versi-
cherungsgrundstück befinden  - bis zur Höhe der Versicherungssumme als 
mitversichert.  

Handelswaren und Musterkollektionen
In Ergänzung zu § 6 Nr. 2 c gelten auch Handelswaren und Musterkollektionen, 
die dem Gewerbe des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person dienen, als mitversichert. 
Die Mitversicherung gilt ausschließlich innerhalb des Versicherungsortes.

Rückreise aus dem Urlaub 
Der Versicherer ersetzt Fahrtmehrkosten, wenn der Versicherungsnehmer 
wegen eines erheblichen Versicherungsfalles vorzeitig seine Urlaubsreise ab-
bricht und an den Schadensort reist.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 EUR begrenzt.
Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 10.000 
EUR übersteigt und die Anwesenheit des Versicherungsnehmers am Scha-
densort notwendig macht.
Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versicherungs-
nehmers vom Versicherungsort von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer 
von höchstens 6 Wochen.
Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, entspre-
chend dem benutzten Urlaubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise an 
den Schadensort.
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der Reise an den Scha-
densort bei dem Versicherer Weisungen einzuholen, soweit es die Umstände 
gestatten.

Reparaturkosten für provisorische Maßnahmen nach einem Versicherungsfall
Können nach einem Schadenfall Reparaturen nur behelfsmäßig ausgeführt 
werden, weil sich die Beschaffung eines Ersatzteiles verzögert, ersetzt der 
Versicherer die hierfür anfallenden Kosten bis zu einer Höhe von 1% der Ver-
sicherungssumme.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 750 EUR begrenzt.

Umzugskosten
Für nach einem Schaden notwendigen Umzug werden von den nachweisbar 
angefallenen Kosten bis 1% der Versicherungssumme, maximal bis 750 EUR 
geleistet. 
Die Entfernung zum Umzugsort ist hierbei nicht maßgebend.

Sachverständigenkosten 
Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe den vereinbar-
ten Betrag  von 10.000 EUR übersteigt, ersetzt der Versicherer die durch den 
Versicherungsnehmer gemäß Abschnitt „A“ § 14 Nr. 6 VHB 2008 zu tragenden 
Kosten des Sachverständigenverfahrens.
Die Entschädigung je Versicherungsfall beträgt 1% der Versicherungssumme 
und ist auf 2.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt.
Der Selbstbehalt je Versicherungsfall beträgt 20 % der Sachverständigerkosten.

Außenversicherung 
Für Hausrat, vorübergehend außerhalb der Wohnung befindlich, gilt abwei-
chend von § 7 Nr. 6 a VHB 2008 eine Entschädigungsgrenze bis 25 % der Versi-
cherungssumme, maximal 25.000 EUR.
Zeiträume von mehr als 6 Monaten gelten nicht mehr als vorübergehend.
Die Entschädigungsgrenzen gemäß „A“ § 12 VHB 2008 werden hiervon nicht 
berührt und gelten unverändert.

Innere Unruhen, Böswillige Beschädigung, Streiks und Aussperrung 
Abweichend von §1. Absatz 2 VHB 2008 leistet die Ostangler Entschädigung für 
versicherte Sachen, die unmittelbar durch Gewalthandlungen im Zusammen-
hang mit Inneren Unruhen zerstört oder beschädigt werden oder in unmit-
telbarem Zusammenhang mit Inneren Unruhen abhanden kommen. 
Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile 
der Bevölkerung in einer die öffentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise 
in Bewegung geraten und Gewalt gegen Personen oder Sachen verüben. 



Seite 15 von 36

Abweichend von §1. Absatz 2 VHB 2008 leistet die Ostangler Entschädigung für 
versicherte Sachen, die unmittelbar durch Streik oder Aussperrung zerstört 
oder beschädigt werden oder im unmittelbaren Zusammenhang mit Streik 
oder Aussperrung abhanden kommen. 
Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel 
gerichtete Arbeitseinstellung einer verhältnismäßig großen Anzahl von Ar-
beitnehmern. Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmä-
ßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen Anzahl von Arbeitnehmern. 
Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz 
aufgrund öffentlichrechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht werden 
kann.

Schäden an behindertengerechten Einbauten
Versichert gelten auch Schäden an behindertengerechten Einbauten.

Schäden am Gefriergut
Versichert sind Schäden am Gefriergut infolge eines Überspannungsschadens 
durch Blitzschlag.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 100 EUR  begrenzt.

Telefonmissbrauch nach Einbruch
Abweichend der VHB 2008 gilt der Telefonmissbrauch von Festnetzgeräten 
nach Einbruch als mitversichert.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 150 EUR begrenzt.

Kredit- /Kunden-/ Scheckkartenmissbrauch nach Einbruch
In Erweiterung von Abschnitt A 12.2 VHB 2008 gilt der Missbrauch von Kun-
den-, Scheck- und Kreditkarten nach Einbruchdiebstahl oder Raub, sofern 
hierfür nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht, als mitversichert.
Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz, wenn bei einem Raub gemäß 
Abschnitt A 3.4 VHB 2008 zusätzlich die Herausgabe einer persönlichen Identi-
fikationsnummer (PIN) erzwungen wird.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200 EUR begrenzt.

Erpressung
Abweichend von VHB 2008 gilt räuberische Erpressung  als mitversichert. 
Die Mitversicherung gilt auch für die Herausgabe versicherter Sachen an 
einem anderen Ort als dem versicherten Ort.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 EUR begrenzt. 

Technische, optische und akustische Sicherungsanlagen
Mitversichert gelten technische, optische und akustische Sicherungsanlagen, 
die der Sicherung des versicherten Hausrates dienen.
Es besteht Versicherungsschutz für Schäden durch Diebstahl, Zerstörung und 
Beschädigung im Zusammenhang mit einem Einbruchdiebstahl, Raub bzw. 
dem Versuch eines Raubes.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200 EUR begrenzt. 

Versicherte Kosten - Erhöhung der Gesamtentschädigung inkl. Vorsorge
Abweichend von § 12 Nr. 4 VHB 2008 wird die Gesamtentschädigung inklusive 
der Vorsorge erhöht, sofern die vereinbarte Versicherungssumme ausge-
schöpft ist.
Maximal jedoch bis zu 20 % der Versicherungssumme.

Verzicht auf Anzeige von Gerüsten am Gebäude
Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen 
Kosten für zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren von 
versicherten Sachen durch deren Lage verteuert (z.B. Kran- oder Gerüstko-
sten).

Leistungsgarantie gegenüber den GDV Bedingungen
Die dieser Hausratversicherung zugrunde liegenden Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Hausratversicherung (VHB 2008) und Besonderen 
Bedingungen zur Hausratversicherung sind ausschließlich zum Vorteil der 
Versicherungsnehmer von den durch den Gesamtverband der Versicherungs-
wirtschaft (GDV) empfohlenen Bedingungen abgewichen. 

Verzicht auf Leistungskürzung bei grob fahrlässiger Verletzung der Oblie-
genheiten:
Bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalles durch den Ver-
sicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten wird von dem Recht, die 
Entschädigung zu verweigern, kein Gebrauch gemacht., sofern die Entschädi-
gung nicht 10% der Versicherungssumme übersteigt.
Die Entschädigung je Versicherungsfall ist auf 15.000 EUR je Versicherungsfall 
begrenzt.

Änderungen des Bedingungswerkes
Werden die diesem Hausratversicherungsprodukt zugrunde liegenden Bedin-
gungen ausschließlich zum Vorteil der Versicherungsnehmer und ohne Mehr-
beitrag geändert, so gelten die neuen Bedingungen mit sofortiger Wirkung 
auch für diesen Vertrag.

Infoscore
Informationen zu Ihrem bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitätsinforma-
tionen auf der Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Verwendung 
von Anschriftendaten beziehen wir von der Infoscore Consumer Data GmbH 
Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden.

Beitragsanpassungsklausel 
Der Tarifbeitrag ergibt sich aus der Multiplikation von Versicherungssummen 
und dem jeweiligen Beitragssatz für die einzelne Risikoart. Der Beitragssatz 
errechnet sich aus Grundbeitragssatz und Zuschlägen oder Nachlässen für 
besondere Gefahrenverhältnisse. Der Beitragssatz wird unter Berücksichti-
gung von Schadenaufwand, Kosten und Gewinnansatz kalkuliert. 
Bei der Neukalkulation des Beitragssatzes für bestehende Beiträge ist der 
Schadenbedarf einer ausreichend großen Anzahl gleichartiger Risiken, die 
Gegenstand dieser Versicherung sind, und die voraussichtliche künftige Ent-
wicklung des unternehmensindividuellen Schadenbedarfs zu berücksichti-
gen. Ergibt die Neukalkulation, dass eine Änderung des Beitragssatzes erfor-
derlich ist, so wird mit Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres 
für bestehende Verträge der Tarifbeitrag um den Prozentsatz erhöht, um 

den der aufgrund der Neukalkulation ermittelte Schadenbedarf vom bisher 
kalkulierten abweicht - maximal jedoch um 20%. Der Änderungsprozentsatz 
wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet. Obergrenze für eine Bei-
tragserhöhung ist der Tarifbeitrag für vergleichbaren Versicherungsschutz 
im Neugeschäft.
Erhöht sich der Beitrag aufgrund ersten Absatzes, ohne dass sich der Umfang 
des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, können Sie den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung schriftlich kündigen. 
Die Kündigung wird frühestens zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens unserer 
Beitragserhöhung wirksam. Sie können auch die Umstellung des Vertrages 
auf Neugeschäftstarif und -bedingungen verlangen. Beitragssenkung gelten 
automatisch ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres. Wir werden Sie in 
der Mitteilung zur Beitragsanpassung auf dieses gesetzliche Kündigungs-
recht hinweisen. Die Mitteilung muss Ihnen spätestens 2 Monate vor dem 
Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen.
Wenn eine Bestimmung in den vorliegenden Versicherungsbedingungen 
(Klausel)
- durch höchstrichterliche Entscheidung oder
- durch einen bestandskräftigen Verwaltungsakt
für unwirksam erklärt worden ist, dann sind wir berechtigt, die betroffene 
Klausel zu ändern, zu ergänzen oder zu ersetzen, wenn die Voraussetzung 
der folgenden Absätze vorliegen.
Die Anpassung kommt nur in Betracht für Klauseln über Gegenstand und 
Umfang der Versicherung, Ausschlüsse, Ihre Obliegenheiten nach Vertragsab-
schluss, Beitragsanpassung, Vertragsdauer und Kündigung.
Die Anpassung setzt voraus, dass die gesetzlichen Vorschriften keine kon-
krete Regelung zur Füllung der Lücke enthalten und dass die ersatzlose 
Streichung der Klausel keine angemessene, den typischen Interessen der Ver-
tragspartner gerechte Lösung darstellt.
Die Anpassung erfolgt nach den Grundsätzen einer ergänzenden Vertrags-
auslegung. Das bedeutet, dass die unwirksame Klausel durch die Regelung 
ersetzt wird, welche die Vertragspartner als angemessen und Ihnen typische 
Interessen gerechte Lösung gewählt hätten, wenn Ihnen die Unwirksamkeit 
der Klausel zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bekannt gewesen wäre.
Unter den oben genannten Voraussetzungen haben wir eine Anpassungs-
befugnis für im Wesentlichen inhaltsgleiche Klauseln auch dann, wenn sich 
die gerichtlichen oder behördlichen Entscheidungen gegen Klauseln anderer 
Versicherer richten.
Die angepassten Klauseln werden wir Ihnen in Textform bekannt geben und 
erläutern. Sie gelten als genehmigt, wenn Sie nicht innerhalb von sechs Wo-
chen nach Bekanntgabe in Textform widersprechen. Hierauf werden wir Sie 
bei der Bekanntgabe ausdrücklich Hinweisen. Zur Wahrung der Frist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerspruches. Bei fristgemäßem Wider-
spruch tritt die Bedingungsanpassung nicht in Kraft. Wir können innerhalb 
von sechs Wochen nach Zugang des Widerspruchs den Versicherungsvertrag 
mit einer Frist von acht Wochen zum Ende eine Monates schriftlich kündigen, 
wenn für uns das Festhalten an dem Vertrag ohne die Anpassung unzumut-
bar ist. 
Eine E-Mail erfüllt die Schriftform nicht.
 
Hausrat in nicht ständig bewohnten Wohnungen (Häusern)
Zu „A“ § 6.2 b  Wertsachen und Bargeld
1. in Wochenend-, Ferien-, Land-, Jagd-, Garten- und Weinberghäusern sowie 
in sonstigen nicht ständig bewohnten Gebäuden:
Abweichend zu den VHB 2008 „A“ § 6.2b gelten folgende Sachen als nicht ver-
sicherbar:
Bargeld, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere, 
Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Telefonkarten, Münzen und 
Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, handgeknüpfte Tep-
piche und Gobelins.
Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Grafiken, und Pla-
stiken) , Schusswaffen, Foto – und optische Apparate sowie sonstige Sachen, 
die über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten),jedoch mit Ausnahme von Möbel-
stücken.

2.  in Zweitwohnungen in ständig bewohnten Gebäuden:
Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden einschließlich Spar-
bücher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Brief-
marken, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, 
handgeknüpfte Teppiche und Gobelins sowie Kunstgegenstände (z.B. Gemäl-
de, Collagen, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken).

Hausrat eingelagert 
Zu „A“ § 6.2 b  Wertsachen und Bargeld
Abweichend zu den VHB 2008 „A“ § 6.2b gelten folgende Sachen als nicht ver-
sicherbar:
Bargeld, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere, 
Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Telefonkarten, Münzen und 
Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, handgeknüpfte Tep-
piche und Gobelins.
Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Grafiken, und Pla-
stiken) , Schusswaffen, Foto – und optische Apparate sowie sonstige Sachen, 
die über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten),jedoch mit Ausnahme von Möbel-
stücken.

Hotelkosten bei nicht ständig bewohnter Wohnung
Zu „A“ § 8 Nr. 1 c
Abweichend von Abschnitt „A“ § 8 Nr. 1 c) VHB 2008 sind Kosten für Hotel- oder 
ähnliche Unterbringung nicht versichert.
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Zusatzklauseln zu den VHB 2008

B) Tarifvariante Fair Play
Sengschäden und Schmorschäden
Abweichend von § 2 Nr. 5 VHB 2008 sind Seng- und Schmorschäden, die nicht 
durch einen Brand entstanden sind, mitversichert.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 1.000 EUR  begrenzt.
Es gilt ein Selbstbehalt von 250 EUR je Schadenfall als vereinbart.

Feuerlöschkosten
In Ergänzung zu § 8 VHB 2008 gelten Feuerlöschkosten bis zur Höhe der Versi-
cherungssumme als mitversichert

Schäden durch Nutzfeuer / Wärmeschäden
Versicherungsschutz besteht auch für Brandschäden, die an versicherten Sa-
chen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme
zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden. Dies gilt 
ebenso für Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärmeerzeugt, 
vermittelt oder weitergeleitet wird.

Überspannungsschäden durch Blitz  unter Einschluss von Folgeschäden 
Abweichend von § 2 Nr.3 VHB 2008  - Versicherungsschutz für Blitzschlag-
schäden - leistet der Versicherer Entschädigung auch für Schäden, die an 
versicherten elektrischen Einrichtungen und Geräten durch Überspannung, 
Überstrom und Kurzschluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmo-
sphärisch bedingte Elektrizität entstehen. 
Die Entschädigung gilt je Versicherungsfall bis zur Höhe der Versicherungs-
summe als mitversichert.

Rauch, Verrußung, Verpuffung
Abweichend der VHB 2008 gelten Schäden durch Rauch, Verrußung und Ver-
puffung als mitversichert.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 20% der Versicherungssumme begrenzt.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch allmähliche Ein-
wirkung von Rauch, Ruß und Verpuffung über einen Zeitraum von mehr als 
zwei Tagen entstehen.

Anprall von Kraftfahrt- und Schienenfahrzeugen
Abweichend der VHB 2008 gelten Schäden, die durch Anprall von Kraftfahrt- 
und Schienenfahrzeugen entstanden sind, bis zur Höhe der Versicherungs-
summe als mitversichert.

Aufprall und Absturz unbemannter Flugkörper
Abweichend §2  VHB 2008 gelten Schäden, die durch Anprall und Absturz 
durch unbemannte Flugkörper entstanden sind, bis zur Höhe der Versiche-
rungssumme, als mitversichert.

Blindgänger 
Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sachen, die dadurch entstehen, 
dass ein Blindgänger explodiert ist 

Überschallknall
Abweichend der VHB 2008 sind Schäden an versicherten Sachen durch Druck-
stöße infolge Überschallfluges (Überschallknall) mitversichert

Nässeschäden Zisternen
Abweichend von § 4 Nr.  2  VHB 2008 ist zusätzlich der bestimmungswidrige 
Wasseraustritt aus Zisternen mitversichert.

Nässeschäden durch Regenfallrohre im Haus
Austritt flüssiger oder gasförmiger Stoffe aus innen liegenden Regenfall-
rohren, Lüftungs- und Gasrohren in Erweiterung von Abschnitt A 4.2VHB 2008 
gelten als mitversichert.

Wasser- und Gasverlust infolge Rohrbruch
Mitversichert ist der Wasserverlust infolge eines versicherten Rohrbruches 
gemäß Abschnitt A 4.1 VHB 2008 sowie der Gasverlust infolge eines Bruchs 
einer Rohrleitung der Gasversorgung innerhalb der versicherten Wohnung.
Die Leistungen dieser Hausratversicherung sind subsidiär zur Wohngebäude-
versicherung gestellt.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 150 EUR begrenzt.

Sonstige Bruchschäden an Armaturen
In Erweiterung von Abschnitt „A“ § 4 Nr. 1 b) VHB 2008 ersetzt der Versicherer 
auch sonstige Bruchschäden an Armaturen (z. B. Wasser- und Absprerrhähne, 
Ventile, Wassermesser, Geruchsverschlüsse). Ausgeschlossen sind Bruchschä-
den an bereits defekten Armaturen.

Einfacher Diebstahl Gehhilfen, Rollstühlen, Rollatoren und Kinderwagen, 
Waschmaschinen und Trockner aus Gemeinschaftskellern
Mitversichert ist der einfache Diebstahl von: Gehhilfen, Rollstühlen, Rollatoren 
und Kinderwagen, Waschmaschinen und Trockner aus Gemeinschaftskellern
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000 EUR begrenzt.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.

Einfacher Diebstahl Wäsche und Gartengeräte
Mitversichert ist der einfache Diebstahl von: Wäsche auf der Leine, Wäsche-
spinnen, Gartengeräte und Gartenmöbeln.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000 EUR begrenzt.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.

Einfacher Diebstahl versicherter Sachen im Krankenhaus, Kur- oder Reha-
Anstalten 
Mitversichert ist der einfache Diebstahl, wenn versicherte Sachen bei stati-
onären Krankenhaus-, Kur- oder Reha- Aufenthalten des Versicherungsneh-
mers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person aus 
dem Krankenzimmer entwendet werden.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500 EUR begrenzt. 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Mobiltelefone, Laptops und 

Bargeld. Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der Polizei 
anzuzeigen und dem Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen.

Hausrat in Kraftfahrzeugen 
Mitversichert ist der einfache Diebstahl aus verschlossenen Kraftfahrzeugen. 
Der Versicherungsschutz schließt auch den Diebstahl von elektrischen, elek-
tronischen und optischen Geräte ein
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1% der Versicherungssumme, 
maximal 1.000 EUR begrenzt.
Wertsachen gemäß § 12 Nr. 1  VHB 2008 sind nicht versichert.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel vereinbart.

Hausrat in Schiffskabinen und Schlafwagenabteilen
Mitversichert ist der einfache Diebstahl aus verschlossenen Schiffskabinen 
und Schlafwagenabteilen. 
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1% der Versicherungssumme, 
maximal 1.000 EUR begrenzt.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.
Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen gemäß § 12 Nr. 1 VHB 2008 
sowie Funkgeräte, Laptops, Tower PCs, Navigationsgeräte, TV Geräte.

Definition Schiff:
Wasserfahrzeuge ab 500 BRT (Bruttoregistertonnen). Größere Wasserfahr-
zeuge, die zur Bedienung meist eine angestellte Mannschaft benötigen. Nicht 
versichert – Hausrat auf Booten.

Entschädigungsgrenze Wertsachen
Abweichend von § 12 Nr. 2 a VHB 2008 erhöht sich die Entschädigungsgrenze 
für Wertsachen auf 30% der vereinbarten Versicherungssumme.

Entschädigungsgrenze für Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, 
Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold, Platin,  Silber
Abweichend von § 12 Nr. 2 b cc) VHB 2008 erhöht sich die Entschädigungs-
grenze für Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen und 
Medaillen sowie alle Sachen aus Gold, Platin,  Silber auf 20% der vereinbarten 
Versicherungssumme.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 40.000 EUR begrenzt.

Wertsachen in Bankgewahrsam; Kundenschließfächer
Abweichend von den VHB 2008 ist der Inhalt von Kundenschließfächern in Tre-
sorräumen von Geldinstituten mitversichert.
Soweit hierfür keine besondere Versicherung besteht, ist die Höhe der Leis-
tungen auf 15.000 EUR begrenzt.

Häusliche Arbeitszimmer innerhalb der versicherten Wohnung
Abweichend von § 6 Nr. 3 a VHB 2008 gelten auch versicherte Sachen in aus-
schließlich beruflich oder gewerblich genutzten Räumen der Wohnung bis 
zur Höhe der Versicherungssumme mitversichert.

Häusliche Arbeitszimmer außerhalb der versicherten Wohnung auf dem Ver-
sicherungsgrundstück
Abweichend von § 6 Nr. 3 a VHB 2008 gelten auch versicherte Sachen in aus-
schließlich beruflich oder gewerblich genutzten Räumen der Wohnung - die 
nicht über die Wohnung betreten werden müssen, sich aber auf dem Versi-
cherungsgrundstück befinden  - bis zur Höhe der Versicherungssumme als 
mitversichert.  

Handelswaren und Musterkollektionen
In Ergänzung zu § 6 Nr. 2 c gelten auch Handelswaren und Musterkollektionen, 
die dem Gewerbe des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person dienen, als mitversichert. 
Die Mitversicherung gilt ausschließlich innerhalb des Versicherungsortes.

Rückreise aus dem Urlaub 
Der Versicherer ersetzt Fahrtmehrkosten, wenn der Versicherungsnehmer 
wegen eines erheblichen Versicherungsfalles vorzeitig seine Urlaubsreise ab-
bricht und an den Schadensort reist.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.000 EUR begrenzt.
Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 10.000 
EUR übersteigt und die Anwesenheit des Versicherungsnehmers am Scha-
densort notwendig macht.
Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versicherungs-
nehmers vom Versicherungsort von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer 
von höchstens 6 Wochen.
Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, entspre-
chend dem benutzten Urlaubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise an 
den Schadensort.
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der Reise an den Scha-
densort bei dem Versicherer Weisungen einzuholen, soweit es die Umstände 
gestatten.

Reparaturkosten für provisorische Maßnahmen nach einem Versicherungsfall
Können nach einem Schadenfall Reparaturen nur behelfsmäßig ausgeführt 
werden, weil sich die Beschaffung eines Ersatzteiles verzögert, ersetzt der 
Versicherer die hierfür anfallenden Kosten bis zur Höhe der Versicherungs-
summe mitversichert.

Bewachungskosten
Abweichend von § 8 Nr. 1 f  sind Bewachungskosten bis zur Höhe der Versiche-
rungssumme mitversichert.

Umzugskosten
Für nach einem Schaden notwendigen Umzug werden von den nachweisbar an-
gefallenen Kosten bis 1% der Versicherungssumme, maximal bis 750 EUR geleistet. 
Die Entfernung zum Umzugsort ist hierbei nicht maßgebend.
Wiederbeschaffung von Akten, Plänen und Dokumenten nach Einbruch
Abweichend der VHB 2008 gilt die Wiederbeschaffung von Akten, Plänen und 
Dokumenten nach einem Einbruch als mitversichert.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500 EUR begrenzt.
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Sachverständigenkosten 
Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe den vereinbar-
ten Betrag  von 10.000 EUR übersteigt, ersetzt der Versicherer die durch den 
Versicherungsnehmer gemäß Abschnitt „A“ § 14 Nr. 6 VHB 2008 zu tragenden 
Kosten des Sachverständigenverfahrens.
Die Entschädigung je Versicherungsfall beträgt 1% der Versicherungssumme 
und ist auf 2.000 EUR je Versicherungsfall begrenzt.
Der Selbstbehalt je Versicherungsfall beträgt 20 % der Sachverständigerkosten.

Außenversicherung 
Für Hausrat, vorübergehend außerhalb der Wohnung befindlich, gilt abwei-
chend von § 7 Nr. 6 a VHB 2008 eine Entschädigungsgrenze bis 30 % der Versi-
cherungssumme, maximal 25.000 EUR.
Zeiträume von mehr als 6 Monaten gelten nicht mehr als vorübergehend.
Die Entschädigungsgrenzen gemäß „A“ § 12 VHB 2008 werden hiervon nicht 
berührt und gelten unverändert.

Innere Unruhen, Böswillige Beschädigung, Streiks und Aussperrung 
Abweichend von §1. Absatz 2 VHB 2008 leistet die Ostangler Entschädigung für 
versicherte Sachen, die unmittelbar durch Gewalthandlungen im Zusammen-
hang mit Inneren Unruhen zerstört oder beschädigt werden oder in unmit-
telbarem Zusammenhang mit Inneren Unruhen abhanden kommen. 
Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile 
der Bevölkerung in einer die öffentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise 
in Bewegung geraten und Gewalt gegen Personen oder Sachen verüben. 
Abweichend von §1. Absatz 2 VHB 2008 leistet die Ostangler Entschädigung für 
versicherte Sachen, die unmittelbar durch Streik oder Aussperrung zerstört 
oder beschädigt werden oder im unmittelbaren Zusammenhang mit Streik 
oder Aussperrung abhanden kommen. 
Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel 
gerichtete Arbeitseinstellung einer verhältnismäßig großen Anzahl von Ar-
beitnehmern. Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmä-
ßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen Anzahl von Arbeitnehmern. 
Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz 
aufgrund öffentlichrechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht werden kann.

Schäden an behindertengerechten Einbauten
Versichert gelten auch Schäden an behindertengerechten Einbauten.

Schäden am Gefriergut
Versichert sind Schäden am Gefriergut infolge eines Überspannungsschadens 
durch Blitzschlag.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 100 EUR  begrenzt.

Telefonmissbrauch nach Einbruch
Abweichend der VHB 2008 gilt der Telefonmissbrauch von Festnetzgeräten 
nach Einbruch als mitversichert.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500 EUR begrenzt.

Kredit- /Kunden-/ Scheckkartenmissbrauch nach Einbruch
In Erweiterung von Abschnitt A 12.2 VHB 2008 gilt der Missbrauch von Kun-
den-, Scheck- und Kreditkarten nach Einbruchdiebstahl oder Raub, sofern 
hierfür nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht, als mitversichert.
Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz, wenn bei einem Raub gemäß 
Abschnitt A 3.4 VHB 2008 zusätzlich die Herausgabe einer persönlichen Identi-
fikationsnummer (PIN) erzwungen wird.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 200 EUR begrenzt.

Erpressung
Abweichend von VHB 2008 gilt räuberische Erpressung  als mitversichert. 
Die Mitversicherung gilt auch für die Herausgabe versicherter Sachen an 
einem anderen Ort als dem versicherten Ort.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000 EUR begrenzt. 

Technische, optische und akustische Sicherungsanlagen
Mitversichert gelten technische, optische und akustische Sicherungsanlagen, 
die der Sicherung des versicherten Hausrates dienen.
Es besteht Versicherungsschutz für Schäden durch Diebstahl, Zerstörung und 
Beschädigung im Zusammenhang mit einem Einbruchdiebstahl, Raub bzw. 
dem Versuch eines Raubes, bis zur Höhe der Versicherungssumme.

Datenrettungskosten
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles am Versicherungsort tat-
sächlich entstandenen, notwendigen Kosten für die technische Wiederher-
stellung - und nicht der Wiederbeschaffung - von elektronisch gespeicherten, 
ausschließlich für die private Nutzung bestimmte Daten (maschinenlesbare 
Informationen) und Programme.
Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme durch eine ersatzpflichti-
ge Substanzbeschädigung an dem Datenträger, auf dem sie gespeichert wa-
ren, verloren gegangen, beschädigt oder nicht mehr verfügbar sind.
Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten technischen Wiederherstel-
lung.
Ausschlüsse:
Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstellungskosten für 
a) Daten und Programme, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer 

nicht berechtigt ist (z. B. so genannte Raubkopien )
b) Programme und Daten, die der Versicherungsnehmer auf einem Rücksi-

cherungs- oder Installationsmedium vorhält.
Der Versicherer leistet keine Entschädigung für die Kosten eines neuerlichen 
Lizenzerwerbs.
Entschädigungsgrenzen: Der Versicherer ersetzt die Datenrettungskosten 
bis zu einem Betrag von 2.000 Euro.

Versicherte Kosten - Erhöhung der Gesamtentschädigung inkl. Vorsorge
Abweichend von § 12 Nr. 4 VHB 2008 wird die Gesamtentschädigung inklusive 
der Vorsorge erhöht, sofern die vereinbarte Versicherungssumme ausge-
schöpft ist.
Maximal jedoch bis zu 20 % der Versicherungssumme.

Verzicht auf Anzeige von Gerüsten am Gebäude
Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Ko-

sten für zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren von 
versicherten Sachen durch deren Lage verteuert (z.B. Kran- oder Gerüstkosten).

Leistungsgarantie gegenüber den GDV Bedingungen
Die dieser Hausratversicherung zugrunde liegenden Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Hausratversicherung (VHB 2008) und Besonderen 
Bedingungen zur Hausratversicherung sind ausschließlich zum Vorteil der 
Versicherungsnehmer von den durch den Gesamtverband der Versicherungs-
wirtschaft (GDV) empfohlenen Bedingungen abgewichen. 

Infoscore
Informationen zu Ihrem bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitätsinforma-
tionen auf der Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Verwendung 
von Anschriftendaten beziehen wir von der Infoscore Consumer Data GmbH 
Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden.

Beitragsanpassungsklausel 
Der Tarifbeitrag ergibt sich aus der Multiplikation von Versicherungssummen 
und dem jeweiligen Beitragssatz für die einzelne Risikoart. Der Beitragssatz 
errechnet sich aus Grundbeitragssatz und Zuschlägen oder Nachlässen für 
besondere Gefahrenverhältnisse. Der Beitragssatz wird unter Berücksichti-
gung von Schadenaufwand, Kosten und Gewinnansatz kalkuliert. 
Bei der Neukalkulation des Beitragssatzes für bestehende Beiträge ist der 
Schadenbedarf einer ausreichend großen Anzahl gleichartiger Risiken, die 
Gegenstand dieser Versicherung sind, und die voraussichtliche künftige Ent-
wicklung des unternehmensindividuellen Schadenbedarfs zu berücksichti-
gen. Ergibt die Neukalkulation, dass eine Änderung des Beitragssatzes erfor-
derlich ist, so wird mit Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres 
für bestehende Verträge der Tarifbeitrag um den Prozentsatz erhöht, um 
den der aufgrund der Neukalkulation ermittelte Schadenbedarf vom bisher 
kalkulierten abweicht - maximal jedoch um 20%. Der Änderungsprozentsatz 
wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet. Obergrenze für eine Bei-
tragserhöhung ist der Tarifbeitrag für vergleichbaren Versicherungsschutz 
im Neugeschäft.
Erhöht sich der Beitrag aufgrund ersten Absatzes, ohne dass sich der Umfang 
des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, können Sie den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung schriftlich kündigen. 
Die Kündigung wird frühestens zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens unserer 
Beitragserhöhung wirksam. Sie können auch die Umstellung des Vertrages 
auf Neugeschäftstarif und -bedingungen verlangen. Beitragssenkung gelten 
automatisch ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres. Wir werden Sie in 
der Mitteilung zur Beitragsanpassung auf dieses gesetzliche Kündigungs-
recht hinweisen. Die Mitteilung muss Ihnen spätestens 2 Monate vor dem 
Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen.
Wenn eine Bestimmung in den vorliegenden Versicherungsbedingungen 
(Klausel)
- durch höchstrichterliche Entscheidung oder
- durch einen bestandskräftigen Verwaltungsakt
für unwirksam erklärt worden ist, dann sind wir berechtigt, die betroffene 
Klausel zu ändern, zu ergänzen oder zu ersetzen, wenn die Voraussetzung 
der folgenden Absätze vorliegen.
Die Anpassung kommt nur in Betracht für Klauseln über Gegenstand und 
Umfang der Versicherung, Ausschlüsse, Ihre Obliegenheiten nach Vertragsab-
schluss, Beitragsanpassung, Vertragsdauer und Kündigung.
Die Anpassung setzt voraus, dass die gesetzlichen Vorschriften keine kon-
krete Regelung zur Füllung der Lücke enthalten und dass die ersatzlose 
Streichung der Klausel keine angemessene, den typischen Interessen der Ver-
tragspartner gerechte Lösung darstellt.
Die Anpassung erfolgt nach den Grundsätzen einer ergänzenden Vertrags-
auslegung. Das bedeutet, dass die unwirksame Klausel durch die Regelung 
ersetzt wird, welche die Vertragspartner als angemessen und Ihnen typische 
Interessen gerechte Lösung gewählt hätten, wenn Ihnen die Unwirksamkeit 
der Klausel zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bekannt gewesen wäre.
Unter den oben genannten Voraussetzungen haben wir eine Anpassungs-
befugnis für im Wesentlichen inhaltsgleiche Klauseln auch dann, wenn sich 
die gerichtlichen oder behördlichen Entscheidungen gegen Klauseln anderer 
Versicherer richten.
Die angepassten Klauseln werden wir Ihnen in Textform bekannt geben und er-
läutern. Sie gelten als genehmigt, wenn Sie nicht innerhalb von sechs Wochen 
nach Bekanntgabe in Textform widersprechen. Hierauf werden wir Sie bei der 
Bekanntgabe ausdrücklich Hinweisen. Zur Wahrung der Frist genügt die recht-
zeitige Absendung des Widerspruches. Bei fristgemäßem Widerspruch tritt die 
Bedingungsanpassung nicht in Kraft. Wir können innerhalb von sechs Wochen 
nach Zugang des Widerspruchs den Versicherungsvertrag mit einer Frist von 
acht Wochen zum Ende eine Monates schriftlich kündigen, wenn für uns das 
Festhalten an dem Vertrag ohne die Anpassung unzumutbar ist. 
Eine E-Mail erfüllt die Schriftform nicht.

Fair Play Klausel

1. Verzicht auf Leistungskürzung bei grob fahrlässiger Verletzung der Ob-
liegenheiten:

 Bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalles durch den 
Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten macht die OSTANG-
LER von dem Recht, die Entschädigung zu verweigern, keinen Gebrauch. 

2. Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines Schadens
 Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines Schadens, die auf 

Weisung des Versicherers erfolgten, werden in voller Höhe ersetzt und 
lösen keine Unterversicherung aus.

 Die entsprechenden Kosten gelten als mitversichert und werden ersetzt 
ohne Anrechnung auf eine eventuell bestehende Unterversicherung, 
auch wenn die Bemühungen um Schadensminderung erfolglos verlau-
fen sind. 

3. Sachverständigengutachten
 Der Versicherer verpflichtet sich bei Einschaltung eines Sachverstän-

digen im Schadensfall, ein Exemplar des vom Sachverständigen erstell-
ten Gutachtens unmittelbar nach Erstellung kostenfrei an den Versiche-
rungsnehmer auszuhändigen. 
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4. Versehensklausel im Zusammenhang mit Schadensmeldungen
 Eine versehentlich verspätete Abgabe von Schadensmeldungen beein-

trächtigt den Versicherungsschutz nicht.

5. Anerkennungsklausel
 Der Versicherer erkennt an, dass ihm bei Abschluss des Vertrages alle 

Umstände bekannt waren, die für die Beurteilung des Risikos erheblich 
sind, es sei denn, dass irgendwelche Umstände arglistig verschwiegen 
wurden. 

 Wenn die Risiken nach Vertragsabschluss besichtigt werden, so gilt die 
Anerkennungsklausel nicht nur für den Vertragsabschluss, sondern auch 
für den Zeitpunkt der Nachbesichtigung. 

6. Versehentliche Verletzung von Sicherheits- und Meldevorschriften 
 Wird eine Anzeige, die Meldung einer Gefahrerhöhung oder Erfüllung 

einer vertraglichen Obliegenheit oder ähnliches versehentlich unterlas-
sen, so kann der Versicherer deswegen seine Ersatzpflicht nicht ableh-
nen, es sei denn, dass Vorsatz vorliegt. Der Versicherer hat Anspruch auf 
Nachzahlung einer angemessenen Prämie, falls diese vereinbart worden 
wäre, wenn die Anzeige vorgelegen hätte.

7. Vorübergehende Abweichung von Sicherheitsvorschriften
 Etwaige vorübergehende Abweichungen (max. 3 Monate) von polizei-

lichen, behördlichen oder sonst wie vertraglich vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften aufgrund von Bau-, Umbau-, oder Reparatur- bzw. Re-
novierungsmaßnahmen gelten nicht als Vertragsverletzung und führen 
nicht zu einer Leistungsfreiheit oder -einschränkung des Versicherers. 

8. Verantwortlichkeitsklausel
 Der Versicherungsnehmer ist nicht verantwortlich für Verstöße gegen 

gesetzliche oder vertragliche Obliegenheiten, die begangen worden 
sind ohne sein Wissen und ohne seinen Willen und auch ohne Wissen 
und Willen seiner Repräsentanten. 

9. Änderungen des Bedingungswerkes
 Werden die diesem Hausratversicherungsprodukt zugrunde liegenden 

Bedingungen ausschließlich zum Vorteil der Versicherungsnehmer und 
ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die neuen Bedingungen mit so-
fortiger Wirkung auch für diesen Vertrag.

10. Subsidiärklausel
 Vereinbart gilt die Subsidiärklausel. Besteht für das gleiche Risiko Ver-

sicherungsschutz aus einem anderen Vertrag, entfällt die Haftung/Ent-
schädigung aus dieser Klausel.

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Kosten für 
die Beseitigung von Schäden, die durch Kriegsereignisse jeder Art oder Kern-
energie, innere Unruhen, entstehen.

Hausrat in nicht ständig bewohnten Wohnungen (Häusern)
Zu „A“ § 6.2 b  Wertsachen und Bargeld
1. in Wochenend-, Ferien-, Land-, Jagd-, Garten- und Weinberghäusern sowie 
in sonstigen nicht ständig bewohnten Gebäuden:
Abweichend zu den VHB 2008 „A“ § 6.2b gelten folgende Sachen als nicht ver-
sicherbar: Bargeld, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wert-
papiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Telefonkarten, 
Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, handge-
knüpfte Teppiche und Gobelins.
Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Grafiken, und Pla-
stiken) , Schusswaffen, Foto – und optische Apparate sowie sonstige Sachen, 
die über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten),jedoch mit Ausnahme von Möbel-
stücken.

2. in Zweitwohnungen in ständig bewohnten Gebäuden:
Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden einschließlich Spar-
bücher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Brief-
marken, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, 
handgeknüpfte Teppiche und Gobelins sowie Kunstgegenstände (z.B. Gemäl-
de, Collagen, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken).

Hausrat eingelagert
Zu „A“ § 6.2 b  Wertsachen und Bargeld
Abweichend zu den VHB 2008 „A“ § 6.2b gelten folgende Sachen als nicht ver-
sicherbar: Bargeld, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wert-
papiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Telefonkarten, 
Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, handge-
knüpfte Teppiche und Gobelins.
Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Grafiken, und Pla-
stiken) , Schusswaffen, Foto – und optische Apparate sowie sonstige Sachen, 
die über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten),jedoch mit Ausnahme von Möbel-
stücken.

Hotelkosten bei nicht ständig bewohnter Wohnung
Zu „A“ § 8 Nr. 1 c
Abweichend von Abschnitt „A“ § 8 Nr. 1 c) VHB 2008 sind Kosten für Hotel- oder 
ähnliche Unterbringung nicht versichert.
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Zusatzklauseln zu den VHB 2008

C) Tarifvariante Fair Play PLUS
Sengschäden und Schmorschäden
Abweichend von § 2 Nr. 5 VHB 2008 sind Seng- und Schmorschäden, die nicht 
durch einen Brand entstanden sind, zur Höhe der Versicherungssumme als 
mitversichert.

Feuerlöschkosten
In Ergänzung zu § 8 VHB 2008 gelten Feuerlöschkosten bis zur Höhe der Versi-
cherungssumme als mitversichert

Schäden durch Nutzfeuer / Wärmeschäden
Versicherungsschutz besteht auch für Brandschäden, die an versicherten Sa-
chen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme
zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt werden. Dies gilt 
ebenso für Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärmeerzeugt, 
vermittelt oder weitergeleitet wird.

Überspannungsschäden durch Blitz  unter Einschluss von Folgeschäden 
Abweichend von § 2 Nr.3 VHB 2008  - Versicherungsschutz für Blitzschlag-
schäden - leistet der Versicherer Entschädigung auch für Schäden, die an 
versicherten elektrischen Einrichtungen und Geräten durch Überspannung, 
Überstrom und Kurzschluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmo-
sphärisch bedingte Elektrizität entstehen. 
Die Entschädigung gilt je Versicherungsfall bis zur Höhe der Versicherungs-
summe als mitversichert.

Rauch, Verrußung, Verpuffung
Abweichend der VHB 2008 gelten Schäden durch Rauch, Verrußung und Ver-
puffung zur Höhe der Versicherungssumme als mitversichert.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch allmähliche Ein-
wirkung von Rauch, Ruß und Verpuffung über einen Zeitraum von mehr als 
zwei Tagen entstehen.

Anprall von Kraftfahrt- und Schienenfahrzeugen
Abweichend der VHB 2008 gelten Schäden, die durch Anprall von Kraftfahrt- 
und Schienenfahrzeugen entstanden sind, bis zur Höhe der Versicherungs-
summe als mitversichert.

Aufprall und Absturz unbemannter Flugkörper
Abweichend §2 VHB 2008 gelten Schäden, die durch Anprall und Absturz 
durch unbemannte Flugkörper entstanden sind, bis zur Höhe der Versiche-
rungssumme, als mitversichert.

Blindgänger 
Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sachen, die dadurch entstehen, 
dass ein Blindgänger explodiert ist 

Überschallknall
Abweichend der VHB 2008 sind Schäden an versicherten Sachen durch Druck-
stöße infolge Überschallfluges (Überschallknall) mitversichert

Nässeschäden Zisternen
Abweichend von § 4 Nr. 2 VHB 2008 ist zusätzlich der bedingungswidrige Was-
seraustritt aus Zisternen mitversichert.

Nässeschäden Zimmerbrunnen, Wassersäulen
Abweichend von § 4 Nr. 2 VHB 2008 ist zusätzlich der bedingungswidrige Was-
seraustritt aus Zimmerbrunnen und Wassersäulen mitversichert.

Nässeschäden durch Regenfallrohre im Haus
Austritt flüssiger oder gasförmiger Stoffe aus innen liegenden Regenfall-
rohren, Lüftungs- und Gasrohren in Erweiterung von Abschnitt A 4.2VHB 2008 
gelten als mitversichert.

Wasser- und Gasverlust infolge Rohrbruch
Mitversichert ist der Wasserverlust infolge eines versicherten Rohrbruches 
gemäß Abschnitt A 4.1 VHB 2008 sowie der Gasverlust infolge eines Bruchs 
einer Rohrleitung der Gasversorgung innerhalb der versicherten Wohnung.
Die Leistungen dieser Hausratversicherung sind subsidiär zur Wohngebäude-
versicherung gestellt.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall bis zur Höhe der Versicherungs-
summe mitversichert.

Sonstige Bruchschäden an Armaturen
In Erweiterung von Abschnitt „A“ § 4 Nr. 1 b) VHB 2008 ersetzt der Versicherer 
auch sonstige Bruchschäden an Armaturen (z. B. Wasser- und Absprerrhähne, 
Ventile, Wassermesser, Geruchsverschlüsse). Ausgeschlossen sind Bruchschä-
den an bereits defekten Armaturen.

Einfacher Diebstahl Gehhilfen, Rollstühlen, Rollatoren und Kinderwagen, 
Waschmaschinen und Trockner aus Gemeinschaftskellern
Mitversichert ist der einfache Diebstahl von: Gehhilfen, Rollstühlen, Rollatoren 
und Kinderwagen, Waschmaschinen und Trockner aus Gemeinschaftskellern
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall bis zur Höhe der Versicherungs-
summe mitversichert.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.

Einfacher Diebstahl Wäsche und Gartengeräte
Mitversichert ist der einfache Diebstahl von: Wäsche auf der Leine, Wäsche-
spinnen, Gartengeräte und Gartenmöbeln.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall bis zur Höhe der Versicherungs-
summe mitversichert.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.

Einfacher Diebstahl versicherter Sachen im Krankenhaus, Kur- oder Reha-
Anstalten 
Mitversichert ist der einfache Diebstahl, wenn versicherte Sachen bei stati-

onären Krankenhaus-, Kur- oder Reha- Aufenthalten des Versicherungsneh-
mers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person aus 
dem Krankenzimmer entwendet werden.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500 EUR begrenzt. 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Mobiltelefone, Laptops und 
Bargeld.
Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der Polizei anzu-
zeigen und dem Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen.
Wertsachen gemäß § 12 Nr. 1  VHB 2008 sind bis zu einer Höhe von 1.000 EUR 
versichert.

Hausrat in Kraftfahrzeugen 
Mitversichert ist der einfache Diebstahl aus verschlossenen Kraftfahrzeugen. 
Der Versicherungsschutz schließt auch den Diebstahl von elektrischen, elek-
tronischen und optischen Geräte ein
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5% der Versicherungssumme, 
maximal 2.500 EUR begrenzt.
Wertsachen gemäß § 12 Nr. 1  VHB 2008 sind nicht versichert.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel vereinbart.

Hausrat in Gartenlauben und fest installierten Wohnwagen
Mitversichert ist der einfache Diebstahl von: Wäsche auf der Leine, Wäsche-
spinnen, Gartengeräte und Gartenmöbeln.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5% der Versicherungssumme, 
maximal 2.500 EUR begrenzt
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.

Hausrat in Schiffskabinen und Schlafwagenabteilen
Mitversichert ist der einfache Diebstahl aus verschlossenen Schiffskabinen 
und Schlafwagenabteilen. 
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10% der Versicherungssumme 
begrenzt.
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.
Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen gemäß § 12 Nr. 1 VHB 2008 
sowie Funkgeräte, Laptops, Tower PCs, Navigationsgeräte, TV Geräte.

Definition Schiff:
Wasserfahrzeuge ab 500 BRT (Bruttoregistertonnen). Größere Wasserfahr-
zeuge, die zur Bedienung meist eine angestellte Mannschaft benötigen. Nicht 
versichert – Hausrat auf Booten.

Hausrat in Wassersportfahrzeugen
Mitversichert ist der einfache Diebstahl von versicherten Sachen in Wasser-
sportfahrzeugen.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2% der Versicherungssumme, 
maximal 1.500 EUR begrenzt
24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel als vereinbart.

Entschädigungsgrenze Wertsachen
Abweichend von § 12 Nr. 2 a VHB 2008 erhöht sich die Entschädigungsgrenze 
für Wertsachen auf 40 % der vereinbarten Versicherungssumme.

Entschädigungsgrenze für Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge
Abweichend von § 12 Nr. 2 b aa) VHB 2008 erhöht sich die Entschädigungs-
grenze für Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge auf 3% der verein-
barten Versicherungssumme.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 2.000 EUR begrenzt.
Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind weiterhin Münzen, deren Ver-
sicherungswert den Nennbetrag übersteigt.

Entschädigungsgrenze für Urkunden, Sparbücher und sonstige Wertpapiere 
Abweichend von § 12 Nr. 2 b bb) VHB 2008 erhöht sich die Entschädigungs-
grenze für Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere auf 
10% der vereinbarten Versicherungssumme.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 5.000 EUR begrenzt.

Entschädigungsgrenze für Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, 
Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold, Platin, Silber
Abweichend von § 12 Nr. 2 b cc) VHB 2008 erhöht sich die Entschädigungs-
grenze für Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen und 
Medaillen sowie alle Sachen aus Gold, Platin,  Silber auf 40% der vereinbarten 
Versicherungssumme.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 40.000 EUR begrenzt.

Wertsachen in Bankgewahrsam; Kundenschließfächer
Abweichend von den VHB 2008 ist der Inhalt von Kundenschließfächern in Tre-
sorräumen von Geldinstituten mitversichert.
Soweit hierfür keine besondere Versicherung besteht, ist die Höhe der Leis-
tungen auf 40 % der Versicherungssumme begrenzt

Trickdiebstahl
Abweichend von § 3 Nr. 1 gilt Trickdiebstahl bis 1% der Versicherungssumme 
als mitversichert.

Sportausrüstung
Weltweiter Schutz für die  der Sportausübung dienenden Gegenstände , Aus-
rüstungen einschl. Bekleidung für Schäden durch Diebstahl, Vandalismus und 
Transportmittelunfall. 
Ergänzung für Jäger: 
Versichert  sind auch Jagdwaffen einschl. Zubehör  (z.B. Zielfernrohr, Fernglas, 
Gewehrkoffer oder Futteral, Munition). Mitversichert ist die Selbstentzün-
dung. Die Bestimmungen des „Deutschen Waffengesetzes „ sind zu beachten. 
Bei Eintritt eines Schadenereignisses ist eine Anzeige bei der zuständigen Po-
lizeidienststelle zu erstatten.
Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 1.500 EUR begrenzt.

Häusliche Arbeitszimmer innerhalb der versicherten Wohnung
Abweichend von § 6 Nr. 3 a VHB 2008 gelten auch versicherte Sachen in aus-
schließlich beruflich oder gewerblich genutzten Räumen der Wohnung bis 
zur Höhe der Versicherungssumme mitversichert.
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Häusliche Arbeitszimmer außerhalb der versicherten Wohnung auf dem Ver-
sicherungsgrundstück
Abweichend von § 6 Nr. 3 a VHB 2008 gelten auch versicherte Sachen in aus-
schließlich beruflich oder gewerblich genutzten Räumen der Wohnung - die 
nicht über die Wohnung betreten werden müssen, sich aber auf dem Ver-
sicherungsgrundstück befinden - bis zur Höhe der Versicherungssumme als 
mitversichert.
Handelswaren und Musterkollektionen
In Ergänzung zu § 6 Nr. 2 c gelten auch Handelswaren und Musterkollektionen, 
die dem Gewerbe des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person dienen, als mitversichert. 
Die Mitversicherung gilt ausschließlich innerhalb des Versicherungsortes.

Lager- und Transportkosten
Abweichend von § 8 Nr. 1d VHB 2008 sind Lager- und Transportkosten für einen 
unbegrenzten Zeitraum mitversichert.

Rückreise aus dem Urlaub 
Der Versicherer ersetzt Fahrtmehrkosten, wenn der Versicherungsnehmer 
wegen eines erheblichen Versicherungsfalles vorzeitig seine Urlaubsreise ab-
bricht und an den Schadensort reist.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 12.000 EUR begrenzt.
Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 5.000 
EUR übersteigt und die Anwesenheit des Versicherungsnehmers am Scha-
densort notwendig macht.
Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versicherungs-
nehmers vom Versicherungsort von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer 
von höchstens 6 Wochen.
Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, entspre-
chend dem benutzten Urlaubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise an 
den Schadensort.
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der Reise an den Scha-
densort bei dem Versicherer Weisungen einzuholen, soweit es die Umstände 
gestatten.

Reparaturkosten für provisorische Maßnahmen nach einem Versicherungsfall
Können nach einem Schadenfall Reparaturen nur behelfsmäßig ausgeführt 
werden, weil sich die Beschaffung eines Ersatzteiles verzögert, ersetzt der 
Versicherer die hierfür anfallenden Kosten bis zur Höhe der Versicherungs-
summe mitversichert.

Bewachungskosten
Abweichend von § 8 Nr. 1 f  sind Bewachungskosten bis zur Höhe der Versiche-
rungssumme mitversichert.

Umzugskosten
Für nach einem Schaden notwendigen Umzug werden von den nachweisbar 
angefallenen Kosten bis 5.000 EUR geleistet. 
Die Entfernung zum Umzugsort ist hierbei nicht maßgebend.

Mietfortzahlung
Wenn die Miete auch bei Unbewohnbarkeit des Versicherungsortes nach 
einem Versicherungsfall fortgezahlt werden muss, übernimmt der Versiche-
rer diese Kosten
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5% der Versicherungssumme – 
maximal jedoch 2.500€ begrenzt.

Wiederbeschaffung von Akten, Plänen und Dokumenten nach Einbruch
Abweichend der VHB 2008 gilt die Wiederbeschaffung von Akten, Plänen und 
Dokumenten nach einem Einbruch als mitversichert.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 750 EUR begrenzt.

Hotelkosten
Abweichend von § 8 Nr. 1c VHB 2008 sind Hotelkosten bis 3‰ der Versiche-
rungssumme pro Tag – max. jedoch 365 Tage – mitversichert.

Sachverständigenkosten 
Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe den vereinbar-
ten Betrag  von 10.000 EUR übersteigt, ersetzt der Versicherer die durch den 
Versicherungsnehmer gemäß Abschnitt „A“ § 15 Nr. 6 VHB 2008 zu tragenden 
Kosten des Sachverständigenverfahrens.
Die Entschädigung ist, soweit nicht anderes vereinbart ist, je Versicherungs-
fall auf 16.500 EUR begrenzt.
Der Selbstbehalt je Versicherungsfall beträgt 20 % der Sachverständigerkosten.

Außenversicherung 
Für Hausrat, vorübergehend außerhalb der Wohnung befindlich, gilt abwei-
chend von § 7 Nr. 6 a VHB 2008 eine Entschädigungsgrenze bis 50 % der Versi-
cherungssumme, maximal 40.000 EUR.
Zeiträume von mehr als 6 Monaten gelten nicht mehr als vorübergehend.
Die Entschädigungsgrenzen gemäß „A“ § 12 VHB 2008 werden hiervon nicht 
berührt und gelten unverändert.

Innere Unruhen, Böswillige Beschädigung, Streiks und Aussperrung 
Abweichend von §1. Absatz 2 VHB 2008 leistet die Ostangler Entschädigung für 
versicherte Sachen, die unmittelbar durch Gewalthandlungen im Zusammen-
hang mit Inneren Unruhen zerstört oder beschädigt werden oder in unmit-
telbarem Zusammenhang mit Inneren Unruhen abhanden kommen. 
Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile 
der Bevölkerung in einer die öffentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise 
in Bewegung geraten und Gewalt gegen Personen oder Sachen verüben. 
Abweichend von §1. Absatz 2 VHB 2008 leistet die Ostangler Entschädigung für 
versicherte Sachen, die unmittelbar durch Streik oder Aussperrung zerstört 
oder beschädigt werden oder im unmittelbaren Zusammenhang mit Streik 
oder Aussperrung abhanden kommen. 
Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel 
gerichtete Arbeitseinstellung einer verhältnismäßig großen Anzahl von Ar-
beitnehmern. Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmä-
ßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen Anzahl von Arbeitnehmern. 
Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz auf-
grund öffentlichrechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht werden kann.

Schäden an behindertengerechten Einbauten
Versichert gelten auch Schäden an behindertengerechten Einbauten.

Schäden am Gefriergut
Versichert sind Schäden am Gefriergut infolge eines Überspannungsschadens 
durch Blitzschlag.
Telefonmissbrauch nach Einbruch
Abweichend der VHB 2008 gilt der Telefonmissbrauch von Festnetzgeräten 
nach Einbruch als mitversichert.

Kredit- /Kunden-/ Scheckkartenmissbrauch nach Einbruch
In Erweiterung von Abschnitt A 12.2 VHB 2008 gilt der Missbrauch von Kun-
den-, Scheck- und Kreditkarten nach Einbruchdiebstahl oder Raub, sofern 
hierfür nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht, als mitversichert.
Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz, wenn bei einem Raub gemäß 
Abschnitt A 3.4 VHB 2008 zusätzlich die Herausgabe einer persönlichen Identi-
fikationsnummer (PIN) erzwungen wird.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.500 EUR begrenzt.

Betreuung von Haustieren
Erstattet werden die Unterbringungskosten von Haustieren des Versiche-
rungsnehmers, solange der Versicherungsort nach Versicherungsfall unbe-
wohnbar ist.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2% der Versicherungssumme 
begrenzt.

Haushaltsgründung von Kindern
Es besteht Versicherungsschutz für die Übergangszeit des erstmaligen Um-
zuges der Kinder des Versicherungsnehmers aus der gemeinsamen Wohnung.
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 30% der Versicherungssumme 
begrenzt.

Erpressung
Abweichend von VHB 2008 gilt räuberische Erpressung  als mitversichert. 
Die Mitversicherung gilt auch für die Herausgabe versicherter Sachen an 
einem anderen Ort als dem versicherten Ort.

Technische, optische und akustische Sicherungsanlagen
Mitversichert gelten technische, optische und akustische Sicherungsanlagen, 
die der Sicherung des versicherten Hausrates dienen.
Es besteht Versicherungsschutz für Schäden durch Diebstahl, Zerstörung und 
Beschädigung im Zusammenhang mit einem Einbruchdiebstahl, Raub bzw. 
dem Versuch eines Raubes, bis zur Höhe der Versicherungssumme.

Datenrettungskosten
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles am Versicherungsort tat-
sächlich entstandenen, notwendigen Kosten für die technische Wiederher-
stellung - und nicht der Wiederbeschaffung - von elektronisch gespeicherten, 
ausschließlich für die private Nutzung bestimmte Daten (maschinenlesbare 
Informationen) und Programme.
Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme durch eine ersatzpflichti-
ge Substanzbeschädigung an dem Datenträger, auf dem sie gespeichert wa-
ren, verloren gegangen, beschädigt oder nicht mehr verfügbar sind. Ersetzt 
werden auch die Kosten einer versuchten technischen Wiederherstellung.
Ausschlüsse:
Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstellungskosten für 
a) Daten und Programme, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer 

nicht berechtigt ist (z. B. so genannte Raubkopien )
b) Programme und Daten, die der Versicherungsnehmer auf einem Rücksi-

cherungs- oder Installationsmedium vorhält.
Der Versicherer leistet keine Entschädigung für die Kosten eines neuerlichen 
Lizenzerwerbs.
Entschädigungsgrenzen: Der Versicherer ersetzt die Datenrettungskosten 
bis zu einem Betrag von 2.000 Euro.

Versicherte Kosten - Erhöhung der Gesamtentschädigung inkl. Vorsorge
Abweichend von § 12 Nr. 4 VHB 2008 wird die Gesamtentschädigung inklusive 
der Vorsorge erhöht, sofern die vereinbarte Versicherungssumme ausge-
schöpft ist.

Verzicht auf Anzeige von Gerüsten am Gebäude
Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Ko-
sten für zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren von 
versicherten Sachen durch deren Lage verteuert (z.B. Kran- oder Gerüstkosten).

Leistungsgarantie gegenüber den GDV Bedingungen
Die dieser Hausratversicherung zugrunde liegenden Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Hausratversicherung (VHB 2008) und Besonderen 
Bedingungen zur Hausratversicherung sind ausschließlich zum Vorteil der 
Versicherungsnehmer von den durch den Gesamtverband der Versicherungs-
wirtschaft (GDV) empfohlenen Bedingungen abgewichen. 

Infoscore
Informationen zu Ihrem bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitätsinforma-
tionen auf der Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Verwendung 
von Anschriftendaten beziehen wir von der Infoscore Consumer Data GmbH 
Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden.

Beitragsanpassungsklausel 
Der Tarifbeitrag ergibt sich aus der Multiplikation von Versicherungssummen 
und dem jeweiligen Beitragssatz für die einzelne Risikoart. Der Beitragssatz 
errechnet sich aus Grundbeitragssatz und Zuschlägen oder Nachlässen für 
besondere Gefahrenverhältnisse. Der Beitragssatz wird unter Berücksichti-
gung von Schadenaufwand, Kosten und Gewinnansatz kalkuliert. 
Bei der Neukalkulation des Beitragssatzes für bestehende Beiträge ist der 
Schadenbedarf einer ausreichend großen Anzahl gleichartiger Risiken, die 
Gegenstand dieser Versicherung sind, und die voraussichtliche künftige Ent-
wicklung des unternehmensindividuellen Schadenbedarfs zu berücksichti-
gen. Ergibt die Neukalkulation, dass eine Änderung des Beitragssatzes erfor-
derlich ist, so wird mit Wirkung ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres 
für bestehende Verträge der Tarifbeitrag um den Prozentsatz erhöht, um 
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den der aufgrund der Neukalkulation ermittelte Schadenbedarf vom bisher 
kalkulierten abweicht - maximal jedoch um 20%. Der Änderungsprozentsatz 
wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet. Obergrenze für eine Bei-
tragserhöhung ist der Tarifbeitrag für vergleichbaren Versicherungsschutz 
im Neugeschäft.
Erhöht sich der Beitrag aufgrund ersten Absatzes, ohne dass sich der Umfang 
des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, können Sie den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung schriftlich kündigen. 
Die Kündigung wird frühestens zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens unserer 
Beitragserhöhung wirksam. Sie können auch die Umstellung des Vertrages 
auf Neugeschäftstarif und -bedingungen verlangen. Beitragssenkung gelten 
automatisch ab Beginn des nächsten Versicherungsjahres. Wir werden Sie in 
der Mitteilung zur Beitragsanpassung auf dieses gesetzliche Kündigungs-
recht hinweisen. Die Mitteilung muss Ihnen spätestens 2 Monate vor dem 
Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen.
Wenn eine Bestimmung in den vorliegenden Versicherungsbedingungen 
(Klausel)
- durch höchstrichterliche Entscheidung oder
- durch einen bestandskräftigen Verwaltungsakt
für unwirksam erklärt worden ist, dann sind wir berechtigt, die betroffene 
Klausel zu ändern, zu ergänzen oder zu ersetzen, wenn die Voraussetzung 
der folgenden Absätze vorliegen.
Die Anpassung kommt nur in Betracht für Klauseln über Gegenstand und 
Umfang der Versicherung, Ausschlüsse, Ihre Obliegenheiten nach Vertragsab-
schluss, Beitragsanpassung, Vertragsdauer und Kündigung.
Die Anpassung setzt voraus, dass die gesetzlichen Vorschriften keine kon-
krete Regelung zur Füllung der Lücke enthalten und dass die ersatzlose 
Streichung der Klausel keine angemessene, den typischen Interessen der Ver-
tragspartner gerechte Lösung darstellt.
Die Anpassung erfolgt nach den Grundsätzen einer ergänzenden Vertrags-
auslegung. Das bedeutet, dass die unwirksame Klausel durch die Regelung 
ersetzt wird, welche die Vertragspartner als angemessen und Ihnen typische 
Interessen gerechte Lösung gewählt hätten, wenn Ihnen die Unwirksamkeit 
der Klausel zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bekannt gewesen wäre.
Unter den oben genannten Voraussetzungen haben wir eine Anpassungs-
befugnis für im Wesentlichen inhaltsgleiche Klauseln auch dann, wenn sich 
die gerichtlichen oder behördlichen Entscheidungen gegen Klauseln anderer 
Versicherer richten.
Die angepassten Klauseln werden wir Ihnen in Textform bekannt geben und 
erläutern. Sie gelten als genehmigt, wenn Sie nicht innerhalb von sechs Wo-
chen nach Bekanntgabe in Textform widersprechen. Hierauf werden wir Sie 
bei der Bekanntgabe ausdrücklich Hinweisen. Zur Wahrung der Frist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerspruches. Bei fristgemäßem Wider-
spruch tritt die Bedingungsanpassung nicht in Kraft. Wir können innerhalb 
von sechs Wochen nach Zugang des Widerspruchs den Versicherungsvertrag 
mit einer Frist von acht Wochen zum Ende eine Monates schriftlich kündigen, 
wenn für uns das Festhalten an dem Vertrag ohne die Anpassung unzumut-
bar ist. 
Eine E-Mail erfüllt die Schriftform nicht.

Fair Play Klausel

1. Verzicht auf Leistungskürzung bei grob fahrlässiger Verletzung der Ob-
liegenheiten:

 Bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalles durch den 
Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten macht die OSTANG-
LER von dem Recht, die Entschädigung zu verweigern, keinen Gebrauch. 

2. Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines Schadens
 Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung eines Schadens, die auf 

Weisung des Versicherers erfolgten, werden in voller Höhe ersetzt und 
lösen keine Unterversicherung aus.

 Die entsprechenden Kosten gelten als mitversichert und werden ersetzt 
ohne Anrechnung auf eine eventuell bestehende Unterversicherung, 
auch wenn die Bemühungen um Schadensminderung erfolglos verlau-
fen sind. 

3. Sachverständigengutachten
 Der Versicherer verpflichtet sich bei Einschaltung eines Sachverstän-

digen im Schadensfall, ein Exemplar des vom Sachverständigen erstell-
ten Gutachtens unmittelbar nach Erstellung kostenfrei an den Versiche-
rungsnehmer auszuhändigen. 

4. Versehensklausel im Zusammenhang mit Schadensmeldungen
 Eine versehentlich verspätete Abgabe von Schadensmeldungen beein-

trächtigt den Versicherungsschutz nicht.

5. Anerkennungsklausel
 Der Versicherer erkennt an, dass ihm bei Abschluss des Vertrages alle 

Umstände bekannt waren, die für die Beurteilung des Risikos erheblich 
sind, es sei denn, dass irgendwelche Umstände arglistig verschwiegen 
wurden. 

 Wenn die Risiken nach Vertragsabschluss besichtigt werden, so gilt die 
Anerkennungsklausel nicht nur für den Vertragsabschluss, sondern auch 
für den Zeitpunkt der Nachbesichtigung. 

6. Versehentliche Verletzung von Sicherheits- und Meldevorschriften 
 Wird eine Anzeige, die Meldung einer Gefahrerhöhung oder Erfüllung 

einer vertraglichen Obliegenheit oder ähnliches versehentlich unterlas-
sen, so kann der Versicherer deswegen seine Ersatzpflicht nicht ableh-
nen, es sei denn, dass Vorsatz vorliegt. Der Versicherer hat Anspruch auf 
Nachzahlung einer angemessenen Prämie, falls diese vereinbart worden 
wäre, wenn die Anzeige vorgelegen hätte.

7. Vorübergehende Abweichung von Sicherheitsvorschriften
 Etwaige vorübergehende Abweichungen (max. 3 Monate) von polizei-

lichen, behördlichen oder sonst wie vertraglich vereinbarten Sicher-
heitsvorschriften aufgrund von Bau-, Umbau-, oder Reparatur- bzw. Re-
novierungsmaßnahmen gelten nicht als Vertragsverletzung und führen 
nicht zu einer Leistungsfreiheit oder -einschränkung des Versicherers. 

8. Verantwortlichkeitsklausel
 Der Versicherungsnehmer ist nicht verantwortlich für Verstöße gegen 

gesetzliche oder vertragliche Obliegenheiten, die begangen worden 
sind ohne sein Wissen und ohne seinen Willen und auch ohne Wissen 
und Willen seiner Repräsentanten. 

9. Änderungen des Bedingungswerkes
 Werden die diesem Hausratversicherungsprodukt zugrunde liegenden 

Bedingungen ausschließlich zum Vorteil der Versicherungsnehmer und 
ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die neuen Bedingungen mit so-
fortiger Wirkung auch für diesen Vertrag.

10. Subsidiärklausel
 Vereinbart gilt die Subsidiärklausel. Besteht für das gleiche Risiko Ver-

sicherungsschutz aus einem anderen Vertrag, entfällt die Haftung/Ent-
schädigung aus dieser Klausel.

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Kosten für 
die Beseitigung von Schäden, die durch Kriegsereignisse jeder Art oder Kern-
energie, innere Unruhen, entstehen.

Hausrat in nicht ständig bewohnten Wohnungen (Häusern)
Zu „A“ § 6.2 b  Wertsachen und Bargeld
1. in Wochenend-, Ferien-, Land-, Jagd-, Garten- und Weinberghäusern sowie 
in sonstigen nicht ständig bewohnten Gebäuden:
Abweichend zu den VHB 2008 „A“ § 6.2b gelten folgende Sachen als nicht ver-
sicherbar: Bargeld, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wert-
papiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Telefonkarten, 
Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, handge-
knüpfte Teppiche und Gobelins.
Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Grafiken, und Pla-
stiken) , Schusswaffen, Foto – und optische Apparate sowie sonstige Sachen, 
die über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten),jedoch mit Ausnahme von Möbel-
stücken.

2. in Zweitwohnungen in ständig bewohnten Gebäuden:
Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden einschließlich Spar-
bücher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Brief-
marken, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, 
handgeknüpfte Teppiche und Gobelins sowie Kunstgegenstände (z.B. Gemäl-
de, Collagen, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken).

Hausrat eingelagert 
Zu „A“ § 6.2 b  Wertsachen und Bargeld
Abweichend zu den VHB 2008 „A“ § 6.2b gelten folgende Sachen als nicht ver-
sicherbar: Bargeld, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wert-
papiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Telefonkarten, 
Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, handge-
knüpfte Teppiche und Gobelins.
Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Grafiken, und Pla-
stiken) , Schusswaffen, Foto – und optische Apparate sowie sonstige Sachen, 
die über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten),jedoch mit Ausnahme von Möbel-
stücken.

Hotelkosten bei nicht ständig bewohnter Wohnung 
Zu „A“ § 8 Nr. 1 c
Abweichend von Abschnitt „A“ § 8 Nr. 1 c) VHB 2008 sind Kosten für Hotel- oder 
ähnliche Unterbringung nicht versichert.
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Zusätzlich im Exclusiv Fair Play-, Fair Play Plus- 
und Compact- Paket versicherbare Klauseln:
Soweit besonders beantragt und dokumentiert.

141 Fahrraddiebstahl (Klausel 7110) 
1. Leistungsversprechen und Definitionen
 Für Fahrräder erstreckt sich der Versicherungsschutz unter den nachfol-

genden Voraussetzungen auch auf Schäden durch Diebstahl.

2. Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
 a) Der Versicherungsnehmer hat das Fahrrad durch ein eigenständiges 

Fahrradschloss gegen Diebstahl zu sichern, wenn er es nicht zur 
Fortbewegung einsetzt. Sicherungseinrichtungen, die dauerhaft 
mit dem Fahrrad verbunden sind (z.B. sog. „Rahmenschlösser“), gel-
ten nicht als eigenständige Schlösser.

 b) Ist das Fahrrad nicht in Gebrauch und besteht für den Versiche-
rungsnehmer die Möglichkeit, bei Nichtgebrauch einen gemein-
schaftlichen Fahrradabstellraum zum Unterstellen des Fahrrades 
zu nutzen, dann ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, dieser 
Einstellmöglichkeit nachzukommen und das Fahrrad dort gemäß a) 
gegen Diebstahl zu sichern.

3. Besondere Obliegenheiten im Schadenfall
 a) Der Versicherungsnehmer hat den Kaufbeleg, sowie sonstige Unter-

lagen über den Hersteller, die Marke und die Rahmennummer der 
versicherten Fahrräder zu beschaffen und aufzubewahren, soweit 
ihm dies billigerweise zugemutet werden kann.

 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Bestimmung, so kann er Ent-
schädigung nur verlangen, wenn er die Merkmale anderweitig nachwei-
sen kann.

 b) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der Po-
lizei anzuzeigen und dem Versicherer einen Nachweis dafür zu 
erbringen, dass das Fahrrad nicht innerhalb von drei Wochen seit 
Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft wurde.

4. Obliegenheitsverletzung durch den Versicherungsnehmer
 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten nach Nr. 2 

und Nr. 3 b), so ist der Versicherer nach Maßgabe der in Abschnitt „B“ § 
8 Nr. 1 b) und Nr. 3 VHB 2008 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündi-
gung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

5. Entschädigungshöhe, Entschädigungsgrenzen, Selbstbehalt
 Im Exclusiv Fair Play-Paket ist die Entschädigung ist je Versicherungsfall 

auf 1 % der Versicherungssumme (siehe Abschnitt „A“ § 9 VHB 2008) ma-
ximal jedoch auf 5.000 EUR begrenzt. Eine andere Entschädigungsgrenze 
kann vereinbart werden. Im Compact-Paket ist das Risiko nicht automa-
tisch eingeschlossen, kann gesondert über diese Klausel abgeschlossen 
werden.

6.  Kündigung erweiterter Versicherungsschutz
 a) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung ei-

ner Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungs-
jahres durch schriftliche Erklärung verlangen, dass dieser erweiterte 
Versicherungsschutz für Fahrräder mit Beginn des nächsten Versi-
cherungsjahres entfällt.

 b) Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Erklärung des Versicherers zum Ende des laufenden Versi-
cherungsjahres kündigen.

7. Ausschluss Nachtklausel
 24 Stunden Versicherungsschutz – es gilt keine Nachtklausel vereinbart.
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Zusätzlich im Exclusiv Fair Play- und Fair Play 
Plus Paket versicherbare Klauseln:
Soweit besonders beantragt und dokumentiert.

142 Aktiv- Freizeitklausel
1. Weltweiter Schutz für die  der Sportausübung dienenden Gegenstände , 

Ausrüstungen einschl. Bekleidung für Schäden durch Diebstahl, Vandalis-
mus und Transportmittelunfall. 

 Fahr- und Rennräder gelten über die Aktiv-Freizeitklausel als nicht mit-
versichert.

2. Ergänzung für Jäger: 
 Versichert  sind auch Jagdwaffen einschl. Zubehör  (z.B. Zielfernrohr, 

Fernglas, Gewehrkoffer oder Futteral, Munition). Mitversichert ist die 
Selbstentzündung. 

 Die Bestimmungen des „Deutschen Waffengesetzes „ sind zu beachten. 

3. Bei Eintritt eines Schadenereignisses ist eine Anzeige bei der zuständi-
gen Polizeidienststelle zu erstatten.

4. Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 3.000 EUR begrenzt.

143 Seniorenklausel
Erst- Risiko- Versicherung 

Nachstehende Klausel kann ab der Vollendung des 55. Lebensjahres in eine 
bestehende oder neu abzuschließende Hausratversicherung eingeschlossen 
werden:

1. Friedhof- Vandalismus
 Versichert ist die im Friedhofsregister bezeichnete Grabstelle des Versi-

cherungsnehmers  für alle Schadensfälle eines Jahres.
 Unter dem Begriff Friedhofvandalismus versteht die OSTANGLER fol-

gende Handlungen: mutwillige Beschädigungen und Verwüstung der 
versicherten Grabstätte.

  Gleichgestellt sind Grabstätten auf  speziell für diesen Zweck bestimm-
ten  Flächen

2. Unterschlagung durch Vormund

3. Trickdiebstahl

4. Bei Eintritt eines Schadenereignisses ist eine Anzeige bei der zuständi-
gen Polizeidienststelle zu erstatten.

Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 2.000 EUR begrenzt
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Besondere Bedingungen für die
Versicherung weiterer Elementarschäden

(BWE 2008)

§ 1 Vertragsgrundlage § 8 Lawinen

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden § 9 Vulkanausbruch

§ 3 Überschwemmung, Rückstau § 10 Nicht versicherte Schäden

§ 4 Erdbeben § 11 Besondere Obliegenheiten

§ 5 Erdsenkung § 12 Wartezeit, Selbstbehalt

§ 6 Erdrutsch § 13 Kündigung

§ 7 Schneedruck § 14 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages

Leistungsversprechen
als Annex zu den VGB, VHB und AStB

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt
§ 1 Vertragsgrundlage
Es gelten die vereinbarten Allgemeinen Bedingungen für die Sturmversi-
cherung (AStB 2008), (Hauptvertrag), soweit sich aus den folgenden Bestim-
mungen nicht etwas anderes ergibt.

§ 2 Versicherte Gefahren und Schäden 
 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 
 a) Überschwemmung , Rückstau 
 b) Erdbeben 
 c) Erdsenkung, Erdrutsch 
 d) Schneedruck, Lawinen 
 e) Vulkanausbruch 
 zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

§ 3 Überschwemmung, Rückstau
 a) Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und Bodens des 

Versicherungsgrundstücks mit erheblichen Mengen von Oberflä-
chenwasser durch

  aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Ge-
wässern,

  bb) Witterungsniederschläge
  cc) Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche infolge von aa) 

oder bb)
 b) Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberir-

dischen (stehenden oder fließenden) Gewässern oder durch Witte-
rungsniederschläge bestimmungswidrig aus den gebäudeeigenen 
Ableitungsrohren oder damit verbundenen Einrichtungen in das 
Gebäude eindringt.

§ 4 Erdbeben
 a) Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die 

durch geophysikalische Vorgänge im Erdinnern ausgelöst wird.
 b) Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nach-

weist, dass 
  aa) die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der Um-

gebung des Versicherungsortes Schäden an Gebäuden im ein-
wandfreien Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen ande-
ren Sachen angerichtet hat, oder 

  bb) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes der versi-
cherten Sachen nur durch ein Erdbeben entstanden sein kann.

§ 5 Erdsenkung
 Erdsenkung ist ein naturbedingter Absenkung des Erdbodens über na-

turbedingten Hohlräumen.
 Nicht versichert sind Schäden durch Trockenheit oder Austrocknung.

§ 6 Erdrutsch
 Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen von Erd- 

oder Gesteinsmassen.

§ 7 Schneedruck
 Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder Eismassen

§ 8 Lawinen
 Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- oder Eismassen 

einschließlich der bei ihrem Abgang verursachten Druckwelle.

§ 9 Vulkanausbruch
 Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen der 

Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, Asche-Eruptionen oder dem 
Austritt von sonstigen Materialien und Gasen.

§ 10 Nicht versicherte Schäden
 Nicht versichert sind
 a) Schäden an versicherten Gebäuden oder versicherten Sachen, die 

sich in Gebäuden befinden, die nicht bezugsfertig oder wegen Um-
bauarbeiten für ihren Zweck nicht benutzbar sind.

 b) Schäden an im Freien befindlichen beweglichen Sachen. Dies gilt 
auch in der Außenversicherung (Verweis) (gilt nur für Privat),

 c) - ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen - Schäden durch
  aa) Sturmflut;
  bb) Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche gedrungen (siehe § 3)

§ 11 Besondere Obliegenheiten
 a) Wohngebäudeversicherung (VGB 2008)
  Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rückstauschäden 

hat der Versicherungsnehmer
  aa) bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstauklappen anzu-

bringen und funktionsbereit zu halten und sofern der Versiche-
rungsnehmer hierfür die Gefahr trägt.

 b) Hausratversicherung (VHB 2008)
  Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rückstauschäden 

hat der Versicherungsnehmer als Gebäudeeigentümer – oder als 
Mieter, wenn er nach dem Mietvertrag verpflichtet ist - wasserfüh-
rende Anlagen auf dem Versicherungsgrundstück und Rückstausi-
cherungen stets funktionsbereit zu halten.

 c) Allgemeine Sturmversicherung (AStB 2008)
  Der Versicherungsnehmer hat
  aa) zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rückstauschä-

den bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstauklappen 
anzubringen und funktionsbereit zu halten und Abflusslei-
tungen auf dem Versicherungsgrundstück freizuhalten, sofern 
der Versicherungsnehmer hierfür die Gefahr trägt;

  bb) alle wasserführenden Anlagen stets in ordnungsgemäßem Zu-
stand zu erhalten, Störungen, Mängel oder Schäden an diesen 
Anlagen unverzüglich beseitigen zu lassen und notwendige  
Neubeschaffungen oder Änderungen dieser Anlagen oder Maß-
nahmen gegen Frost unverzüglich durchzuführen;

  cc) während der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile 
genügend zu beheizen und  genügend häufig zu kontrollieren 
oder dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen ab-
zusperren, zu entleeren und entleert zu halten;

  dd) nicht benutzte Gebäude oder Gebäudeteile genügend zu kon-
trollieren oder dort alle wasserführenden Anlagen und Einrich-
tungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten;

  ee) in Räumen unter Erdgleiche aufbewahrte Sachen mindestens 
12 cm oder mindestens eine vereinbarte andere Höhe über 
dem Fußboden zu lagern;

  ff) über Wertpapiere und sonstige Urkunden, über Sammlungen 
und über sonstige Sachen, für die dies besonders vereinbart ist, 
Verzeichnisse zu führen und diese so aufzubewahren, dass sie 
im Versicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den 
versicherten Sachen zerstört oder beschädigt werden oder ab-
handen kommen können.

 d) Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so ist 
der Versicherer unter den in Abschnitt B (Verweis Obliegenheit) be-
schriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei.

§ 12 Wartezeit, Selbstbehalt
  Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag 

wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt von 10% 
der Schadenssumme, mind. 500 EUR / max. 5.000 EUR, gekürzt.

§ 13 Kündigung
 a) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung 

einer Frist von drei Monaten die Versicherung weiterer Elementar-
schäden in Textform kündigen. Kündigt der Versicherungsnehmer, 
so kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss des 
laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

 b) Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den 
Hauptvertrag (siehe § 1) innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Erklärung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen.

§ 14 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages
 Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages (siehe § 1) erlischt 

auch die Versicherung weiterer Elementarschäden.
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Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung
(AGlB 2008)

Abschnitt „A“

§ 1 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall

§ 2 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

§ 3 Versicherte und nicht versicherte Sachen

§ 4 Versicherte Kosten

§ 5 Versicherungsort

§ 6 Anpassung der Versicherung

§ 7.1 Entschädigung als Sachleistung

§ 7.2 Entschädigung als Geldleistung

§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

§ 9 Wohnungswechsel

§ 10 Besondere gefahrerhöhende Umstände

Abschnitt „B“

§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages

§ 4 Folgeprämie

§ 5 Lastschriftverfahren

§ 6 Ratenzahlung

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

§ 9 Gefahrerhöhung

§ 10 Überversicherung

§ 11 Mehrere Versicherer

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung

§ 13 Aufwendungsersatz

§ 14 Übergang von Ersatzansprüchen

§ 15 Kündigung nach dem Versicherungsfall

§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

§ 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters

§ 19 Repräsentanten

§ 20 Verjährung

§ 21 Gerichtsstand

§ 22 Anzuwendendes Recht

Abschnitt „A“

§ 1 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall
1. Versicherungsfall
 Entschädigt werden versicherte Sachen (siehe Abschnitt „A“ § 3), die 

durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden. 
2. Nicht versicherte Gefahren und Schäden
 a) Die Versicherung erstreckt sich nicht auf
  aa) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z.B. Schram-

men, Muschelausbrüche),
  bb) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheiben-Iso-

lierverglasungen.
 b) Nicht versichert sind Schäden, die durch
  aa) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall eines Luftfahr-

zeuges, seiner Teile oder seiner Ladung,
  bb) Einbruchdiebstahl, Vandalismus,
  cc) Sturm, Hagel,
  dd) Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schneedruck, 

Lawinen oder Vulkanausbruch entstehen und soweit für diese 
anderweitig Versicherungsschutz besteht.

§ 2 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie
1. Ausschluss Krieg  
 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürger-
krieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand. 

2. Ausschluss Innere Unruhen 
 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen nicht auf Schäden durch innere Unruhen. 

3. Ausschluss Kernenergie
 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen nicht auf Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder ra-
dioaktive Substanzen.

§ 3 Versicherte und nicht versicherte Sachen
1. Versicherte Sachen
 Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten,
 a) fertig eingesetzten oder montierten Scheiben, Platten und Spiegel 

aus Glas.

 b) künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und -spiegel. Die 
Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag 
begrenzt.

2. Gesondert versicherbar
 Gesondert versicherbar sind die im Folgenden benannten und fertig ein-

gesetzten oder montierten
 a) Scheiben und Platten aus Kunststoff,
 b) Platten aus Glaskeramik,
 c) Glasbausteine und Profilbaugläser,
 d) Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff,
 e) Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren Rahmen,
 f) sonstigen Sachen, die im Versicherungsschein ausdrücklich benannt 

sind. 
3. Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind
 a) optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskörper und Hand-

spiegel,
 b) Photovoltaikanlagen,
 c) Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind,
 d) Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die Bestandteil 

elektronischer Daten-, Ton-, Bildwiedergabe- und Kommunikations-
geräte sind (z. B. Bildschirme von Fernsehgeräten, Computer-Dis-
plays).

§ 4 Versicherte Kosten
1. Versicherte Kosten
 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Ko-

sten für 
 a) das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverschalungen, Not-

verglasungen),
 b) das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten Ablagerungs-

platz und für die Entsorgung (Entsorgungskosten).
2. Gesondert versicherbar
 Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis zum jeweils verein-

barten Betrag die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Kosten 
für

 a) zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren von 
versicherten Sachen durch deren Lage verteuert (z.B. Kran- oder Ge-
rüstkosten),

 b) die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Verzierungen, 
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Lichtfilterlacken und Folien auf den versicherten Sachen (siehe Ab-
schnitt „A“ § 3),

 c) das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die das Einsetzen 
von Ersatzscheiben behindern (z.B. Schutzgitter, Schutzstangen, 
Markisen usw.),

 d) die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, Mauer-
werk, Schutz- und Alarmeinrichtungen.

§ 5 Versicherungsort
 Versicherungsort sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten Ge-

bäude oder Räume von Gebäuden.
 Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen vereinbart ist, be-

steht dieser nur innerhalb des Versicherungsortes.

§ 6 Anpassung der Versicherung

1. Anpassung des Versicherungsumfangs
 Der Versicherer passt den Umfang der Versicherung an die Preisentwick-

lung für Verglasungsarbeiten an; entsprechend verändert sich die Prä-
mie.

2. Anpassung der Prämie
 Die Prämie erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden 

Jahres für die in diesem Jahr beginnende Versicherungsperiode entspre-
chend dem Prozentsatz, um den sich die vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten Preisindizes für Verglasungsarbeiten verändert haben. 
Für gewerbliche Risiken gilt das Mittel aus den Indizes für gemischt 
genutzte Gebäude, Bürogebäude und gewerbliche Betriebsgebäude. 
Für Wohnungen, Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude gilt das Mittel 
aus den Indizes für Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude. Der Verän-
derungsprozentsatz wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet. 
Maßgebend sind die für den Monat Mai veröffentlichten Indizes.

3. Kündigungsrecht des Versicherungsnehmers
 Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung 

der Haftung des Versicherers und der damit verbundenen Anpassung 
der Prämie kann der Versicherungsnehmer durch Erklärung in Text-
form zum Anpassungszeitpunkt kündigen. Zur Fristwahrung genügt die 
rechtzeitige Absendung. Die Mitteilung des Versicherers, in der der Ver-
sicherungsnehmer auf sein Kündigungsrecht hinzuweisen ist, muss die-
sem mindestens 1 Monat vor Wirksamwerden der Anpassung der Prämie 
zugehen.

§ 7.1 Entschädigung als Sachleistung

1. Sachleistung
 a) Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine Sachleistung, zu 

der er den Auftrag erteilt. 
 b) Sachleistung bedeutet, dass auf Veranlassung und Rechnung des 

Versicherers die zerstörten oder beschädigte Sachen entsorgt und 
in gleicher Art und Güte (siehe Abschnitt „A“ § 3) an den Schadenort 
geliefert und wieder eingesetzt werden.

 c) Von der Sachleistung ausgenommen sind besondere Aufwen-
dungen, die zum Erreichen des Schadenortes (z.B. Gerüste, Kräne) 
bzw. im Zusammenhang mit dem Einsetzen der Scheibe (z.B. An-
striche, De- und Remontage von Vergitterungen) notwendig sind. 
Diese Aufwendungen werden nur - soweit dies besonders verein-
bart ist - in vereinbarter Höhe ersetzt (siehe Abschnitt „A“ § 4).

  Falls solche besonderen Aufwendungen zur Erbringung der Sachlei-
stung notwendig sind, erteilt der Versicherer in Absprache mit dem 
Versicherungsnehmer in dessen Namen den Auftrag hierzu. Der 
Versicherer erstattet dem Versicherungs-nehmer die Rechnungsko-
sten bis zur vereinbarten Höhe.

 d) Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei der Anglei-
chung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe und Struktur) an entschä-
digten Sachen sowie für fertigungsbedingte Abweichungen der Er-
satzsache im äußeren Erscheinungsbild entstehen und erteilt hierzu 
keinen Auftrag.

2. Abweichende Entschädigungsleistung
 a) Im Einvernehmen mit dem Versicherungsnehmer ersetzt der Ver-

sicherer den Geldbetrag, welcher dem unter Nummer 1 beschrie-
benen Leistungsumfang entspricht.

 b) Darüber hinaus kann der Versicherer in Geld leisten, soweit eine Er-
satzbeschaffung durch den Versicherer zu den ortsüblichen Wieder-
herstellungskosten nicht möglich ist.

 c) Wird Unterversicherung nach Nr.5 festgestellt, leistet der Versiche-
rer ausschließlich in Geld.

 d) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungs-
nehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; das gleiche gilt, soweit 
der Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt 
hat.

3. Notverglasung / Notverschalung
 Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasungen und Not-

verschalungen, siehe „Verweis“) können vom Versicherungsnehmer in 
Auftrag gegeben und als notwendige versicherte Kosten geltend ge-
macht werden.

4. Kosten
 a) Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe Abschnitt „A“ § 4) 

ist der Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalls.
 b) Kürzungen nach Nr. 2 c) gelten entsprechend für die versicherten 

Kosten.

5. Unterversicherung
 Soweit eine Versicherungssumme vereinbart worden ist, liegt Unterver-

sicherung vor, wenn der Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles höher ist als die Versicherungssumme.

 Ist Unterversicherung festgestellt worden, wird die Entschädigung in 
dem Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert nach 
folgender Berechnungsformel gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag 
multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch den Versiche-
rungswert.

§ 7.2 Entschädigung als Geldleistung

1. Geldleistung
 a) Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine Geldleistung.
 b) Geldleistung bedeutet, dass Aufwendungen für die Entsorgung der 

zerstörten oder beschädigten Sachen, deren Wiederbeschaffung in 
gleicher Art und Güte (siehe Abschnitt „A“ § 3), die Lieferung an den 
Schadenort sowie die Montage in ortsüblicher Höhe ersetzt wer-
den.

 c) Besondere Aufwendungen, die zum Erreichen des Schadenortes 
(z.B. Gerüste, Kräne) bzw. im  Zusammenhang mit dem Einsetzen der 
Scheibe (z.B. Anstriche, De- und Remontage von Vergitterungen) 
notwendig sind, werden nur soweit vereinbart und in vereinbarter 
Höhe ersetzt (siehe Abschnitt „A“ § 4). 

 d) Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei der Anglei-
chung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe und Struktur) an entschä-
digten Sachen sowie für fertigungsbedingte Abweichungen der 
Ersatzsache im äußeren Erscheinungsbild entstehen.

 e) Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungs-
nehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist; das gleiche gilt, soweit 
der Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt 
hat.

2. Notverglasung / Notverschalung
 Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasungen und Not-

verschalungen) können vom Versicherungsnehmer in Auftrag gegeben 
und als notwendige versicherte Kosten geltend gemacht werden.

3. Kosten
 a) Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe Abschnitt „A“ § 4) 

ist der Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalls.
 b) Kürzungen nach Nr. 1 e) gelten entsprechend für die versicherten 

Kosten.

5. Unterversicherung
 Soweit eine Versicherungssumme vereinbart worden ist, liegt Unterver-

sicherung vor, wenn der Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles höher ist als die Versicherungssumme.

 Ist Unterversicherung festgestellt worden, wird die Entschädigung in 
dem Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert nach 
folgender Berechnungsformel gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag 
multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch den Versiche-
rungswert.

6. Restwerte
 Restwerte werden angerechnet.

§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung bei Geldleistung

1. Fälligkeit der Entschädigung
 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers 

zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
 Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Scha-

dens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der 
Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Verzinsung
 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund 

eine weitergehende Zinspflicht besteht:
 a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach 

Meldung des Schadens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu 
verzinsen.

 b) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszins-
satz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch 
bei 4 Prozent und höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.

 c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

3. Hemmung
 Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) (und Nr. 2 b) ist der Zeit-

raum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt 
werden kann.

4. Aufschiebung der Zahlung
 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
 a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers 

bestehen;
 b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Ver-

sicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses 
Versicherungsfalles noch läuft.

§ 9 Wohnungswechsel

1. Umzug in eine neue Wohnung
 Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht der Versiche-

rungsschutz auf die neue Wohnung über. Während des Wohnungswech-
sels besteht in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versiche-
rungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate 
nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die neue Wohnung gebracht 
werden.

2. Mehrere Wohnungen
 Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bisherige Wohnung, 

geht der Versicherungsschutz nicht über, wenn er die alte Wohnung 
weiterhin bewohnt (Doppelwohnsitz); für eine Übergangszeit von zwei 
Monaten besteht Versicherungsschutz in beiden Wohnungen.

3. Umzug ins Ausland
 Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-

land, so geht der Versicherungsschutz nicht auf die neue Wohnung über. 
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Der Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn.

4. Anzeige der neuen Wohnung
 a) Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei Beginn des Ein-

zuges dem Versicherer mit Angabe der neuen Wohnfläche in Qua-
dratmetern bzw. sonstiger für die Prämienberechnung erforder-
lichen Umstände anzuzeigen.

 b) Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die Wohnfläche oder 
der Wert des Hausrates und wird der Versicherungsschutz nicht ent-
sprechend angepasst, kann dies zu Unterversicherung führen.

5. Festlegung der neuen Prämie, Kündigungsrecht
 a) Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen Wohnung gültigen 

Tarifbestimmungen des Versicherers.
 b) Bei einer Erhöhung der Prämie aufgrund veränderter Prämiensätze 

oder bei Erhöhung eines Selbstbehaltes kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag kündigen. Die Kündigung hat spätestens einen 
Monat nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung zu erfolgen. 
Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. Die Kündigung ist in 
Textform zu erklären.

 c) Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Versicherungsneh-
mer den Beitrag nur in der bisherigen Höhe zeitanteilig bis zur Wirk-
samkeit der Kündigung beanspruchen. 

6. Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung
 a) Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versicherungsnehmer 

aus der Ehewohnung aus und bleibt der Ehegatte in der bishe-
rigen Ehewohnung zurück, so gelten als Versicherungsort (siehe 
Abschnitt „A“ § 5) die neue Wohnung des Versicherungsnehmers 
und die bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer Änderung des 

Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach der nächsten, auf den Auszug des Versicherungsnehmers fol-
genden Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versicherungsschutz nur 
noch in der neuen Wohnung des Versicherungsnehmers.

 b) Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und zieht bei einer 
Trennung von Ehegatten einer der Ehegatten aus der Ehewohnung 
aus, so sind Versicherungsort (siehe Abschnitt „A“ § 5) die bisherige 
Ehewohnung und die neue Wohnung des ausziehenden Ehegatten. 
Dies gilt bis zu einer Änderung des Versicherungsvertrages, läng-
stens bis zum Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf den 
Auszug des Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit. Danach erlischt 
der Versicherungsschutz für die neue Wohnung.

 c) Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt Satz 1 entspre-
chend. Nach Ablauf der Frist von drei Monaten nach der nächsten, 
auf den Auszug der Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit  erlischt 
der Versicherungsschutz für beide neuen Wohnungen.

7. Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften
 Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemeinschaften und Le-

benspartnerschaften, sofern beide Partner am Versicherungsort gemel-
det sind.

§ 10 Besondere gefahrerhöhende Umstände
 Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt „B“ § 9 kann 

insbesondere dann vorliegen, wenn
 a) die Wohnung länger als 60 Tage unbewohnt ist;
 b) der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt wird;
 c) das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer steht;
 d) im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb aufgenommen wird;
 e) Art und Umfang eines Betriebes – gleich welcher Art – verändert 

wird, soweit Versicherungsschutz für Glas in der gewerblichen In-
haltsversicherung vereinbart ist.
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Abschnitt „B“
§ 1 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters

1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrumständen
 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung 

dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach 
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige ver-
pflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme 
der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
 a) Vertragsänderung
 Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich ver-

letzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Ge-
fahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, 
so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer 
unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 % 
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht ange-
zeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsände-
rung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündi-
gungsrecht hinzuweisen.

 b) Rücktritt und Leistungsfreiheit
 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nummer 

1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Ver-
sicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt.

 Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktritts-
recht des Versicherers ausgeschlossen, wenn der  Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlos-
sen hätte.

 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist 
er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Um-
stand bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet.

 c) Kündigung
 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht 

fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versiche-
rer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umständen zu 
gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen.

 d) Ausschluss von Rechten des Versicherers
 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), zum Rücktritt (b) 

und zur Kündigung (c) sind jeweils ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rer den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte.

 e) Anfechtung
 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung an-

zufechten, bleibt unberührt.

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) oder zur Kün-

digung (2 c) muss der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Er-
klärung stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstän-
de innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die 
Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der 
Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die 
das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis
 Die Rechte zur  Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) und zur Kün-

digung (2 c) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Ver-
letzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5. Vertreter des Versicherungsnehmers
 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-

schlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und 2 sowohl die Kennt-
nis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist 
des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsneh-
mer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter 
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt.

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers
 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2a), zum Rücktritt 

(2b) und zur Kündigung (2c) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach 
Vertragsschluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf die-
ser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der 
Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich 
oder arglistig verletzt hat.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter Zah-
lung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie

1. Beginn des Versicherungsschutzes
 Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in Nr. 3 

und 4 zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie
 Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem Bestehen 

eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbar-
ten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu 
zahlen.

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertrags-
schluss, ist die erste oder einmalige Prämie unverzüglich nach Vertrags-
schluss zu zahlen.

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 
oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, 
nachdem die Zahlung bewirkt ist.

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers 
oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie 
frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

 Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als 
erste Prämie.

3. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
 Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßge-

benden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer vom Ver-
trag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist.

 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. Leistungsfreiheit des Versicherers
 Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht 

zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Ver-
sicherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungs-
fall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
der Prämie aufmerksam gemacht hat.

 Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsneh-
mer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages

1. Dauer
 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum 

abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung
 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der 

Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spä-
testens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres 
eine Kündigung zugegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
 Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum 

Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung ei-
ner Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.

 Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 

ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

5. Wegfall des versicherten Interesses
 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, 

endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall 
des Risikos Kenntnis erlangt.

 a) Soweit Versicherungsschutz für Glas im privaten Haushalt verein-
bart ist, gilt

  aa) als Wegfall des versicherten Interesses insbesondere die voll-
ständige und dauerhafte Auflösung des Haushaltes nach Auf-
nahme des Versicherungsnehmers in eine stationäre Pflegeein-
richtung oder nach Aufgabe einer Zweit- oder Ferienwohnung. 

  bb) Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des Versicherungs-
nehmers zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung des Versiche-
rers über die vollständige und dauerhafte Haushaltsauflösung, 
spätestens jedoch zwei Monate nach dem Tod des Versiche-
rungsnehmers, wenn nicht bis zu diesem Zeitpunkt ein Erbe 
die Wohnung in derselben Weise nutzt wie der verstorbene 
Versicherungsnehmer.

 Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versicherten Interesses.
 b) Soweit Versicherungsschutz für Glas in der gewerblichen Inhaltsver-

sicherung vereinbart ist, gilt als Wegfall des versicherten Interesses 
insbesondere das Ende der Verfügungsgewalt des Versicherungs-
nehmers über die versicherten Geschäfts-räume oder Betriebsstätte.

§ 4 Folgeprämie

1. Fälligkeit 
 a) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jewei-

ligen Versicherungsperiode fällig.
 b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versiche-

rungsschein oder in der Prämienrechnung angegebenen Zeitraums 
bewirkt ist.

2. Schadenersatz bei Verzug
 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in Ver-

zug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug ent-
standenen Schadens zu verlangen.

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
 a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzei-

tiger Zahlung einer Folgeprämie auf dessen Kosten in Textform zur 
Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wo-
chen ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). 
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die 
rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und 
Kündigungs-recht - aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hin-
weist.

 b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein 
Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt 
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des Versicherungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder der Zinsen 
oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei.

 c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 
Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündi-gungsfrist 
mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist.

  Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so ver-
bunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der 
Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Ver-
zug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung aus-
drücklich hinzuweisen. 

4. Zahlung der Prämie nach Kündigung
 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer inner-

halb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbe-
stimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Frista-
blauf die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des 
Versicherers (Nr. 3b) bleibt unberührt.

§ 5 Lastschriftverfahren

1. Pflichten des Versicherungsnehmers
 Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren vereinbart wor-

den, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prä-
mie für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges
 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehre-

re Prämien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen 
werden können, ist der Versicherer berechtigt, die Lastschriftverein-
barung in Textform zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung 
darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die 
ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln. 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschla-
genen Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rech-
nung gestellt werden.

§ 6 Ratenzahlung
 Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu 

den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.
 Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden 

sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder 
teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1. Allgemeiner Grundsatz
 a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf 

der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versiche-
rungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

 b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspru-
chen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Interesses Kenntnis erlangt hat.

2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und 
fehlendem versicherten Interesse

 a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklä-
rung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versicherer 
nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil 
der Prämien zu erstatten.  Voraussetzung ist, dass der Versicherer in 
der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des 
Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Ver-
sicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz 
vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

  Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zu-
sätzlich die für das erste Versicherungsjahr gezahlte Prämie zu er-
statten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

 b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach de-
nen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, 
nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu.

  Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig 
gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu.

 c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers 
wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

 d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie ver-
pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versiche-
rung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, 
die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges 
Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann je-
doch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

  Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der 
Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht 
in diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den 
die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
 a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsneh-

mer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, sind:
  aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertrag-

lich vereinbarten Sicherheitsvorschriften
  bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Oblie-

genheiten

 b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig 
eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles ge-
genüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer 
innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht des 
Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahr-
lässig verletzt hat.

2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
 a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
  aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Scha-

dens zu sorgen;
  bb) dem  Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm 

Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch - anzuzeigen;

  cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung - ggf. auch mündlich oder telefonisch -  einzuholen, wenn 
die Umstände dies gestatten;

  dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unter-
schiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

  ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum un-
verzüglich der Polizei anzuzeigen;

  ff) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Scha-
denstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer 
freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, 
sind das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. 
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besich-
tigung durch den Versicherer aufzubewahren;

  gg) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede  Auskunft 
– auf Verlangen in Schriftform – zu erteilen, die zur Feststel-
lung des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungs-
pflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersu-
chung über Ursache und Höhe des Schadens und über den 
Umfang der Entschädigungs-pflicht zu gestatten

  hh) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Be-
schaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann;

 b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem 
Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nummer 2 a) 
ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und 
rechtlichen Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
 a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 

oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kür-
zen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen.

 b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Ver-
sicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

 c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, 
ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 9 Gefahrerhöhung
1. Begriff der Gefahrerhöhung
 a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragser-

klärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen 
Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungs-
falls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfer-
tigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.

 b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorlie-
gen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der 
Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

 c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr 
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversi-
chert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers
 a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer 

ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

 b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vor-
herige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorge-
nommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen.

 c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung 
unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsneh-
mer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr 
Kenntnis erlangt hat.

3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
 a) Kündigungsrecht des Versicherers
  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 

a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

  Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versi-
cherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

  Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 
b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen.
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 b) Vertragsänderung
  Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Ge-

fahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende er-
höhte Prämie verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen.

  Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 
Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten 
Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers
 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung 

nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kennt-
nis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung be-
standen hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
 a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist 

der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2a) vorsätzlich verletzt hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, 
so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis 
zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

 b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der Versicherer 
für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge-
gangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungs-
nehmer seine Pflicht grob fahr-lässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 
3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt beste-
hen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm 
die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

 c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
  aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefah-

rerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungs-
falles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder

  bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist 
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündi-
gung nicht erfolgt war oder

  cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundätzen ent-
sprechende erhöhte Prämie verlangt.

§ 10 Überversicherung

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses 
erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsneh-
mer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche-
rungssumme mit sofortiger Wirkung herab-gesetzt wird. Ab Zugang des 
Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe der Prämie der Betrag maßge-
bend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von 
vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht ge-
schlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die Prämie bis 
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 11 Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht
 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr ver-

sichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unver-
züglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und 
die Versicherungssumme anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr.1) vor-

sätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer zur Kündigung berech-
tigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt 
nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles 
Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
 a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 

versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen 
den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Be-
stehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamt-
schaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

 b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, 
dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm 
nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber 
im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstandenen Scha-
dens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei 
demselben Versicherer bestehen.

  Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen 
Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so 
ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der 
Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht 
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, 
aus denen die Prämien er-rechnet wurde, nur in diesem Vertrag in 
Deckung gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädi-
gungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus 
allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten 
ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in die-
sem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

 c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig.

  Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
 a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfach-

versicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der 
Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungs-
summe unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den 
Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung 
nicht gedeckt ist. Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung der Prämie werden 
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer 
zugeht.

 b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfach-
versicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der meh-
reren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. 
Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig 
oder im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann 
der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung 
der Versicherungssummen und der Prämien verlangen.

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag
 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen 

Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Aus-
übung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsneh-
mer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versi-
cherte den Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung
 Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versiche-

rungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zu-
stimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Ent-
schädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten
 a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers 

von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für frem-
de Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten 
zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versiche-
rungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versi-
cherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis 
des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Re-
präsentant des Versicherungsnehmers ist.

 b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der 
Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine 
rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht 
möglich oder nicht zumutbar war.

 c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der 
Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten 
geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

§ 13 Aufwendungsersatz

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
 a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-

rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Um-ständen 
nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten hal-
ten durfte oder die er auf Weisung des Versicherers macht.

 b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmit-
telbar bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in sei-
nen Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer 
Aufwendungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nach-
träglichen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig 
und erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers erfolgten.

 c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) entsprechend kürzen.

 d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versi-
cherte Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungs-
summe je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Auf-
wendungen auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

 e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) erforderlichen 
Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.

 f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr 
oder anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfe-
leistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen 
Interesse erbracht werden.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
 a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die 

Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu ersetzenden Scha-
dens, sofern diese den Umständen nach geboten waren.

  Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand 
hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung 
vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

 b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Kostenersatz nach a) entsprechend kürzen.

§ 14 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen
 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Drit-

ten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Ver-
sicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der 
Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der 
er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der 
Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht.
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2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Siche-

rung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Ver-
sicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist 
der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er in-folge 
dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für 
das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs-
nehmer.

§ 15 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht
 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragspar-

teien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform 
zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat 
nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer
 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ih-

rem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann 
jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirk-
sam wird.

3. Kündigung durch Versicherer
 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 

beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles
 a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich 

herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
  Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil we-

gen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so 
gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

 b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig her-
bei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen.

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles
 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versi-

cherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den 
Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht 
oder zu täuschen versucht. Ist die Täuschung oder der Täuschungsver-
such durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Vo-
raussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1. Form
 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag 

nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten 
Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und 
die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzuge-
ben. Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versi-
cherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-trägen als 
zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen 
über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 

Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer nicht angezeigten 
Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des 
Briefes als zugegangen.

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift  sei-

nes Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der ge-
werblichen Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend 
Anwendung.

§ 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungs-

nehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
 a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages,
 b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Be-

endigung,
 c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages 

und während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer aus-

gefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versiche-
rungsnehmer zu übermitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter
 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der 

Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem 
Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine 
Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur ge-
gen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der 
Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 19 Repräsentanten
 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten sei-

ner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 20 Verjährung
 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
 Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 

entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden 
Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne 
grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. Ist ein Anspruch aus dem Versi-
cherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in 
Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruch-
steller nicht mit.

§ 21 Gerichtsstand

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-

mittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer 
zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines sol-
chen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

 Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung han-
delt, kann der Versicherungsnehmer seine Ansprüche auch bei dem für 
den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Ge-
richt geltend machen.

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer
 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-

mittlung gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht 
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

 Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung han-
delt, kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz 
oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht gel-
tend machen.

§ 22 Anzuwendendes Recht
 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Klauseln zu den Allgemeinen Bedingungen  für die Glasversicherung
(PK AGlB 2008)

Übersicht

0730 Sachen und Sachteile nicht aus Glas

PK 0732 Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, Transparentes Glasmosaik

PK 0735 Waren und Dekorationsmittel

0750 Versicherte Sachen

PK 0753 Werbeanlagen

0780 Verhaltens- und Wissenszurechnung, Vertretung

PK 0781 Führung

PK 0782 Prozessführung

PK 0783 Makler

PK 0785 Wohnungs- und Teileigentum

PK 0730 – Sachen und Sachteile nicht aus Glas

Klausel 0732 Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, Transparentes Glasmosaik

Der Versicherer leistet Ersatz für Schäden an nicht aus Glas bestehenden 
Teilen von Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen oder von transparentem 
Glasmosaik nur, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zer-
brechen an der zugehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden 
auf derselben Ursache beruhen oder der Schaden an der Scheibe den anderen 
Schaden verursacht hat. Die Rahmen der Verglasungen sind nicht Gegenstand 
der Versicherung.

Klausel 0735 Waren und Dekorationsmittel
1. Der Versicherer leistet bis zu dem vereinbarten Betrag auf erstes Risiko 

Entschädigung auch für Schäden an ausgestellten Waren und Dekorati-
onsmitteln hinter versicherten Scheiben (z.B. von Schaufenstern, Schau-
kästen und Vitrinen), wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden 
durch Zerbrechen der Scheibe vorliegt und die Waren oder Dekorations-
mittel durch Glassplitter oder durch Gegenstände zerstört oder beschä-
digt worden sind, die beim Zerbrechen der Scheibe eingedrungen sind.

2. Ersetzt werden
 a) bei zerstörten Sachen der Wiederbeschaffungspreis unmittelbar 

vor Eintritt des Versicherungsfalles; die Reste der zerstörten Sachen 
stehen dem Versicherer zu, wenn nicht der Versicherungsnehmer 
den Wert der Reste an den Versicherer zahlt;

 b) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zur 
Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch den 
Versicherungsfall etwa entstandenen und durch die Reparatur nicht 
auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der Wieder-
beschaffungspreis unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles.

Klausel 0750 – Versicherungen mit vereinbarter Prämienänderung

Klausel 0753 Werbeanlagen

1. Versichert sind die im Versicherungsvertrag näher bezeichneten Werbe-
anlagen, und zwar Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen); Fir-
menschilder; Transparente.

2. Der Versicherer leistet Ersatz
 a) bei Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen) für Schäden 

durch Zerbrechen der Röhren (Systeme) und an den übrigen Teilen 
der Anlage für alle Beschädigungen oder Zerstörungen, soweit sie 
nicht eine unmittelbare Folge der durch den Betrieb der Anlage ver-
ursachten Abnutzung sind;

 b) bei Firmenschildern und Transparenten für Schäden durch Zerbre-
chen der Glas- und Kunststoffteile.

  Schäden an Leuchtkörpern oder nicht aus Glas oder Kunststoff be-
stehenden Teilen (z.B. Metallkonstruktion, Bemalung, Beschriftung, 
Kabel) sind mitversichert, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger 
Schaden durch Zerbrechen am Glas oder Kunststoff vorliegt und 
entweder beide Schäden auf derselben Ursache beruhen oder der 
Schaden am Glas oder Kunststoff den anderen Schaden verursacht 
hat.

3. Abweichend von Abschnitt „A“ § 1 b) aa) AGlB 2008 sind, soweit nichts 
anderes vereinbart ist, Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Im-
plosion, Aufprall eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung, 
mitversichert.

4. Kosten für Farbangleichungen unbeschädigter Systeme oder für son-
stige Änderungen oder Verbesserungen sowie für Überholungen sind 
nicht entschädigungspflichtig.

5. Wird anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadens an den übrigen Teilen 
der Anlage eine vorläufige Reparatur durch einen Nichtfachmann vor-
genommen, so sind die Kosten hierfür sowie die daraus entstehenden 
Folgen vom Versicherungsnehmer zu tragen.

Klausel 0780 – Verhaltens- und Wissenszurechnung, Vertretung

Klausel 0781 Führung

Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklä-
rungen des Versicherungsnehmers für alle beteiligten Versicherer entgegen-
zunehmen.

Klausel 0782 Prozessführung

Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer die glei-
chen sind, ist folgendes vereinbart:

1. Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag seine 
Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer und nur wegen dessen 
Anteil gerichtlich geltend machen.

2. Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden Versi-
cherer rechtskräftig gewordene Entscheidung sowie die von diesem mit 
dem Versicherungsnehmer nach Rechtshängigkeit geschlossenen Ver-
gleiche als auch für sich verbindlich an.

3. Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die Zulässigkeit der 
Berufung notwendigen Wert des Beschwerdegegenstandes oder im Fal-
le der Revision den Wert der mit der Revision geltend zu machenden 
Beschwer nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer berechtigt und 
auf Verlangen des führenden oder eines mitbeteiligten Versicherers 
verpflichtet, die Klage auf einen zweiten, erforderlichenfalls auf weitere 
Versicherer auszudehnen, bis diese Summe erreicht ist. Wird diesem Ver-
langen nicht entsprochen, so gilt Nr. 2 nicht.

Klausel 0783 Makler

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzei-
gen und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. 
Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versi-
cherer weiterzuleiten.

Klausel 0785 Wohnungs- und Teileigentum

1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungseigentümern 
der Versicherer wegen des Verhaltens einzelner Wohnungseigentümer 
ganz oder teilweise leistungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber den 
übrigen Wohnungseigentümern wegen deren Sondereigentums sowie 
deren Miteigentumsanteile nicht berufen.

 Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vor-
liegt, hat dem Versicherer die darauf entfallenden Aufwendungen zu er-
setzen.

2. Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass der Versi-
cherer sie auch insoweit entschädigt, als er gegenüber einzelnen Mitei-
gentümern leistungsfrei ist, sofern diese zusätzliche Entschädigung zur 
Wiederherstellung des gemeinschaftlichen Eigentums verwendet wird.

 Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vor-
liegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese Mehraufwendungen zu er-
statten.

3. Für die Glasversicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 und Nr. 2 entspre-
chend.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektro-
nischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsver-
hältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV 
einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchliche 
Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der 
uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und Nutzung 
zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder 
wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung 
und Nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Ver-
tragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht 
oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle 
erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutz-
würdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder 
Nutzung überwiegt. 
Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung 
und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung 
ist in Ihrem Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG 
aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungs-
vertrages hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung 
– schon mit Ablehnung des Antrages oder durch Ihren jederzeit möglichen 
Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teil-
weise gestrichen, kommt es u.U. nicht zu einem Vertragsabschluß. Trotz Wi-
derruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwilligungserklärung kann 
eine Datenverarbeitung und Nutzung in dem begrenzten gesetzlich zuläs-
sigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.
Schweigepflichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z.B. beim Arzt, 
einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen 
(Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallver-
sicherung (Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweige-
pflichtentbindungserklärung enthalten. 
Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenver-
arbeitung und Nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
 Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. 

Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden 
zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Versicherungsnummer, 
Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung so-
wie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z.B. eines Vermittlers, 
eines Sachverständigen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei 
einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und 
ggf. auch Angaben von Dritten, wie z.B. die Feststellung Ihrer Reparatur-
werkstatt über einen Kfz-Totalschaden.

2. Datenübermittlung an Rückversicherer
 Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf 

einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb 
geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im 
In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entspre-
chende versicherungstechnische Angaben von uns, wie Versicherungs-
nummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und 
Risikozuschlags, sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rück-
versicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden 
ihnen auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt.

 In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversi-
cherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer
 Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antrag-

stellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versiche-rer 
alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Schadensabwicklung 
wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z.B. frühere Krank-
heiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige 
andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder ge-
kündigt). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider-
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken 
bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann 
es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder ent-
sprechende Auskünfte auf Anfrage zu erteilen.

 Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, 
gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines 
Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. 
Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben wie Name und An-
schrift,  Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos 
oder Angaben zum Schaden wie Schadenhöhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme der Fachverbände
 Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, 

zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder 
zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zu-
ständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch 
entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu beantworten.

 Dazu bestehen bei den Fachverbänden zentrale Hinweissysteme.
 Solche Hinweissysteme gibt es z.B. beim Verband der Schadenversi-

cherer (Zusammenschluss der bisherigen Verbände: Verband der Haft-
pflichtversicherer, Unfallversicherer, Autoversicherer und Rechtsschutz-
versicherer – HUK-Verband – Verband der Sachversicherer, Deutscher 
Transport-Versicherungs-Verband). Die Aufnahme in diese Hinweissy-
steme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem 
jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur soweit bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

 Beispiele:
 Kfz-Versicherer
 Registrierungen von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen sowie 

von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs 
besteht. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und –Verhütung.

 Sachversicherer
 Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt 

oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs der 
Vertrag gekündigt wird und bestimmte Schadenssummen erreicht sind. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren Mit-
brauchs.

 Transportversicherer
 Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauchs) 

Schadenfällen, insbesondere in der Reisegepäckversicherung. Zweck: 
Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmissbrauch.

 Unfallversicherer
 Meldung bei
	 •	 erheblicher	Verletzung	der	vorvertraglichen	Anzeigepflicht
	 •	 Leistungsablehnung	 wegen	 vorsätzlicher	 Obliegenheitsverletzung	

im Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfall-
folgen

	 •	 außerordentlicher	 Kündigung	 durch	 den	 Versicherer	 (nach	 Lei-
stungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung) 

 zur Risikoprüfung und um Missbrauchshandlungen aufzudecken.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Versicherungsgruppe
 Zum Schutz der Versicherten werden einzelne Branchen (z.B. Lebens-, 

Kranken-, Sachversicherung) durch juristisch selbständige Gesell-
schaften betrieben. Um dem Kunden einen umfassenden Versicherungs-
schutz anbieten zu können, arbeiten die Gesellschaften häufig in Versi-
cherungsgruppen zusammen.

 Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert wie das 
Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z.B. Ihre Adresse nur einmal 
gespeichert, auch wenn Sie Versicherungsverträge mit verschiedenen 
Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versi-cherungs-
nummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und 
Bankleitzahl, d.h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten werden in einer zentralen Datensammlung geführt.

 Dabei sind z.B. Name, Adresse, Kontonummer, Bankleitzahl, Versiche-
rungsnummern bestehender Verträge von allen Unternehmen der Grup-
pe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zu-
geordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner 
genannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne 
Rückfragen korrekt verbucht werden.

 Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind da-
gegen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.

 Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen 
Kunden durch die einzelnen Gesellschaften verwendet werden, spricht 
das Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften 
des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische 
Daten – wie z.B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten – bleiben dagegen un-
ter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Gesellschaft.

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler
 ln Ihren Versicherungsangelegenheiten (sowie im Rahmen des sonstigen 

Dienstleistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw. unseres 
Kooperationspartners) werden Sie durch einen unserer Vermittler be-
treut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienstlei-
stungen berät. Vermittler in diesem Sinne sind neben Einzelpersonen 
auch Vermittlungsgesellschaften (sowie im Rahmen der Zusammenar-
beit bei Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen, Ka-
pitalanlage- und Immobiliengesellschaften u.a.).

 Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Ver-
mittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung 
notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, 
z.B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungslei-
stungen (sowie von unseren Partnerunternehmen Angaben über andere 
finanzielle Dienstleistungen, z.B. Abschluss und Stand Ihres Bausparver-
trages). Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Per-
sonenversicherung können an den zuständigen Vermittler auch Gesund-
heitsdaten übermittelt werden.

 Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezo-
genen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des 
Kunden. Auch werden sie von uns über Änderungen der kundenrele-
vanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich 
verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine besonderen Ver-
schwiegenheitspflichten (z.B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu 
beachten.

 Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. En-
det seine Tätigkeit für unser Unternehmen (z.B. durch Kündigung des 
Vermittlervertrages oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen 
Ihre Betreuung neu; Sie werden hierüber informiert.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Recht
 Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben 

dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie 
unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sper-
rung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten.

 Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie 
sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versi-
cherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichti-
gung, Sperrung oder Löschung wegen der beim Rückversicherer gespei-
cherten Daten stets an Ihren Versicherer. 
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Satzung 
I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsgebiet

1. Der im Jahre 1788 gegründete Verein führt den Namen OSTANGLER 
BRANDGILDE, Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VVaG). Die Gesell-
schaft hat ihren Sitz in Kappeln.

2. Das Geschäftsgebiet umfasst die Mitgliedsstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft und die anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum.

§ 2 Zweck

1. Der Verein betreibt die Versicherungssparten:
 Unfall-, Feuer- und andere Sachschäden, Allgemeine- und Bootshaft-

pflicht, verschiedene finanzielle Verluste, nicht substitutive Krankenver-
sicherung.

2. In den von ihr nicht betriebenen Versicherungszweigen kann die Gesell-
schaft den Abschluss von Versicherungsverträgen vermitteln.

3. Der Verein kann Nichtmitglieder gegen feste Entgelte versichern und in 
den von ihr betriebenen Versicherungszweigen Rückversicherung ge-
währen. Der Umfang dieser Versicherungen darf jeweils 15 % der Brutto-
beitragseinnahmen nicht übersteigen.

§ 3 Geschäftsjahr und Bekanntmachungen

1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

2. Bekanntmachungen erfolgen im Bundesanzeiger. Zusätzlich ist eine 
schriftliche Bekanntgabe an die Mitgliedervertreter erforderlich.

II. Mitgliedschaft

§ 4 Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft beginnt mit Abschluss eines Versicherungsvertrages 
und endet mit dessen Ablauf.

2. Ausgeschiedene Mitglieder haben keinen Anspruch auf das Gesell-
schaftsvermögen.

III. Organe

§ 5 Organe der Gesellschaft sind:

1. Mitgliedervertretung
2. Aufsichtsrat
3. Vorstand

§ 6 Mitgliedervertretung

1. Die Mitgliedervertretung ist das oberste Organ des Vereins. Sie vertritt 
die Gesamtheit der Vereinsmitglieder.

2. Die Mitgliedervertretung besteht aus 29 von ihr selbst auf 6 Jahre ge-
wählten ehrenamtlichen Mitgliedervertretern. Wählbar sind alle Mitglie-
der, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und mindestens ein Jahr lang 
dem Verein angehören.

3. Die ersten Mitgliedervertreter werden durch die Hauptversammlung 
gewählt. Scheidet ein Mitgliedervertreter später aus der Mitgliederver-
tretung aus, werden die nachfolgenden Mitgliedervertreter von der 
Mitgliedervertretung selbst gewählt. Einzelheiten des Wahlverfahrens 
zur Mitgliedervertretung kann die Mitgliedervertretung in einer Wahl-
ordnung regeln, wobei der Aufsichtsrat der Mitgliedervertretung die als 
Mitgliedervertreter zu wählenden Kandidaten vorschlägt.

4. Das Amt als Mitgliedervertreter erlischt mit dem Ende der ordentlichen 
Mitgliedervertreterversammlung des Kalenderjahres, in dem der Mitglie-
dervertreter sein 70. Lebensjahr vollendet.

§ 7 Mitgliedervertreterversammlung

1. Die Mitgliedervertreterversammlung findet alljährlich in den ersten 8 
Monaten des Kalenderjahres statt. Sie wird unter Mitteilung von Ort, Zeit 
und Tagesordnung gem. § 3 dieser Satzung mindestens einen Monat vor-
her vom Aufsichtsrat einberufen.

2. Eine außerordentliche Mitgliedervertreterversammlung muss einbe-
rufen werden, wenn mindestens 1/20 der Mitglieder dies schriftlich 
unter Angabe der Gründe beantragen, wenn der Aufsichtsrat oder der 
Vorstand sie für notwendig hält oder wenn die Aufsichtsbehörde dies 
verlangt.

3. Die Mitgliedervertreterversammlung wird vom Vorsitzenden des Auf-
sichtsrates, im Verhinderungsfalle von seinem Stellvertreter geleitet. Die 
Versammlungsleitung kann vom Aufsichtsrat einem Vorstandsmitglied 
übertragen werden.

4. Das Stimmrecht kann nur in Person ausgeübt werden.
 Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliedervertreterversammlung ist 

ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Beschlüsse 
können mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst werden, sofern das Ge-
setz oder diese Satzung nicht anders bestimmen. Bei Stimmengleichheit 
gilt der Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesem Falle das 
Los.

§ 8 Aufgaben der Mitgliedervertreterversammlung

Die Mitgliedervertreterversammlung hat folgende Aufgaben:

1. Entgegennahme des Geschäftsberichtes, des Jahresabschlusses und des 
Berichtes des Aufsichtsrates über die Prüfung des Jahresabschlusses.

2. Feststellung des Jahresabschlusses, wenn Vorstand und Aufsichtsrat 
sich für die Feststellung durch die Mitgliedervertreterversammlung ent-
schieden haben oder der Aufsichtsrat den Jahresabschluss nicht billigt.

3. Verteilung des Bilanzgewinnes

4. Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates

5. Wahlen zum Aufsichtsrat

6. Festsetzung der Vergütung des Aufsichtsrates

7. Änderung der Satzung sowie Einführung neuer Versicherungszweige

8. Auflösung der Gesellschaft

Die Beschlüsse zu § 8 Nr. 7 + 8 bedürfen einer Mehrheit von ¾ der abgegeben 
Stimmen und zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 9 Der Aufsichtsrat

1. Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Personen, die Mitglieder der Gesell-
schaft sein müssen. Sie werden von der Mitgliedervertreterversammlung 
bis zur Beendigung der Mitgliedervertreterversammlung gewählt, die 
über die Entlastung für das 4. Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt. 
Das Geschäftsjahr der Wahl ist hierbei nicht einzurechnen. Das Amt be-
ginnt mit Annahme der Wahl und erlischt mit dem Zeitablauf, spätestens 
mit dem Ende der ordentlichen Mitgliedervertreterversammlung des 
Kalenderjahres, in dem das Aufsichtsratsmitglied sein 70. Lebensjahr voll-
endet. Wiederwahl ist zulässig.

2. Unmittelbar nach jeder Mitgliedervertreterversammlung, in der Wahlen 
zum Aufsichtsrat vorgenommen sind, findet eine Sitzung des Aufsichts-
rates statt, zu der eine Einladung nicht ergeht. In dieser Sitzung werden 
unter Vorsitz des ältesten Mitglieds der Vorsitzende und sein Stellvertre-
ter gewählt.

3. Scheiden Aufsichtsratsmitglieder vor ihrer Amtsdauer aus, so bedarf es 
der Einberufung einer außerordentlichen Mitgliedervertreterversamm-
lung zur Vornahme der Ersatzwahl nur dann, wenn weniger als drei Mit-
glieder vorhanden sind.

4. Zu seinen weiteren Sitzungen versammelt sich der Aufsichtsrat durch 
schriftliche, mündliche, telefonische oder telegrafische Einladung des 
Vorsitzenden.

5. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mind. drei Mitglieder anwe-
send sind. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

6. Der Vorsitzende ist verpflichtet, den Aufsichtsrat unverzüglich einzu-
berufen, wenn es von einem Mitglied des Aufsichtsrates oder des Vor-
standes unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes schriftlich bean-
tragt wird. Im Übrigen gelten für die Einberufung des Aufsichtsrates die 
gesetzlichen Bestimmungen.

7. Über die Beschlüsse des Aufsichtsrates muss ein Protokoll geführt werden.

8. Willenserklärungen des Aufsichtsrates erfolgen durch den Vorsitzenden

9. Die Aufsichtsratsmitglieder haben Anspruch auf Tagegelder und Erstat-
tung von Barauslagen. Eine etwaige Vergütung wird von der Mitglieder-
vertreterversammlung festgesetzt.

§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrates

1. Der Aufsichtsrat hat die ihm durch Gesetz und Satzung zugewiesenen 
Rechte und Pflichten.  Ihm obliegen insbesondere:

 a) Überwachung der Geschäftsführung
 b) Prüfung des Jahresabschlusses, des Vorschlages über die Über-

schussverteilung und des Geschäftsberichtes sowie die Berichtser-
stattung an die Mitgliedervertreterversammlung

 c)  Feststellung des Jahresabschlusses
 d)  Bestellung des Vorstandes und Regelung seines Dienstverhältnisses

2. Die Zustimmung des Aufsichtsrates ist erforderlich für:

 a)  Erwerb und Veräußerung von Grundeigentum
 b)  Verträge mit anderen Versicherungsunternehmen, ausgenommen 

Rückversicherungsverträge
 c)  Bestellung von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten

3. Der Aufsichtsrat ist weiterhin ermächtigt:

 a)  Die Satzung und die Allgemeinen Versicherungsbedingungen zu 
ändern, soweit die Änderungen nur die Fassung betreffen

 b)  Beschlüsse der Mitgliedervertreterversammlung, durch welche die 
Satzung geändert wird, soweit abzuändern, wie das die Aufsichtsbe-
hörde vor der Genehmigung verlangt

 c)  Sich und dem Vorstand eine Geschäftsordnung zu geben.
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§ 11 Vorstand

1. Der aus mindestens zwei Personen bestehende Vorstand wird vom Auf-
sichtsrat bestellt; dieser bestimmt auch die Anzahl. Er kann einen von ih-
nen zum Vorsitzenden des Vorstandes ernennen. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag; dies gilt nicht in einem 
zweigliedrigen Vorstand.

2. Das Verhältnis der Mitglieder des Vorstandes zur Gesellschaft regelt sich 
nach dem Inhalt der vom Aufsichtsrat mit ihnen abzuschließenden An-
stellungsverträge.

3. Mit schriftlicher Genehmigung des Aufsichtsrates kann der Vorstand 
Prokuristen und Handlungsbevollmächtigte bestellen. Außerdem ist der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates berechtigt, Allgemeine 
Versicherungsbedingungen für das Neugeschäft einzuführen oder zu 
ändern.

 
4. Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich 

oder durch ein Vorstandsmitglied gemeinschaftlich mit einem Proku-
risten vertreten.

IV. Vermögensverwaltung

§ 12 Einnahmen

Die Einnahmen des Vereins bestehen aus:

1. den im Voraus zu zahlenden Jahresbeiträgen der Mitglieder,
2. den sonstigen Einnahmen,
3. den eventuell zu zahlenden Nachschüssen.

§ 13 Beiträge

1. Die Mitglieder haben jährlich im Voraus Beiträge nach Maßgabe der vom 
Vorstand beschlossenen Tarife zu errichten.

2. Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats Beiträge und Ta-
rifbestimmungen auch für bestehende Versicherungsverträge ändern, 
wenn und soweit das Gesetz oder vereinbarte Versicherungsbedin-
gungen oder Tarifbestimmungen dies zulassen. In anderen Fällen ist 
eine Änderung von Beiträgen und Tarifbestimmungen für bestehende 
Verträge nur zur Gewährleistung der Gleichbehandlung aller Mitglieder 
mit Zustimmung der Mitgliederversammlung zulässig.

 Die geänderten Tarife gelten für bestehende Versicherungsverträge ab 
Beginn der nächsten Versicherungsperiode.

 Der Vorstand ist verpflichtet, den Mitgliedern deren bestehende Versi-
cherungsverträge betroffen sind, die Tarifänderung, sowie die Erläute-
rung der Unterschiede zwischen dem alten und neuen Tarif spätestens 
einen Monat vor Inkrafttreten schriftlich mitzuteilen und sie auf ihr Kün-
digungsrecht schriftlich hinzuweisen.

3. Der Verein ist berechtigt für jedes Mahnschreiben nach einer ersten Er-
innerung zur Zahlung des fälligen Beitrages einen pauschalen Betrag je 
Brief zu erheben. Die Höhe dieses Betrages wird jährlich vom Vorstand 
auf Grund einer Kalkulation der anfallenden Kosten, sowie Verzugszinsen 
festgelegt.

§ 14 Nachschüsse

1. Reichen die Beiträge, die sonstigen Einnahmen und der gemäß § 17 der 
Satzung verfügbare Teil der Verlustrücklage zur Deckung der Ausgaben 
nicht aus, so ist der Fehlbetrag durch Nachschüsse zu decken. Zur Zah-
lung der Nachschüsse sind alle Mitglieder im Verhältnis ihrer für das Ge-
schäftsjahr gezahlten Versicherungsbeiträge verpflichtet.

2. Die Nachschüsse werden vom Vorstand festgesetzt und dürfen 50 % 
eines Jahresbeitrages nicht übersteigen. 

§ 15 Verlustrücklage

1. Zur Deckung eines außergewöhnlichen Verlustes aus dem Geschäftsbe-
trieb ist eine Verlustrücklage von mind. 1 Mio. € zu bilden.

2. Der Verlustrücklage sind jährlich bis zum Erreichen der Soll-Höhe minde-
stens 5 % der gebuchten Bruttobeiträge zuzuführen.

3. Hat die Verlustrücklage ihre Soll-Höhe erreicht oder nach Inanspruch-
nahme wieder erreicht, kann der Vorstand bis zu 50 % des Jahresüber-
schusses des Geschäftsjahres der Verlustrücklage oder einer anderen 
Rücklage zuführen.

4. Die Verlustrücklage darf zur Verlustdeckung in einem Geschäftsjahr erst 
dann in Anspruch genommen werden, wenn sie 50 % ihres Soll-Beitrages 
überschritten hat. Die jährliche Entnahme kann bis zu 50 % der jeweils 
angesammelten Verlustrücklage betragen; jedoch darf durch die Ent-
nahme der Bestand von 50 % der Soll-Höhe nicht unterschritten werden. 
Voraussetzung für jede Inanspruchnahme ist aber, dass im Verlustjahr 
mindestens ein Betrag in Höhe des Durchschnitts der letzten 3 Jahre er-
hoben wurde und zur Bestreitung der Ausgaben nicht ausreicht.

5. Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde kann in einzelnen Geschäfts-
jahren von den Zuführungs- und Entnahmebestimmungen abgewichen 
werden.

§ 16 Beitragsrückgewähr

1. Soweit der in einem Geschäftsjahr erzielte Überschuss nicht der Ver-
lustrücklage zuzuführen ist oder eine andere Verwendung beschlossen 
wird, ist er der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zuzuweisen.

2. Die der Rückstellung für Beitragsrückgewähr zufließenden Beträge dür-
fen keinem anderen Zweck als dem der Beitragsrückerstattung dienen.

3. Die Verteilung der Beitragsrückerstattung auf alle oder einzelne Versi-
cherungszweige, ihre Anrechnung auf Folgebeiträge bzw. Nachschüsse 
oder Ausschüttung bestimmt der Vorstand; dies hat spätestens nach 
Ablauf von drei Jahren zu erfolgen. Maßstab für die Anrechnung oder 
Verteilung der Beitragsrückerstattung ist das Verhältnis des Jahresbei-
trages für das Folgejahr. Bagatellbeträge werden nicht verteilt. Über den 
kleinsten zu verteilenden Betrag beschließt der Vorstand.

4. Im Laufe des Geschäftsjahres beigetretene oder ausgeschiedene Mitglie-
der sind von der Beitragsrückerstattung ausgeschlossen.

§ 17 Anlage des Vereinsvermögens

Das Vereinsvermögen wird nach den gesetzlichen Vorschriften und den von 
der Aufsichtsbehörde erlassenen Richtlinien angelegt.

V. Bestandsübertragung, Verschmelzung, Auflösung des Vereins

§ 18 Durchführung

1. Die Mitgliedervertreterversammlung kann die Übertragung des Be-
standes oder eines Teilbestandes auf ein anderes oder die Verschmel-
zung mit einem anderen Versicherungsunternehmen oder die Auflö-
sung des Vereins beschließen.

2. Der Beschluss kann nur erfolgen, wenn in der Einladung auf den Zweck 
besonders hingewiesen wird. Es bedarf einer Mehrheit von ¾ der erschie-
nenen Mitglieder und der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde.

3. Die zwischen dem Verein und den Mitgliedern bestehenden Versiche-
rungsverhältnisse erlöschen vier Wochen nach der Bekanntmachung des 
von der Aufsichtsbehörde genehmigten Auflösungsbeschlusses. Die Be-
kanntmachung hat schriftlich an alle Mitglieder des Vereins zu erfolgen.

§ 19 Liquidation

Nach der Auflösung des Vereins findet die Liquidation durch den Vorstand 
statt, jedoch kann die Mitgliedervertreterversammlung auch andere Per-
sonen zu Liquidatoren bestellen, die ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit 
fassen. Ergibt sich nach Beendigung der Liquidation ein Überschuss, so wird 
dieser nach dem Verhältnis der im letzten Geschäftsjahr gezahlten Beiträge 
an die Mitglieder verteilt, ein etwaiger Fehlbetrag ist in gleicher Weise durch 
Nachschüsse zu decken

Beschlossen durch die Hauptversammlung am 9. Juli 1986.
Genehmigt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 29. 
September 1986. Gesch.-Z. IV-5017-2/86.
Änderungen genehmigt am 26. April 1993 Gesch.-Z. IV 5017 2/93; am 29.09.2000 
Gesch.-Z. IV-043-5017 2/00;  am 17.07.2001 Gesch.-Z. 043-5017-1/01; am 
07.07.2003 Gesch.-Z. VA 43-VU 5017-2/02; am 17.12.2004 Gesch.-Z. VA 32-VU 5017-
2/04; Änderungen genehmigt durch die Hauptversammlung am 23.06.2006.
Änderung genehmigt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleitungsauf-
sicht 08. August 2011. Gesch.-Z. VA 32-I 5002-5017-2008/0001, Änderung geneh-
migt durch die Hauptversammlung vom 29.06.2010 sowie vom 29.06.2011.
Änderung genehmigt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleitungsauf-
sicht 06. März 2012. Gesch.-Z. VA 34-I 5002-5017-2012/0001, Änderung genehmi-
gt durch die außerordentliche Hauptversammlung vom 27.02.2012.
Änderung genehmigt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht 21.05.2013. Gesch.-Z. VA 34-I 5002-5017-2013/0001
Änderung genehmigt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht 09.10.2013. Gesch.-Z. VA 34-I 5002-5017-2013/0001, Änderung genehmigt 
durch die Hauptversammlung vom 26.06.2013
Änderung genehmigt durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht 10.01.2014. Gesch.-Z. VA 34-I 5002-5017-2014/0001, Änderung genehmigt 
durch den Aufsichtsrat am 26.11.2013
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